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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)857 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 29. November 2016 
18. Wahlperiode 

Änderungsantrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 

zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz – BTHG) (Drucksache 18/9522) 

 
Der Ausschuss wolle beschließen: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geän-
dert: 

aa) Die Angabe zu § 103 wie folgt gefasst: 

„§ 103 Regelung für Menschen mit Behin-
derungen und Pflegebedarf“. 

bb) die Angabe zu Kapitel 14 durch die fol-
genden Angaben ersetzt: 

„Kapitel 14 

Straf-, Bußgeld- und Schlussvorschriften 

§ 237a Strafvorschriften 

§ 237b Strafvorschriften“. 

b) Nach § 6 Absatz 3 Satz 2 werden die folgen-
den Sätze eingefügt: 

„Mit Zustimmung und Beteiligung des Leis-
tungsberechtigten kann die Bundesagentur für 
Arbeit mit dem zuständigen Jobcenter eine ge-
meinsame Beratung zur Vorbereitung des Ein-
gliederungsvorschlags durchführen, wenn 
eine Teilhabeplankonferenz nach § 20 nicht 
durchzuführen ist. Die Leistungsberechtigten 
und das Jobcenter können der Bundesagentur 
für Arbeit in diesen Fällen die Durchführung 
einer gemeinsamen Beratung vorschlagen. § 
20 Absatz 3 und § 23 Absatz 2 gelten entspre-
chend.“ 

c) In § 15 Absatz 2 Satz 1 werden vor dem Punkt 
am Ende die Wörter „und berät diese nach § 
19 trägerübergreifend“ eingefügt. 

d) Nach § 17 Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

„Die beteiligten Rehabilitationsträger infor-
mieren den leistenden Rehabilitationsträger 
unverzüglich über die Notwendigkeit der Ein-
holung von Gutachten.“ 

e) § 19 wird wie folgt geändert: 

aa) Dem § 19 Absatz 2 wird folgender Satz an-
gefügt:  

„Wenn Leistungsberechtigte die Erstellung 
eines Teilhabeplans wünschen und die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht vor-
liegen, ist Satz 2 entsprechend anzuwen-
den.“ 

bb) In Absatz 3 Satz 3 werden nach den Wör-
tern „Einsicht in den Teilhabeplan“ die 
Wörter „oder die Erteilung von Ablichtun-
gen“ eingefügt. 

f) § 20 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt und werden 
nach den Wörtern „beteiligten Rehabilita-
tionsträger“ die Wörter „und die Jobcen-
ter“ eingefügt.“ 

bb) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt und werden 
nach dem Wort „Rehabilitationseinrich-
tungen“ die Wörter „und Jobcenter sowie 
sonstige beteiligte Leistungserbringer“ ein-
gefügt. 

g) In § 21 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch 
die Wörter „; dabei ist das Gesamtplanverfah-
ren ein Gegenstand des Teilhabeplanverfah-
rens.“ ersetzt. 

h) In Artikel 1 wird § 22 Absatz 2 Satz 1 wie 
folgt gefasst: 
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„Bestehen im Einzelfall Anhaltspunkte für 
eine Pflegebedürftigkeit nach dem Elften 
Buch, wird die zuständige Pflegekasse mit 
Zustimmung des Leistungsberechtigten vom 
für die Durchführung des Teilhabeplanverfah-
rens verantwortlichen Rehabilitationsträger 
informiert und muss am Teilhabeplanverfah-
ren beratend teilnehmen, soweit dies für den 
Rehabilitationsträger zur Feststellung des Re-
habilitationsbedarfs erforderlich und nach 
den für die zuständige Pflegekasse geltenden 
Grundsätzen der Datenverwendung zulässig 
ist.“ 

i) § 49 Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 
eingefügt: 

„7. das Training motorischer Fähigkei-
ten,“. 

bb) Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden 
die Nummern 8 und 9. 

j) Dem § 53 Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Abweichend von Satz 1 erster Teilsatz sollen 
Leistungen zur beruflichen Weiterbildung, 
die zu einem Abschluss in einem allgemein 
anerkannten Ausbildungsberuf führen und 
für die eine allgemeine Ausbildungsdauer 
von mehr als zwei Jahren vorgeschrieben ist, 
nicht länger als zwei Drittel der üblichen 
Ausbildungszeit dauern.“ 

k) § 58 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird der Punkt durch ein Semi-
kolon ersetzt und werden die Wörter 
„hiervon kann abgewichen werden, wenn 
der Mensch mit Behinderungen bereits 
über die für die in Aussicht genommene 
Beschäftigung erforderliche Leistungsfä-
higkeit verfügt, die er durch eine Beschäf-
tigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
erworben hat.“ angefügt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Leistungen sollen in der Regel längs-
tens bis zum Ablauf des Monates erbracht 
werden, in dem das für die Regelalters-
rente im Sinne des Sechsten Buches erfor-
derliche Lebensalter erreicht wird.“ 

l) § 59 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „26“ durch die 
Angabe „52“ und die Angabe „325“ durch 
die Angabe „351“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „325“ durch die 
Angabe „351“ ersetzt. 

cc) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

dd) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Das Arbeitsförderungsgeld bleibt bei 
Sozialleistungen, deren Zahlung von an-
deren Einkommen abhängig ist, als Ein-
kommen unberücksichtigt.“ 

m) § 60 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch 
ein Komma ersetzt. 

bb) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 

cc) Die folgenden Nummern 5 und 6 werden 
angefügt: 

„5. eine dem Werkstattrat vergleichbare 
Vertretung wird ab fünf Wahlberechtigten 
gewählt. Sie besteht bei bis zu 20 Wahlbe-
rechtigten aus einem Mitglied und 

6. eine Frauenbeauftragte wird ab fünf 
wahlberechtigten Frauen gewählt, eine 
Stellvertreterin ab 20 wahlberechtigten 
Frauen.“ 

n) In § 63 Absatz 2 Nummer 4 wird die Angabe 
„§ 99 Absatz 4“ durch die Angabe „§ 99“ er-
setzt. 

o) In § 79 Absatz 1 Satz 1 Satzteil vor Nummer 1 
wird das Wort „leistungsberechtigte“ gestri-
chen. 

p) § 86 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 Satzteil vor Nummer 1 wird die 
Angabe „48“ durch die Angabe „49“ er-
setzt.  

bb) In Nummer 15 wird das Wort „und“ durch 
ein Komma ersetzt.  

cc) In Nummer 16 wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „und“ ersetzt.  

dd) Folgende Nummer 17 wird angefügt: 

„17. ein Mitglied auf Vorschlag der Bun-
desarbeitsgemeinschaft für Rehabilita-
tion.“ 

q) § 91 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Das Verhältnis der Leistungen der Pflege-
versicherung und der Leistungen der Einglie-
derungshilfe bestimmt sich nach § 13 Absatz 
3 des Elften Buches.“ 

r) In § 94 Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen. 

s) § 98 wird wie folgt gefasst: 

„§ 98 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Für die Eingliederungshilfe örtlich zuständig 
ist der Träger der Eingliederungshilfe, in dessen 
Bereich die leistungsberechtigte Person ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt zum Zeitpunkt der ersten 
Antragstellung nach § 108 Absatz 1 hat oder in 
den zwei Monaten vor den Leistungen einer Be-
treuung über Tag und Nacht zuletzt gehabt hatte. 
Bedarf es nach § 108 Absatz 2 keines Antrags, ist 
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der Beginn des Verfahrens nach Kapitel 7 maß-
geblich. Diese Zuständigkeit bleibt bis zur Been-
digung des Leistungsbezuges bestehen. Sie ist 
neu festzustellen, wenn für einen zusammenhän-
genden Zeitraum von mindestens sechs Monaten 
keine Leistungen bezogen wurden. Eine Unter-
brechung des Leistungsbezuges wegen stationärer 
Krankenhausbehandlung oder medizinischer Re-
habilitation gilt nicht als Beendigung des Leis-
tungsbezugs. 

(2) Steht innerhalb von vier Wochen nicht fest, 
ob und wo der gewöhnliche Aufenthalt begrün-
det worden ist oder ist ein gewöhnlicher Aufent-
halt nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln, hat 
der für den tatsächlichen Aufenthalt zuständige 
Träger der Eingliederungshilfe über die Leistung 
unverzüglich zu entscheiden und sie vorläufig zu 
erbringen. Steht der gewöhnliche Aufenthalt in 
den Fällen des Satzes 1 fest, wird der Träger der 
Eingliederungshilfe nach Absatz 1 örtlich zustän-
dig und hat dem nach Satz 1 leistenden Träger 
die Kosten zu erstatten. Ist ein gewöhnlicher Auf-
enthalt im Bundesgebiet nicht vorhanden oder 
nicht zu ermitteln, ist der Träger der Eingliede-
rungshilfe örtlich zuständig, in dessen Bereich 
sich die leistungsberechtigte Person tatsächlich 
aufhält. 

(3) Werden für ein Kind vom Zeitpunkt der Ge-
burt an Leistungen nach diesem Teil des Buches 
über Tag und Nacht beantragt, tritt an die Stelle 
seines gewöhnlichen Aufenthalts der gewöhnli-
che Aufenthalt der Mutter. 

(4) Als gewöhnlicher Aufenthalt im Sinne dieser 
Vorschrift gilt nicht der stationäre Aufenthalt o-
der der auf richterlich angeordneter Freiheitsent-
ziehung beruhende Aufenthalt in einer Vollzugs-
anstalt. In diesen Fällen ist der Träger der Ein-
gliederungshilfe örtlich zuständig, in dessen Be-
reich die leistungsberechtigte Person ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt in den letzten zwei Mo-
naten vor der Aufnahme zuletzt hatte.“ 

t) § 99 wird wie folgt gefasst: 

„Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten 
Personen nach § 53 Absatz 1 und 2 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und den 
§§ 1 bis 3 der Eingliederungshilfe-Verord-
nung in der am 31. Dezember 2019 geltenden 
Fassung.“ 

u) § 103 wie folgt gefasst: 

„§ 103 

Regelung für Menschen mit Behinderungen  
und Pflegebedarf 

(1) Werden Leistungen der Eingliederungshilfe in 
Einrichtungen oder Räumlichkeiten im Sinne des 
§ 43a in Verbindung mit § 71 Absatz 4 des Elften 
Buches erbracht, umfasst die Leistung auch die 
Pflegeleistungen in diesen Einrichtungen oder 
Räumlichkeiten. Stellt der Leistungserbringer 
fest, dass der Mensch mit Behinderungen so pfle-
gebedürftig ist, dass die Pflege in diesen Einrich-
tungen oder Räumlichkeiten nicht sichergestellt 

werden kann, vereinbaren der Träger der Einglie-
derungshilfe und die zuständige Pflegekasse mit 
dem Leistungserbringer, dass die Leistung bei ei-
nem anderen Leistungserbringer erbracht wird; 
dabei ist angemessenen Wünschen des Menschen 
mit Behinderungen Rechnung zu tragen. Die Ent-
scheidung zur Vorbereitung der Vereinbarung 
nach Satz 2 erfolgt nach den Regelungen zur Ge-
samtplanung nach Kapitel 7. 

„(2) Werden Leistungen der Eingliederungshilfe 
außerhalb von Einrichtungen oder Räumlichkei-
ten im Sinne des § 43a des Elften Buches in Ver-
bindung mit § 71 Absatz 4 des Elften Buches er-
bracht, umfasst die Leistung auch die Leistungen 
der häuslichen Pflege nach den §§ 64a bis 64f, 
64i und 66 des Zwölften Buches, solange die 
Teilhabeziele nach Maßgabe des Gesamtplanes (§ 
121) erreicht werden können, es sei denn der 
Leistungsberechtigte hat vor Vollendung des für 
die Regelaltersrente im Sinne des Sechsten Bu-
ches erforderlichen Lebensjahres keine Leistun-
gen der Eingliederungshilfe erhalten. Satz 1 gilt 
entsprechend in Fällen, in denen der Leistungs-
berechtigte vorübergehend Leistungen nach den 
§§ 64g und 64h des Zwölften Buches in An-
spruch nimmt. Die Länder können durch Landes-
recht bestimmen, dass der für die Leistungen der 
häuslichen Pflege zuständige Träger der Sozial-
hilfe die Kosten der vom Träger der Eingliede-
rungshilfe erbrachten Leistungen der häuslichen 
Pflege zu erstatten hat.“ 

v) § 104 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Mitteln“ die folgenden Wörter eingefügt: 

„; dabei ist auch die Wohnform zu würdi-
gen“. 

bb) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) Satz 2 wie folgt gefasst: 

„Dabei sind die persönlichen, famili-
ären und örtlichen Umstände ein-
schließlich der gewünschten Wohn-
form angemessen zu berücksichti-
gen.“ 

bbb) Nach Satz 2 werden folgende Sätze 
eingefügt: 

„Kommt danach ein Wohnen außer-
halb von besonderen Wohnformen in 
Betracht, ist dieser Wohnform der 
Vorzug zu geben, wenn dies von der 
leistungsberechtigten Person ge-
wünscht wird. Soweit die leistungs-
berechtigte Person dies wünscht, 
sind in diesem Fall die im Zusam-
menhang mit dem Wohnen stehen-
den Assistenzleistungen nach § 113 
Absatz 2 Nummer 2 im Bereich der 
Gestaltung sozialer Beziehungen und 
der persönlichen Lebensplanung 
nicht gemeinsam zu erbringen nach § 
116 Absatz 2 Nummer 1.“ 

w) § 112 wird wie folgt geändert: 
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aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 Nummer 1 werden nach 
den Wörtern „insbesondere im Rah-
men der allgemeinen Schulpflicht“ 
die Wörter „und zum Besuch weiter-
führender Schulen“ eingefügt. 

bbb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Hilfen nach Satz 1 Nummer 1 um-
fassen auch heilpädagogische und 
sonstige Maßnahmen, wenn die Maß-
nahmen erforderlich und geeignet 
sind, der leistungsberechtigten Per-
son den Schulbesuch zu ermöglichen 
oder zu erleichtern.“ 

ccc) Nach Satz 3 werden die folgenden 
Sätze angefügt: 

„Hilfen zu einer schulischen oder 
hochschulischen Ausbildung nach 
Satz 1 Nummer 2 können erneut er-
bracht werden, wenn dies aus behin-
derungsbedingten Gründen erforder-
lich ist. Hilfen nach Satz 1 umfassen 
auch Gegenstände und Hilfsmittel, 
die wegen der gesundheitlichen Be-
einträchtigung zur Teilhabe an Bil-
dung erforderlich sind. Vorausset-
zung für eine Hilfsmittelversorgung 
ist, dass die leistungsberechtigte Per-
son das Hilfsmittel bedienen kann. 
Die Versorgung mit Hilfsmitteln 
schließt eine notwendige Unterwei-
sung im Gebrauch und eine notwen-
dige Instandhaltung oder Änderung 
ein. Die Ersatzbeschaffung des Hilfs-
mittels erfolgt, wenn sie infolge der 
körperlichen Entwicklung der leis-
tungsberechtigten Person notwendig 
ist oder wenn das Hilfsmittel aus an-
deren Gründen ungeeignet oder un-
brauchbar geworden ist.“ 

bb) Dem Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Aus behinderungsbedingten oder aus an-
deren, nicht von der leistungsberechtigten 
Person beeinflussbaren gewichtigen Grün-
den kann von Satz 1 Nummer 1 abgewi-
chen werden.“ 

x) In § 116 Absatz 1 Nummer 1 werden die Wör-
ter „§ 78 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 5“ 
durch die Wörter „§ 78 Absatz 2 Nummer 1 
und Absatz 5“ ersetzt. 

y) § 117 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 3 Satz 1 wie folgt gefasst: 

„Bestehen im Einzelfall Anhaltspunkte für 
eine Pflegebedürftigkeit nach dem Elften 
Buch, wird die zuständige Pflegekasse mit 
Zustimmung des Leistungsberechtigten 
vom Träger der Eingliederungshilfe infor-
miert und muss am Gesamtplanverfahren 
beratend teilnehmen, soweit dies für den 

Träger der Eingliederungshilfe zur Fest-
stellung der Leistungen nach den Kapiteln 
3 bis 6 erforderlich ist.“ 

bb) In Absatz 4 werden die Wörter „soll der 
Träger dieser Leistungen mit Zustimmung 
der Leistungsberechtigten informiert und 
am Gesamtplanverfahren beteiligt wer-
den“ durch die Wörter „ist der Träger die-
ser Leistungen mit Zustimmung des Leis-
tungsberechtigten zu informieren und am 
Gesamtplanverfahren zu beteiligen“ er-
setzt. 

z) Dem § 119 Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Soweit die Beratung über die Erbringung der 
Leistungen nach Nummer 4 den Lebensunter-
halt betrifft, umfasst sie den Anteil des Regel-
satzes nach § 27a Absatz 3 des Zwölften Bu-
ches, der den Leistungsberechtigten als Bar-
mittel verbleibt“ 

aa) § 121 wie folgt geändert: 

aa) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 4 wird nach dem Wort 
„Geldleistung“ das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt. 

bbb) In Nummer 5 wird der Punkt am 
Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

ccc) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

„6. das Ergebnis über die Beratung 
des Anteils des Regelsatzes nach § 
27a Absatz 3 des Zwölften Buches, 
der den Leistungsberechtigten als 
Barmittel verbleibt.“ 

bb) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Der Träger der Eingliederungshilfe 
stellt der leistungsberechtigten Person den 
Gesamtplan zur Verfügung.“ 

bb) § 123 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Träger der Eingliederungshilfe darf 
Leistungen der Eingliederungshilfe mit Aus-
nahme der Leistungen nach § 113 Absatz 2 
Nummer 2 in Verbindung mit § 78 Absatz 5 
und § 116 Absatz 1 durch Dritte (Leistungser-
bringer) nur bewilligen, soweit eine schriftli-
che Vereinbarung zwischen dem Träger des 
Leistungserbringers und dem für den Ort der 
Leistungserbringung zuständigen Träger der 
Eingliederungshilfe besteht. Die Vereinbarung 
kann auch zwischen dem Träger der Einglie-
derungshilfe und dem Verband, dem der Leis-
tungserbringer angehört, geschlossen werden, 
soweit der Verband eine entsprechende Voll-
macht nachweist.“ 

cc) § 124 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 Satz 6 werden nach dem Wort 
„werden“ ein Komma und die Wörter „so-
weit die Vergütung aus diesem Grunde 
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oberhalb des unteren Drittels liegt“ einge-
fügt. 

bb) Absatz 2 Satz 3 wird durch die folgenden 
Sätze ersetzt: 

„Geeignete Leistungserbringer dürfen nur 
solche Personen beschäftigen oder ehren-
amtliche Personen, die in Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben Kontakt mit Leistungsbe-
rechtigten haben, mit Aufgaben betrauen, 
die nicht rechtskräftig wegen einer Straftat 
nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 
180a, 181a, 182 bis 184g, 225, 232 bis 
233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbu-
ches verurteilt worden sind. Die Leis-
tungserbringer sollen sich vom Fach- und 
anderen Betreuungspersonal, die in Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben Kontakt mit 
Leistungsberechtigten haben, vor deren 
Einstellung oder Aufnahme einer dauer-
haften ehrenamtlichen Tätigkeit und in re-
gelmäßigen Abständen ein Führungszeug-
nis nach § 30a Absatz 1 des Bundeszent-
ralregistergesetzes vorlegen lassen. Nimmt 
der Leistungserbringer Einsicht in ein 
Führungszeugnis nach § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes, so spei-
chert er nur den Umstand der Einsicht-
nahme, das Datum des Führungszeugnis-
ses und die Information, ob die das Füh-
rungszeugnis betreffende Person wegen ei-
ner in Satz 3 genannten Straftat rechtskräf-
tig verurteilt worden ist. Der Leistungser-
bringer darf diese Daten nur verändern 
und nutzen, soweit dies zur Prüfung der 
Eignung einer Person erforderlich ist. Die 
Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu 
schützen. Sie sind unverzüglich zu lö-
schen, wenn im Anschluss an die Ein-
sichtnahme keine Tätigkeit für den Leis-
tungserbringer wahrgenommen wird. Sie 
sind spätestens drei Monate nach der 
letztmaligen Ausübung einer Tätigkeit für 
den Leistungserbringer zu löschen.“ 

dd) In § 127 Absatz 1 wird das Wort „Vergütungs-
vereinbarung“ durch die Wörter „Zahlung der 
vereinbarten Vergütung“ ersetzt und werden 
die folgenden Sätze angefügt: 

„Die im Einzelfall zu zahlende Vergütung be-
stimmt sich auf der Grundlage der jeweiligen 
Vereinbarung nach dem Betrag, der dem Leis-
tungsberechtigten vom zuständigen Träger 
der Eingliederungshilfe bewilligt worden ist. 
Sind Leistungspauschalen nach Gruppen von 
Leistungsberechtigten kalkuliert (§ 125 Ab-
satz 3 Satz 3), richtet sich die zu zahlende 
Vergütung nach der Gruppe, die dem Leis-
tungsberechtigten vom zuständigen Träger 
der Eingliederungshilfe bewilligt wurde.“ 

ee) In § 134 Absatz 4 werden nach dem Wort 
„Leistungsberechtigte“ die Wörter „Leistun-
gen zur Schulbildung nach § 112 Absatz 1 
Nummer 1 sowie“ eingefügt. 

ff) In § 136 Absatz 1 werden die Wörter „Eltern 
oder eines Elternteils“ durch die Wörter „im 
Haushalt lebenden Eltern oder des Eltern-
teils“ ersetzt. 

gg) § 138 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden die Wörter „§ 111 
Absatz 1 Nummer 1 und 2“ durch die An-
gabe „§ 111 Absatz 1“ ersetzt. 

bb) In Nummer 6 werden die Wörter „§ 113 
Absatz 1 Nummer 5“ durch die Wörter „§ 
113 Absatz 2 Nummer 5“ ersetzt und wird 
die Angabe „Nummer 1 und 2“ gestrichen. 

hh) In § 141 Absatz 1 werden nach der Angabe „§ 
136 Absatz 1“ die Wörter „oder der nicht ge-
trennt lebende Ehegatte oder Lebenspartner 
für die antragstellende Person“ eingefügt. 

ii) § 144 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 wird Nummer 1 wie folgt ge-
fasst: 

„1. Geschlecht, Geburtsmonat und -jahr, 
Staatsangehörigkeit, Bundesland, Wohnge-
meinde und Gemeindeteil, Kennnummer 
des Trägers, mit andern Leistungsberech-
tigten zusammenlebend, erbrachte Leis-
tungsarten im Laufe und am Ende des Be-
richtsjahres,“. 

bb) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 7 werden die Wörter „§ 
78 Absatz 1 Nummer 1“ durch die 
Wörter „§ 78 Absatz 2 Nummer 1“ er-
setzt. 

bbb) In Nummer 8 werden die Wörter „§ 
78 Absatz 1 Nummer 2“ durch die 
Wörter „§ 78 Absatz 2 Nummer 2“ er-
setzt. 

jj) § 147 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Angaben nach § 145 Absatz 1 Nummer 2 
und die Angaben zum Gemeindeteil nach § 
144 Absatz 1 Nummer 1 sind freiwillig.“ 

kk) § 153 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Grundsätze aufzustellen, die für die Be-
wertung des Grades der Behinderung, die Kri-
terien für die Bewertung der Hilflosigkeit und 
die Voraussetzungen für die Vergabe von 
Merkzeichen maßgebend sind, die nach Bun-
desrecht im Schwerbehindertenausweis ein-
zutragen sind.“ 

ll) Nach § 165 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Mit dieser Meldung gilt die Zustimmung zur 
Veröffentlichung der Stellenangebote als er-
teilt.“ 
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mm) In § 165 Satz 1 werden nach dem Wort 
„frühzeitig“ die Wörter „nach einer erfolglo-
sen Prüfung zur internen Besetzung des Ar-
beitsplatzes“ eingefügt. 

nn) § 178 wird wie folgt geändert: 

aa) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Die Heranziehung zu bestimmten Aufga-
ben schließt die Abstimmung untereinan-
der ein.“ 

bb) Nach Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt: 

„Die Kündigung eines schwerbehinderten 
Menschen, die der Arbeitgeber ohne eine 
Beteiligung nach Satz 1 ausspricht, ist un-
wirksam.“ 

oo) § 179 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt 
gefasst: 

„1. ihnen wegen ihres Amtes anvertraute 
oder sonst bekannt gewordene fremde Ge-
heimnisse, namentlich zum persönlichen 
Lebensbereich gehörende Geheimnisse, 
nicht zu offenbaren und“. 

bb) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

„(8) Die durch die Tätigkeit der Schwerbe-
hindertenvertretung entstehenden Kosten 
trägt der Arbeitgeber; für öffentliche Ar-
beitgeber gelten die Kostenregelungen für 
Personalvertretungen entsprechend. Das 
Gleiche gilt für die durch die Teilnahme 
der stellvertretenden Mitglieder an Schu-
lungs- und Bildungsveranstaltungen nach 
Absatz 4 Satz 3 entstehenden Kosten. Satz 
1 umfasst auch eine Bürokraft für die 
Schwerbehindertenvertretung in erforder-
lichem Umfang.“ 

pp) § 233 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „Der 
Antrag ist bis zum 31. Dezember für das 
vorangegangene Kalenderjahr zu stellen“ 
durch die Wörter „Der Antrag ist inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Ab-
rechnungsjahres zu stellen“ ersetzt. 

bb) In Absatz 3 Satz 4 werden die Wörter „des 
auf die Vorauszahlung folgenden Kalen-
derjahres“ durch die Wörter „des dritten 
auf die Vorauszahlung folgenden Kalen-
derjahres“ ersetzt. 

qq) Nach § 237 wird die Überschrift zu Kapitel 14 
wie folgt gefasst:  

„Kapitel 14 

Straf-, Bußgeld- und Schlussvorschriften“ 

rr) Dem Kapitel 14 werden die folgenden §§ 237a 
und 237b vorangestellt: 

„§ 237a 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 179 Ab-
satz 7 Satz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit 
Satz 2 oder § 180 Absatz 7, ein Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnis verwertet. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

§ 237b 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 179 Ab-
satz 7 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2 oder 
§ 180 Absatz 7, ein dort genanntes Geheimnis of-
fenbart. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.“  

ss) Dem § 241 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die nach § 22 in der am 31. Dezember 
2017 geltenden Fassung bis zu diesem Zeit-
punkt errichteten gemeinsamen Servicestel-
len bestehen längstens bis zum 31. Dezember 
2018. Für die Aufgaben der nach Satz 1 im 
Jahr 2018 bestehenden gemeinsamen Service-
stellen gilt § 22 in der am 31. Dezember 2017 
geltenden Fassung entsprechend.“ 

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a 
eingefügt: 

‚1a. § 43 wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 2 wird die Angabe „26“ durch die 
Angabe „52“ und die Angabe „325“ durch die 
Angabe „351“ ersetzt. 

2. In Satz 3 wird die Angabe „325“ durch die 
Angabe „351“ ersetzt.‘ 

b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a 
eingefügt: 

‚2a. § 70 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Grundsätze aufzustellen, die für die Be-
wertung des Grades der Behinderung, die Kri-
terien für die Bewertung der Hilflosigkeit und 
die Voraussetzungen für die Vergabe von 
Merkzeichen maßgebend sind, die nach Bun-
desrecht im Schwerbehindertenausweis ein-
zutragen sind.“‘ 

c) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

‚3. § 82 wird wie folgt geändert:  

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „früh-
zeitig“ die Wörter „nach einer erfolglosen 
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Prüfung zur internen Besetzung des Ar-
beitsplatzes“ eingefügt. 

b) In Satz 4 wird das Wort „Integrations-
vereinbarung“ durch das Wort „Inklusi-
onsvereinbarung“ ersetzt.‘ 

d) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

‚6. § 95 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 wird durch die folgen-
den Sätze ersetzt: 

„In Betrieben und Dienststellen mit in der 
Regel mehr als 100 beschäftigten schwer-
behinderten Menschen kann sie nach Un-
terrichtung des Arbeitgebers das mit der 
höchsten Stimmenzahl gewählte stellver-
tretende Mitglied zu bestimmten Aufgaben 
heranziehen. Ab jeweils 100 weiteren be-
schäftigten schwerbehinderten Menschen 
kann auch das mit der nächsthöheren 
Stimmenzahl gewählte stellvertretende 
Mitglied herangezogen werden. 

b) Nach Absatz 2 Satz 2 wird folgender 
Satz eingefügt: 

„Die Kündigung eines schwerbehinderten 
Menschen, die der Arbeitgeber ohne eine 
Beteiligung nach Satz 1 ausspricht, ist un-
wirksam.“’ 

e) Nummer 7 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 
wird wie folgt gefasst: 

‚bb) Die Sätze 3 und 4 werden durch folgen-
den Satz ersetzt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für die Teil-
nahme der Vertrauensperson und des mit 
der höchsten Stimmenzahl gewählten 
stellvertretenden Mitglieds sowie in den 
Fällen des § 95 Absatz 1 Satz 5 auch des 
jeweils mit der nächsthöheren Stimmen-
zahl gewählten weiteren stellvertretenden 
Mitglieds an Schulungs- und Bildungsver-
anstaltungen, soweit diese Kenntnisse ver-
mitteln, die für die Arbeit der Schwerbe-
hindertenvertretung erforderlich sind.“‘ 

f) Nummer 7 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

‚b) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

„(8) Die durch die Tätigkeit der Schwerbe-
hindertenvertretung entstehenden Kosten 
trägt der Arbeitgeber; für öffentliche Ar-
beitgeber gelten die Kostenregelungen für 
Personalvertretungen entsprechend. Das 
Gleiche gilt für die durch die Teilnahme 
der stellvertretenden Mitglieder an Schu-
lungs- und Bildungsveranstaltungen nach 
Absatz 4 Satz 3 entstehenden Kosten. Satz 
1 umfasst auch eine Bürokraft für die 
Schwerbehindertenvertretung in erforder-
lichem Umfang.“‘ 

g) Nummer 15 wird wie folgt gefasst: 

‚§ 150 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter 
„Der Antrag ist bis zum 31. Dezember für 
das vorangegangene Kalenderjahr zu stel-
len“ durch die Wörter „Der Antrag ist in-
nerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Abrechnungsjahres zu stellen“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 4 werden die Wörter „des 
auf die Vorauszahlung folgenden 
Kalenderjahres“ durch die Wörter 
„des dritten auf die Vorauszahlung 
folgenden Kalenderjahres“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„In begründeten Ausnahmefällen 
kann die Rückforderung der Vo-
rauszahlungen ausgesetzt werden.“ 

3. Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

‚2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 7 wird die Angabe 
„143“ durch die Angabe „226“ ersetzt und 
werden nach dem Wort „Heimarbeit“ die 
Wörter „oder bei einem anderen Leistungsan-
bieter nach § 60 des Neunten Buches“ einge-
fügt. 

b) In Absatz 8a Satz 2 werden die Wörter 
„nach dem Dritten, Vierten, Sechsten und 
Siebten Kapitel des Zwölften Buches“ durch 
die Wörter „nach dem Dritten, Vierten und 
Siebten Kapitel des Zwölften Buches, dem 
Teil 2 des Neunten Buches“ ersetzt.‘ 

b) Nach Nummer 13 wird folgende Nummer 13a 
eingefügt: 

‚13a. § 264 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„nach dem Dritten bis Neunten Kapitel des 
Zwölften Buches“ ein Komma und die Wörter 
„nach dem Teil 2 des Neunten Buches“ einge-
fügt.‘ 

4. Nach Artikel 7 Nummer 4 wird folgende Num-
mer 4a eingefügt: 

‚4a. § 20 wird wie folgt geändert: 

1. Der Wortlaut wird Absatz 1. 

2. Die folgenden Absätze 2 bis 4 werden ange-
fügt: 

„(2) Versicherte, die Anspruch auf Arbeitslosen-
geld nach dem Dritten Buch haben, haben nur 
Anspruch auf Übergangsgeld, wenn sie wegen 
der Inanspruchnahme der Leistungen zur Teil-
habe keine ganztägige Erwerbstätigkeit ausüben 
können. 

(3) Versicherte, die Anspruch auf Krankengeld 
nach § 44 des Fünften Buches haben und ambu-
lante Leistungen zur Prävention und Nachsorge 
in einem zeitlich geringen Umfang erhalten, ha-
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ben ab Inkrafttreten der Vereinbarung nach Ab-
satz 4 nur Anspruch auf Übergangsgeld, sofern 
die Vereinbarung dies vorsieht.  

(4) Die Deutsche Rentenversicherung Bund und 
der Spitzenverband Bund der Krankenkassen 
vereinbaren im Benehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales und dem Bun-
desministerium für Gesundheit bis zum 31. De-
zember 2017, unter welchen Voraussetzungen 
Versicherte nach Absatz 3 einen Anspruch auf 
Übergangsgeld haben. Unzuständig geleistete 
Zahlungen von Entgeltersatzleistungen sind vom 
zuständigen Träger der Leistung zu erstatten.“‘ 

5. Artikel 10 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

‚2. In § 7a Absatz 1 Satz 7 werden die Wörter 
„insbesondere den gemeinsamen Servicestel-
len nach § 23 des Neunten Buches,“ durch 
die Wörter „insbesondere den Ansprechstel-
len der Rehabilitationsträger nach § 12 Absatz 
1 Satz 3 des Neunten Buches,“ ersetzt.‘ 

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

‚3. In § 13 Absatz 3 Satz 3 werden das Wort 
„Zwölften“ durch das Wort „Neunten“ ersetzt 
und nach dem Wort „Einrichtungen“ die 
Wörter „und Räumlichkeiten“ eingefügt.‘ 

6. Artikel 11 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe a wird gestrichten. 

bb) Die Buchstaben b und c werden zu den 
Buchstaben a und b. 

cc) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

‚Die Angabe zu § 136 wird wie folgt ge-
fasst: 

„§ 136 Erstattung des Barbetrags durch 
den Bund in den Jahren 2017 bis 2019‘. 

b) Die Nummern 2 und 3 werden gestrichen. 

c) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

‚6. Nach § 75 Absatz 2 Satz 2 werden die fol-
genden Sätze eingefügt: 

„Geeignete Träger von Einrichtungen dürfen 
nur solche Personen beschäftigen oder ehren-
amtliche Personen, die in Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben Kontakt mit Leistungsberechtig-
ten haben, mit Aufgaben betrauen, die nicht 
rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 
171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 
184g, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des 
Strafgesetzbuches verurteilt worden sind. Die 
Träger von Einrichtungen sollen sich vom 
Fach- und anderen Betreuungspersonal, die 
in Wahrnehmung ihrer Aufgaben Kontakt mit 
Leistungsberechtigten haben, vor deren Ein-
stellung oder Aufnahme einer dauerhaften eh-
renamtlichen Tätigkeit und während der Be-
schäftigungsdauer in regelmäßigen Abständen 

ein Führungszeugnis nach § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen las-
sen. Nimmt der Träger der Einrichtung Ein-
sicht in ein Führungszeugnis nach § 30a Ab-
satz 1 des Bundeszentralregistergesetzes, so 
speichert er nur den Umstand der Einsicht-
nahme, das Datum des Führungszeugnisses 
und die Information, ob die das Führungs-
zeugnis betreffende Person wegen einer in 
Satz 3 genannten Straftat rechtskräftig verur-
teilt worden ist. Der Träger der Einrichtung 
darf diese Daten nur verändern und nutzen, 
soweit dies zur Prüfung der Eignung einer 
Person erforderlich ist. Die Daten sind vor 
dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind 
im Anschluss an die Einsichtnahme unver-
züglich zu löschen, wenn keine Tätigkeit für 
den Träger der Einrichtung aufgenommen 
wird. Im Falle der Ausübung einer Tätigkeit 
für den Träger der Einrichtung sind sie spä-
testens drei Monate nach der letztmaligen 
Ausübung der Tätigkeit zu löschen.“‘ 

d) Folgende Nummer 8 wird angefügt: 

,8. § 136 wird wie folgt gefasst: 

„§ 136 

Erstattung des Barbetrags durch den Bund in den 
Jahren 2017 bis 2019 

(1) Für Leistungsberechtigte nach dem Vierten 
Kapitel, die zugleich Leistungen der Eingliede-
rungshilfe nach dem Sechsten Kapitel in einer 
stationären Einrichtung erhalten, erstattet der 
Bund den Ländern in den Jahren 2017 bis 2019 
für jeden Leistungsberechtigten je Kalendermo-
nat einen Betrag, dessen Höhe sich nach einem 
Anteil von 14 Prozent der Regelbedarfsstufe 1 
nach der Anlage zu § 28 bemisst. 

(2) Die Länder teilen dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales die Zahl der Leistungsbe-
rechtigten je Kalendermonat nach Absatz 1 für je-
den für die Ausführung des Gesetzes nach die-
sem Kapitel zuständigen Träger mit, sofern diese 
sie in einem Kalendermonat für mindestens 15 
Kalendertage einen Barbetrag erhalten haben. Die 
Meldungen nach Satz 1 erfolgen 

1. bis zum Ablauf der 35. Kalenderwoche 
des Jahres 2017 für den Meldezeitraum Januar 
bis Juni 2017, 

2. bis zum Ablauf der 35. Kalenderwoche 
des Jahres 2018 für den Meldezeitraum Juli 
2017 bis Juni 2018, 

3. bis zum Ablauf der 35. Kalenderwoche 
des Jahres 2019 für den Meldezeitraum Juli 
2018 bis Juni 2019 und  

4. bis zum Ablauf der 10. Kalenderwoche 
des Jahres 2020 für den Meldezeitraum Juli 
2019 bis Dezember 2019. 

(3) Der Erstattungsbetrag für jeden Kalendermo-
nat im Meldezeitraum nach Absatz 2 errechnet 
sich aus 
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1. der Anzahl der jeweils gemeldeten Leis-
tungsberechtigten, 

2. multipliziert mit dem Anteil von 14 Pro-
zent des für jeden Kalendermonat jeweils gel-
tenden Betrags der Regelbedarfsstufe 1 nach 
der Anlage zu § 28.  

Der Erstattungsbetrag für den jeweiligen Melde-
zeitraum ergibt sich aus der Summe der Erstat-
tungsbeträge je Kalendermonat nach Satz 1.  

(4) Der Erstattungsbetrag nach Absatz 3 Satz 2 ist 
für die Meldezeiträume nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 bis 3 jeweils zum 15. Oktober der 
Jahre 2017 bis 2019, der Erstattungsbetrag für den 
Meldezeitraum nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 
ist zum 15. April 2021 zu zahlen.“‘ 

e) Folgende Nummer 9 wird angefügt: 

‚9. § 88 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „25 vom Hun-
dert“ durch die Angabe „50 vom Hundert“ er-
setzt.  

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„82 Absatz 3 und 3a ist nicht anzuwenden.“‘ 

7. Artikel 12 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 8 werden die 
Nummern 2 bis 7. 

c) In der neuen Nummer 2 wird die Angabe „§ 
141“ durch die Angabe „§ 140“ ersetzt. 

d) Die neue Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

§ 82 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird in Nummer 4 das Komma 
durch einen Punkt ersetzt; 

Nummer 5 wird gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach den Wör-
tern „Werkstatt für behinderte Menschen“ die 
Wörter „oder bei einem anderen Leistungsan-
bieter nach § 60 des Neunten Buches“ einge-
fügt. 

e) Die neue Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

aa) § 141 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

„Bestehen im Einzelfall Anhaltspunkte für 
eine Pflegebedürftigkeit nach dem Elften 
Buch, wird die zuständige Pflegekasse mit 
Zustimmung des Leistungsberechtigten 
vom Träger der Sozialhilfe informiert und 
muss am Gesamtplanverfahren beratend 
teilnehmen, soweit dies zur Feststellung 
der Leistungen nach § 54 erforderlich ist.“ 

bb) In § 141 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4, § 
142 Absatz 1 Satz 1, § 143 Absatz 1 Satz 1 
und § 143a Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 und 
Absatz 4 jeweils die Wörter „und § 141“ 
gestrichen. 

cc) In § 145 Satz 4 wird die Angabe „§ 142 
Absatz 1 Nummer 3“ durch die Angabe „§ 
141 Absatz 1 Nummer 3“ ersetzt. 

8. Artikel 13 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Buchstabe b wird folgender Buch-
stabe c eingefügt: 

,c) Nach der Angabe zu § 42a wird fol-
gende Angabe zu § 42b eingefügt: 

„§ 42b Mehrbedarfe“‘. 

bb) Die bisherigen Buchstaben c bis f werden 
die Buchstaben d bis g. 

cc) Nach Buchstabe g wird folgender Buch-
stabe h eingefügt: 

,h. Nach der Angabe zu § 136 wird fol-
gende Angabe zu § 136a eingefügt: 

„§ 136a Erstattung des Barbetrags durch 
den Bund ab dem Jahr 2020“. 

dd) Die bisherigen Buchstaben h und i werden 
die Buchstaben i und j.  

b) Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

,9. § 27b wird wie folgt gefasst: 

„§ 27b 

Notwendiger Lebensunterhalt in  
Einrichtungen 

(1) Der notwendige Lebensunterhalt umfasst 

1. in Einrichtungen den darin erbrachten 
Lebensunterhalt, 

2. in stationären Einrichtungen zusätz-
lich den weiteren notwendigen Lebensun-
terhalt. 

Der notwendige Lebensunterhalt in stationären 
Einrichtungen entspricht dem Umfang  

1. der Regelbedarfsstufe 3 nach der An-
lage zu § 28 bei Leistungsberechtigten, die 
das 18. Lebensjahr vollendet haben, und 
den Regelbedarfsstufen 4 bis 6 nach der 
Anlage zu § 28 bei Leistungsberechtigten, 
die das 18. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben,  

2. den zusätzlichen Bedarfen nach dem 
Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels,  

3. den Bedarfen für Unterkunft und Hei-
zung nach § 42 Nummer 4 Buchstabe b. 

(2) Der weitere notwendige Lebensunterhalt nach 
Absatz 1 Nummer 2 umfasst insbesondere einen 
Barbetrag nach Absatz 3 sowie Bekleidung und 
Schuhe (Bekleidungspauschale) nach Absatz 4; § 
31 Absatz 2 Satz 2 ist nicht anzuwenden.  

(3) Der Barbetrag nach Absatz 2 steht für die Ab-
deckung von Bedarfen des notwendigen Lebens-
unterhalts nach § 27a Absatz 1 zur Verfügung, 
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soweit diese nicht nach Absatz 1 von der statio-
nären Einrichtung gedeckt werden. Die Höhe des 
Barbetrags beträgt für Leistungsberechtigte nach 
diesem Kapitel,  

1. die das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben, mindestens 27 Prozent der Regelbe-
darfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28, 

2. haben diese das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet, setzen die zuständigen 
Landesbehörden oder die von ihnen be-
stimmten Stellen für die in ihrem Bereich 
bestehenden Einrichtungen die Höhe des 
Barbetrages fest.  

Der Barbetrag ist in der sich nach Satz 2 ergeben-
den Höhe an die Leistungsberechtigten zu zah-
len; er ist zu vermindern, wenn und soweit des-
sen bestimmungsgemäße Verwendung durch o-
der für die Leistungsberechtigten nicht möglich 
ist. 

(4) Die Höhe der Bekleidungspauschale nach Ab-
satz 2 setzen die zuständigen Landesbehörden o-
der die von ihnen bestimmten Stellen für die in 
ihrem Bereich bestehenden Einrichtungen fest. 
Sie ist als Geld- oder Sachleistung zu gewähren; 
im Falle einer Geldleistung hat die Zahlung mo-
natlich, quartalsweise oder halbjährlich zu erfol-
gen.“‘ 

c) Nummer 10 wird wie folgt gefasst: 

,10. Nach § 27b wird folgender § 27c einge-
fügt: 

„§ 27c 

Sonderregelung für den Lebensunterhalt 

(1) Für Leistungsberechtigte, die  

1. minderjährig sind, nicht in einer Wohnung 
nach § 42a Absatz 2 Satz 2 leben und ihnen 
Leistungen nach Teil 2 des Neunten Buches 
über Tag und Nacht erbracht werden, oder 

2. volljährig sind und für die § 134 Absatz 4 
des Neunten Buches anzuwenden ist, weil 
ihnen Leistungen der schulischen Ausbildung 
für einen Beruf nach § 112 Absatz 1 Nummer 
2 in besonderen Ausbildungsstätten für Men-
schen mit Behinderungen über Tag und Nacht 
erbracht werden 

bestimmen sich der notwendige Lebensunterhalt 
nach Absatz 2 und der weitere notwendige Le-
bensunterhalt nach Absatz 3. 

(2) Der notwendige Lebensunterhalt nach Absatz 
1 umfasst die Bedarfe nach § 27b Absatz 1 Satz 2, 
darüber hinaus sind Bedarfe für Bildung und 
Teilhabe nach dem Dritten Abschnitt mit um-
fasst, soweit nicht entsprechende Leistungen 
nach § 75 des Neunten Buches erbracht werden.  

(3) Für den weiteren notwendigen Lebensunter-
halt gilt § 27b Absatz 2 bis 4. 

(4) Der sich nach Absatz 2 ergebende monatliche 
Betrag für den notwendigen Lebensunterhalt ist 
bei Leistungsberechtigten nach Absatz 1 Nummer 

1 abzüglich der aufzubringenden Mittel nach § 
142 Absatz 1 des Neunten Buches und bei Leis-
tungsberechtigten nach Absatz 1 Nummer 2 ab-
züglich des Unterhalts nach § 142 Absatz 3 des 
Neunten Buches quartalsweise dem für die Leis-
tungen nach Teil 2 des Neunten Buches zustän-
digen Träger der Eingliederungshilfe zu erstat-
ten.“‘ 

d) Nummer 11 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe b wird die Angabe „§ 42a“ 
durch die Angabe „§ 42b“ ersetzt. 

bb) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

,c. Dem Absatz 7 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

„(8) § 42b Absatz 2 ist entsprechend anzu-
wenden.“‘ 

e) In Nummer 14 Buchstabe a wird die Angabe 
„§ 42a“ durch die Angabe „§ 42b“ ersetzt. 

f) Nummer 15 wie folgt gefasst: 

,15. § 42a wird wie folgt geändert: 

aa) „Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

(2) Für die Anerkennung von Bedarfen für Unter-
kunft und Heizung bei 

1. Leistungsberechtigten, die in einer Woh-
nung nach Satz 2 leben, gelten die Absätze 3 
und 4, 

2. Leistungsberechtigten, die nicht in einer 
Wohnung nach Nummer 1 leben, weil ihnen 
allein oder zu zweit ein persönlicher Wohn-
raum und zusätzliche Räumlichkeiten zur ge-
meinschaftlichen Nutzung nach Satz 3 zu 
Wohnzwecken überlassen werden, gelten die 
Absätze 5 und 6, 

3. Leistungsberechtigten, die weder in einer 
Wohnung nach Nummer 1 noch in einem per-
sönlichen Wohnraum und zusätzlichen 
Räumlichkeiten nach Nummer 2 unterge-
bracht sind und für die § 42 Nummer 4 Buch-
stabe b nicht anzuwenden ist, gilt Absatz 7. 

Wohnung ist die Zusammenfassung mehrerer 
Räume, die von anderen Wohnungen oder Wohn-
räumen baulich getrennt sind und die in ihrer 
Gesamtheit alle für die Führung eines Haushalts 
notwendigen Einrichtungen, Ausstattungen und 
Räumlichkeiten umfassen. Persönlicher Wohn-
raum ist ein Wohnraum, der Leistungsberechtig-
ten allein oder zu zweit zur alleinigen Nutzung 
überlassen wird, und zusätzliche Räumlichkeiten 
sind Räume, die ihnen zusammen mit weiteren 
Personen zur gemeinsamen Nutzung überlassen 
werden.“ 

bb) Absatz 5 wird durch die folgenden Ab-
sätze 5 bis 7 ersetzt: 

„(5) Für leistungsberechtigte Personen, die in 
Räumlichkeiten nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
leben, werden die tatsächlichen Aufwendungen 
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für die Unterkunft, soweit sie angemessen sind, 
als Bedarf berücksichtigt für 

1. die persönlichen Räumlichkeiten, wenn sie 
allein bewohnt werden, in voller Höhe, wenn 
sie von zwei Personen bewohnt werden, je-
weils hälftig, 

2. die persönlich genutzten Räumlichkeiten, 
die vollständig oder teilweise möbliert zur 
Nutzung überlassen werden, in der sich dar-
aus ergebenden Höhe, 

3. die Räumlichkeiten, die vorrangig zur ge-
meinschaftlichen Nutzung der leistungsbe-
rechtigten Person und anderer Bewohner be-
stimmt sind (Gemeinschaftsräume), mit ei-
nem Anteil, der sich aus der Anzahl der vor-
gesehenen Nutzer bei gleicher Aufteilung 
ergibt. 

Für die tatsächlichen Aufwendungen für die Hei-
zung werden die auf die persönlichen Räumlich-
keiten und Gemeinschaftsräume nach Satz 1 ent-
fallenden Anteile als Bedarf anerkannt, soweit 
sie angemessen sind. Tatsächliche Aufwendun-
gen für Unterkunft und Heizung nach den Sätzen 
1 und 2 gelten als angemessen, wenn sie die 
Höhe der durchschnittlichen angemessenen tat-
sächlichen Aufwendungen für die Warmmiete ei-
nes Einpersonenhaushaltes im örtlichen Zustän-
digkeitsbereich des für die Ausführung des Ge-
setzes nach diesem Kapitel zuständigen Trägers 
nach § 46b nicht überschreiten. Überschreiten 
die tatsächlichen Aufwendungen die Angemes-
senheitsgrenze nach Satz 3, können um bis zu 25 
Prozent höhere als die angemessenen Aufwen-
dungen anerkannt werden, wenn die leistungsbe-
rechtigte Person die höheren Aufwendungen 
durch einen Vertrag mit gesondert ausgewiese-
nen zusätzlichen Kosten nachweist für 

1. Zuschläge nach Satz 1 Nummer 2, 

2. Wohn- und Wohnnebenkosten und diese 
Kosten im Verhältnis zu vergleichbaren
 Wohnformen angemessen sind, 

3. Haushaltsstrom, Instandhaltung von per-
sönlichen Räumlichkeiten und den Räumlich-
keiten zur gemeinschaftlichen Nutzung sowie 
der Ausstattung mit Haushaltsgroßgeräten o-
der  

4. Gebühren für Telekommunikation sowie 
Gebühren für den Zugang zu Rundfunk, Fern-
sehen und Internet.  

Die zusätzlichen Aufwendungen nach Satz 4 
Nummer 2 bis 4 sind nach der Anzahl der in ei-
ner baulichen Einheit lebenden Personen zu glei-
chen Teilen aufzuteilen. 

(6) Übersteigen die Aufwendungen für die Unter-
kunft nach Absatz 4 den der Besonderheit des 
Einzelfalles angemessenen Umfang und hat der 
für die Ausführung des Gesetzes nach diesem Ka-
pitel zuständige Träger Anhaltspunkte dafür, 
dass ein anderer Leistungsträger diese Aufwen-
dungen ganz oder teilweise zu übernehmen ver-

pflichtet ist, wirkt er auf eine sachdienliche An-
tragstellung bei diesem Träger hin. Übersteigen 
die tatsächlichen Aufwendungen die Angemes-
senheitsgrenze nach Absatz 5 Satz 4 um mehr als 
25 Prozent, umfassen die Leistungen nach Teil 2 
des Neunten Buches auch diese Aufwendungen.“ 

(7) Lebt eine leistungsberechtigte Person in einer 
sonstigen Unterkunft nach Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3 allein, sind höchstens die durchschnittli-
chen angemessenen tatsächlichen Aufwendun-
gen für die Warmmiete eines Einpersonenhaus-
haltes im örtlichen Zuständigkeitsbereich des für 
die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapi-
tel zuständigen Trägers als Bedarf anzuerkennen. 
Lebt die leistungsberechtigte Person zusammen 
mit anderen Bewohnern in einer sonstigen Unter-
kunft, sind höchstens die angemessenen tatsäch-
lichen Aufwendungen anzuerkennen, die die 
leistungsberechtigte Person nach der Zahl der Be-
wohner anteilig an einem entsprechenden Mehr-
personenhaushalt zu tragen hätte. Höhere als die 
sich nach Satz 1 oder 2 ergebenden Aufwendun-
gen können im Einzelfall als Bedarf anerkannt 
werden, wenn 

1. eine leistungsberechtigte Person voraus-
sichtlich innerhalb von sechs Monaten in ei-
ner angemessenen Wohnung untergebracht 
werden kann oder, sofern dies als nicht mög-
lich erscheint, voraussichtlich auch keine 
hinsichtlich Ausstattung und Größe sowie der 
Höhe der Aufwendungen angemessene Unter-
bringung in einer sonstigen Unterkunft ver-
fügbar ist, oder 

2. zusätzliche haushaltsbezogene Aufwen-
dungen beinhaltet sind, die ansonsten über 
die Regelbedarfe abzudecken wären.“‘ 

g) Nummer 16 wie folgt gefasst: 

‚16. Nach § 42a wird folgender § 42b einge-
fügt: 

„§ 42b 

Mehrbedarfe 

(1) Für Bedarfe, die nicht durch den Regelsatz ab-
gedeckt sind, werden ergänzend zu den Mehrbe-
darfen nach § 30 die Mehrbedarfe nach den Ab-
sätzen 2 bis 4 anerkannt. 

(2) Für die Mehraufwendungen bei gemeinschaft-
licher Mittagsverpflegung  

1. in einer Werkstatt für behinderte Menschen 
nach § 56 des Neunten Buches,  

2. bei einem anderen Leistungsanbieter nach 
§ 60 des Neunten Buches oder  

3. im Rahmen vergleichbarer anderer tages-
strukturierender Angebote  

wird ein Mehrbedarf anerkannt. Die Mehrauf-
wendungen je Arbeitstag sind ein Dreißigstel des 
Betrags, der sich nach § 2 Absatz 1 Satz 2 der So-
zialversicherungsentgeltverordnung in der jewei-
ligen Fassung ergibt, abzüglich der Eigenbeteili-
gung. Für die Höhe der Eigenbeteiligung ist der 
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Betrag zugrunde zu legen, der sich nach § 9 Ab-
satz 3 des Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes 
ergibt. Für die Ermittlung des monatlichen Be-
darfs sind fünf Arbeitstage je Woche und 220 Ar-
beitstage je Kalenderjahr zugrunde zu legen. 

(3) Für Leistungsberechtigte mit Behinderungen, 
denen Hilfen zur Schulbildung oder Hilfen zur 
schulischen oder hochschulischen Ausbildung 
nach § 112 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Neun-
ten Buches geleistet werden, wird ein Mehrbe-
darf von 35 Prozent der maßgebenden Regelbe-
darfsstufe anerkannt. In besonderen Einzelfällen 
ist der Mehrbedarf nach Satz 1 über die Beendi-
gung der dort genannten Leistungen hinaus wäh-
rend einer angemessenen Einarbeitungszeit von 
bis zu drei Monaten anzuerkennen. In den Fällen 
des Satzes 1 oder des Satzes 2 ist § 30 Absatz 1 
Nummer 2 nicht anzuwenden. 

(4) Die Summe des nach Absatz 3 und § 30 Ab-
satz 1 bis 5 insgesamt anzuerkennenden Mehrbe-
darfs darf die Höhe der maßgebenden Regelbe-
darfsstufe nicht übersteigen.“‘ 

h) Die Nummer 17 wird gestrichen. 

i) In Nummer 26 wird § 75 wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaaa) Das Wort „erbringen“ wird 
durch das Wort „bewilligen“ er-
setzt. 

bbbb) Die Worte „zwischen einem 
Leistungserbringer und dem für 
den ansässigen Leistungserbrin-
ger zuständigen Träger der Sozi-
alhilfe besteht“ werden durch 
die Wörter „zwischen dem Trä-
ger der Leistungserbringers und 
dem für den Ort der Leistungs-
erbringung zuständigen Träger 
der Sozialhilfe besteht“ ersetzt. 

bbb) In Satz 2 werden nach dem Wort 
„werden“ ein Komma und die Wörter 
„soweit der Verband eine entspre-
chende Vollmacht nachweist“ einge-
fügt. 

bb) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Sätze 3 und 4 werden durch die 
folgenden Sätze ersetzt: 

„Geeignete Träger von Einrichtungen 
dürfen nur solche Personen beschäf-
tigen oder ehrenamtliche Personen, 
die in Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Kontakt mit Leistungsberechtigten 
haben, mit Aufgaben betrauen, die 
nicht rechtskräftig wegen einer Straf-
tat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 
176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 225, 
232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des 
Strafgesetzbuches verurteilt worden 
sind. Die Leistungserbringer sollen 

sich vom Fach- und anderen Betreu-
ungspersonal, die in Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben Kontakt mit Leis-
tungsberechtigten haben, vor deren 
Einstellung oder Aufnahme einer 
dauerhaften ehrenamtlichen Tätig-
keit und in regelmäßigen Abständen 
ein Führungszeugnis nach § 30a Ab-
satz 1 des Bundeszentralregisterge-
setzes vorlegen lassen. Nimmt der 
Leistungserbringer Einsicht in ein 
Führungszeugnis nach § 30a Absatz 
1 des Bundeszentralregistergesetzes, 
so speichert er nur den Umstand der 
Einsichtnahme, das Datum des Füh-
rungszeugnisses und die Information, 
ob die das Führungszeugnis betref-
fende Person wegen einer in Satz 3 
genannten Straftat rechtskräftig ver-
urteilt worden ist. Der Träger der 
Einrichtung darf diese Daten nur ver-
ändern und nutzen, soweit dies zur 
Prüfung der Eignung einer Person er-
forderlich ist. Die Daten sind vor 
dem Zugriff Unbefugter zu schützen. 
Sie sind unverzüglich zu löschen, 
wenn im Anschluss an die Einsicht-
nahme keine Tätigkeit für den Leis-
tungserbringer wahrgenommen wird. 
Sie sind spätestens drei Monate nach 
der letztmaligen Ausübung einer Tä-
tigkeit für den Leistungserbringer zu 
löschen.“ 

bbb) Im neuen Satz 10 werden nach dem 
Wort „anzusehen“ ein Komma und 
die Wörter „auch soweit die Vergü-
tung aus diesem Grunde oberhalb des 
unteren Drittels liegt“ eingefügt. 

j) In Nummer 26 wird in § 77a Absatz 1 das 
Wort „Vergütungsvereinbarung“ durch die 
Wörter „Zahlung der vereinbarten Vergütung“ 
ersetzt und werden die folgenden Sätze ange-
fügt: 

„Die im Einzelfall zu zahlende Vergütung be-
stimmt sich auf der Grundlage der jeweiligen 
Vereinbarung nach dem Betrag, der dem Leis-
tungsberechtigten vom zuständigen Träger 
der Sozialhilfe bewilligt worden ist. Sind 
Leistungspauschalen nach Gruppen von Leis-
tungsberechtigten kalkuliert (§ 76 Absatz 3 
Satz 2), richtet sich die zu zahlende Vergü-
tung nach der Gruppe, die dem Leistungsbe-
rechtigten vom zuständigen Träger der Sozial-
hilfe bewilligt wurde.“ 

k) Nummer 30 wird wie folgt gefasst:  

,30. § 92 wird wie folgt gefasst: 

„§ 92 

Beschränkung des Einkommenseinsatzes auf  
die häusliche Ersparnis 

(1) Erhält eine Person, die nicht in einer Woh-
nung nach § 42a Absatz 2 Satz 2 lebt, Leistungen 
nach dem Dritten, Vierten, Fünften, Siebten, 
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Achten oder Neunten Kapitel oder Leistungen für 
ärztliche oder ärztlich verordnete Maßnahmen, 
so kann die Aufbringung der Mittel für die Leis-
tungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel 
von ihr und den übrigen in § 19 Absatz 3 ge-
nannten Personen verlangt werden, soweit Auf-
wendungen für den häuslichen Lebensunterhalt 
erspart werden. Für Leistungsberechtigte nach § 
27c Absatz 1 und die übrigen in § 19 Absatz 3 ge-
nannten Personen sind Leistungen nach § 27c 
ohne die Berücksichtigung von vorhandenem 
Vermögen zu erbringen; Absatz 2 findet keine 
Anwendung. Die Aufbringung der Mittel nach 
Satz 1 ist aus dem Einkommen nicht zumutbar, 
wenn Personen, bei denen nach § 138 Absatz 1 
Nummer 3 und Nummer 6 des Neunten Buches 
ein Beitrag zu Leistungen der Eingliederungshilfe 
nicht verlangt wird, einer selbstständigen und 
nicht selbstständigen Tätigkeit nachgehen und 
das Einkommen aus dieser Tätigkeit einen Betrag 
in Höhe des Zweifachen der Regelbedarfsstufe 1 
nach der Anlage zu § 28 nicht übersteigt; Satz 2 
gilt entsprechend. 

(2) Darüber hinaus soll in angemessenem Umfang 
die Aufbringung der Mittel aus dem gemeinsa-
men Einkommen der leistungsberechtigten Per-
son und ihres nicht getrennt lebenden Ehegatten 
oder Lebenspartners verlangt werden, wenn die 
leistungsberechtigte Person auf voraussichtlich 
längere Zeit Leistungen in einer stationären Ein-
richtung bedarf. Bei der Prüfung, welcher Um-
fang angemessen ist, ist auch der bisherigen Le-
benssituation des im Haushalt verbliebenen, 
nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebens-
partners sowie der im Haushalt lebenden min-
derjährigen unverheirateten Kinder Rechnung zu 
tragen. 

(3) Hat ein anderer als ein nach bürgerlichem 
Recht Unterhaltspflichtiger nach sonstigen Vor-
schriften Leistungen für denselben Zweck zu er-
bringen, wird seine Verpflichtung durch Absatz 2 
nicht berührt. Soweit er solche Leistungen er-
bringt, kann abweichend von Absatz 2 von den 
in § 19 Absatz 3 genannten Personen die Auf-
bringung der Mittel verlangt werden.“‘ 

l) Nummer 33 wie folgt gefasst: 

,33. In § 94 Absatz 2 Satz 1 werden die Wör-
ter „behindert im Sinne von § 53“ durch die 
Wörter „in erheblichem Maße zur Teilhabe an 
der Gesellschaft eingeschränkt (§ 99 des 
Neunten Buches)“ ersetzt und werden die 
Wörter „Sechsten und“ gestrichen.‘ 

m) Der Nummer 38 werden die folgenden Buch-
stabe c und d angefügt: 

‚c) In Nummer 4 wird in Buchstabe c nach 
dem Wort „Einkommens“ der Punkt durch 
ein Komma ersetzt. 

d) Folgender Buchstabe d wird angefügt. 

„d) Bezug von Leistungen der Eingliederungs-
hilfe nach Teil 2 des Neunten Buches.“‘ 

n) Nach Nummer 39 wird folgende Nummer 39a 
eingefügt: 

,39a. Nach § 136 wird folgender § 136a einge-
fügt: 

„§ 136a 

Erstattung des Barbetrags durch den Bund ab  
dem Jahr 2020 

(1) Für Leistungsberechtigte nach dem Vierten 
Kapitel, die zugleich Leistungen in einer statio-
nären Einrichtung erhalten, erstattet der Bund 
den Ländern ab dem Jahr 2020 je Kalendermonat 
einen Betrag, dessen Höhe sich nach den in Satz 
2 genannten Anteilen der Regelbedarfsstufe 1 
nach der Anlage zu § 28 bemisst. Die Anteile an 
der Regelbedarfsstufe belaufen sich 

1. für das Jahr 2021 auf 5,0 Prozent, 

2. für das Jahr 2022 auf 4,9 Prozent, 

3. für das Jahr 2023 auf 4,7 Prozent, 

4. für das Jahr 2024 auf 4,6 Prozent und 

5. für das Jahr 2025 auf 4,4 Prozent. 

(2) Die Länder teilen dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales die Zahl der Leistungsbe-
rechtigten je Kalendermonat nach Absatz 1 für je-
den für die Ausführung des Gesetzes nach die-
sem Kapitel zuständigen Träger mit, sofern diese 
sie in einem Kalendermonat für mindestens 15 
Kalendertage einen Barbetrag erhalten haben. Die 
Meldungen nach Satz 1 erfolgen 

1. bis zum Ablauf der 35. Kalenderwoche 
des Jahres 2020 für den Meldezeitraum Januar 
bis Juni 2020, 

2. ab dem Jahr 2021 jährlich bis zum Ablauf 
der 35. Kalenderwoche für den Meldezeit-
raum von Juli des jeweiligen Vorjahres bis 
Juni des jeweils laufenden Jahres. 

(3) Der Erstattungsbetrag für jeden Kalendermo-
nat im Meldezeitraum nach Absatz 2 errechnet 
sich aus 

1. der Anzahl der jeweils gemeldeten Leis-
tungsberechtigten, 

2. multipliziert mit dem sich für das jewei-
lige Jahr ergebenden Anteil nach Absatz 1 
Satz 2 und der für jeden Kalendermonat je-
weils geltenden Betrags der Regelbedarfsstufe 
1 nach der Anlage zu § 28. 

Der Erstattungsbetrag für den jeweiligen Melde-
zeitraum ergibt sich aus der Summe der Erstat-
tungsbeträge je Kalendermonat nach Satz 1. 

(4) Der Erstattungsbetrag nach Absatz 3 Satz 2 ist 
zum 15. Oktober des jeweiligen Kalenderjahres 
zu zahlen.“‘ 

o) Nummer 40 wird wie folgt gefasst: 

‚40. § 139 wird wie folgt gefasst: 

„§ 139 
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Übergangsregelung für Bedarfe für Unterkunft und 
Heizung ab dem Jahr 2020 

(1) Für Leistungsberechtige,  

1. die am 31. Dezember 2019 nach dem Drit-
ten oder Vierten Kapitel und zugleich nach 
dem Sechsten Kapitel leistungsberechtigt sind 
und  

2. die am 31. Dezember 2019 in einer Unter-
kunft leben, für die Bedarfe für Unterkunft 
und Heizung nach § 35 anerkannt werden,  

sind, wenn 

3. sie am 1. Januar 2020 leistungsberechtigt 
nach dem Dritten oder Vierten Kapitel sind 
und zugleich Leistungen nach Teil 2 des 
Neunten Buches beziehen, und 

4. die Unterkunft nach Nummer 2 am 1. Ja-
nuar 2020 als persönlicher Wohnraum und 
zusätzliche Räumlichkeiten nach § 42a Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 gilt, 

für diese Unterkunft die Bedarfe für Unterkunft 
und Heizung nach§ 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1 und Satz 2 zu berücksichtigen.  

(2) Leistungsberechtigten,  

1. die am 31. Dezember 2019 nach dem Drit-
ten oder Vierten Kapitel und zugleich nach 
dem Sechsten Kapitel leistungsberechtigt sind 
und  

2. denen am 31. Dezember 2019 Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung nach § 27b Absatz 1 
Satz 2 in Verbindung mit § 42 Nummer 4 
Buchstabe b anzuerkennen sind,  

sind, wenn sie am 1. Januar 2020 leistungsbe-
rechtigt nach dem Dritten oder Vierten Kapitel 
sind und zugleich Leistungen nach Teil 2 des 
Neunten Buches beziehen, für diese Unterkunft 
ab dem 1. Januar 2020 Bedarfe für Unterkunft 
und Heizung nach § 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 
2 und Satz 3 anzuerkennen, solange sich keine 
Veränderung in der Unterbringung ergibt, durch 
die diese die Voraussetzungen einer Wohnung 
nach § 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 
erfüllt.“‘ 

9. Artikel 14 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

,§ 25d Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird das Komma durch ei-
nen Punkt ersetzt. 

b) Nummer 5 wird gestrichen.‘ 

10. Artikel 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Abs. 1 Nr. 3“ 
durch die Wörter „Absatz 1 Nummer 3“ er-
setzt. 

b) Absatz 19 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  

‚1. § 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Nummer 4 wird das Wort „und“ durch 
ein Komma ersetzt. 

bb) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

„6. Leistungen zur Deckung eines Teils 
der Aufwendungen für ein Budget für Ar-
beit.“‘ 

c) Dem Artikel 19 wird folgender Absatz 23 an-
gefügt: 

,(23) In der Anlage zu § 6 Absatz 2 des Regio-
nalisierungsgesetzes vom 27. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2378, 2395), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 und 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 
2015 (BGBl. I S. 2322) geändert worden ist, 
wird in der Position Nummer 6 in der Spalte 
„Verwendungszweck“ die Angabe „§ 145“ 
durch die Angabe „§ 228“ ersetzt.‘ 

11. Dem Artikel 20 Absatz 7 wird folgender Absatz 8 
angefügt: 

,(8) Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch – Sozial-
verwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz – 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Ja-
nuar 2001 (BGBl. I S. 130), das zuletzt durch Ar-
tikel 23 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 
(BGBl. I S. 2258) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt geän-
dert: 

aa) Nach dem Wort „Sozialhilferecht“ 
werden ein Komma und die Wörter „im 
Recht der Eingliederungshilfe“ und nach 
den Wörtern „Zwölften Buch“ ein Komma 
und die Wörter „dem Neunten Buch“ ein-
gefügt. 

bb) Die Wörter „im Recht der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung,“ werden gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Träger“ die Wörter „der Eingliederungs-
hilfe“ und ein Komma eingefügt. 

2. In § 103 Absatz 3 werden nach dem Wort „Trä-
gern“ die Wörter „der Eingliederungshilfe“ und 
ein Komma eingefügt. 

3. In § 104 Absatz 1 Satz 4 werden nach dem 
Wort „Trägern“ die Wörter „der Eingliederungs-
hilfe“ und ein Komma eingefügt. 

4. In § 105 Absatz 3 werden nach dem Wort „Trä-
gern“ die Wörter „der Eingliederungshilfe“ und 
ein Komma eingefügt. 

5. In § 108 Absatz 2 Satzteil vor Nummer 1 wer-
den nach dem Wort „Träger“ die Wörter „der 
Eingliederungshilfe“ und ein Komma eingefügt. 

6. In § 116 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2, Absatz 3 
Satz 1, Absatz 5 und Absatz 7 Satz 1 werden je-
weils nach dem Wort „Träger“ ein Komma und 
die Wörter „der Eingliederungshilfe oder“ einge-
fügt.‘ 
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12. Artikel 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales Dritte in die Durchführung der Untersu-
chung oder der Umsetzungsbegleitung einbe-
zieht, setzt es sich vorab mit den Ländern hierzu 
ins Benehmen.“ 

b) Die folgenden Absätze 3 bis 6 werden ange-
fügt: 

„(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales fördert in den Jahren 2017 bis 2021 im Ein-
vernehmen mit den zuständigen Landesbehörden 
Projekte zur modellhaften Erprobung der zum 1. 
Januar 2020 in Kraft tretenden Verfahren und 
Leistungen nach Artikel 1 Teil 2 einschließlich 
ihrer Bezüge zu anderen Leistungen der sozialen 
Sicherung in einer begrenzten Anzahl von ausge-
wählten Trägern der Eingliederungshilfe. Artikel 
25a § 99 wird ab dem Jahr 2019 in die modell-
hafte Erprobung einbezogen. Das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales lässt die Erprobung 
wissenschaftlich untersuchen und stellt hierzu 
das Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Gesundheit her, soweit dessen Ressortzustän-
digkeit berührt ist. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les untersucht in den Jahren 2017 bis 2021 die 
Entwicklung der jährlichen Einnahmen und Aus-
gaben bei den Leistungen Eingliederungshilfe auf 
der Grundlage der Bundesstatistik und von Erhe-
bungen bei den Trägern der Eingliederungshilfe, 
die im Einvernehmen mit den Ländern durchge-
führt werden. Soweit das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales Dritte in die Durchführung 
der Untersuchung einbezieht, setzt es sich vorab 
mit den Ländern hierzu ins Benehmen. Dabei 
sollen insbesondere die finanziellen Auswirkun-
gen der 

1. verbesserten Einkommens- und Vermö-
gensanrechnung,  

2. Einführung des Budgets für Arbeit und der 
anderen Leistungsanbieter, 

3. neuen Leistungskataloge für die soziale 
Teilhabe und die Teilhabe an Bildung, 

4. Trennung der Fachleistungen der Einglie-
derungshilfe von den Leistungen zum Lebens-
unterhalt, 

5. Einführung eines trägerübergreifenden 
Teilhabeplanverfahrens sowie 

6. Einführung von Frauenbeauftragten in den 
Werkstätten für behinderte Menschen 

untersucht werden. Bei der Untersuchung stellt 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
das Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen und dem Bundesministerium für 
Gesundheit her, soweit deren Ressortzuständig-
keit berührt ist. 

(5) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les untersucht in den Jahren 2017 und 2018 die 

rechtlichen Wirkungen von Artikel 25a § 99 auf 
den leistungsberechtigten Personenkreis der Ein-
gliederungshilfe und legt dem Deutschen Bun-
destag und dem Bundesrat bis zum 30. Juni 2018 
einen Bericht über das Ergebnis der Untersu-
chung vor. Dabei sollen insbesondere die gesetz-
lichen Festlegungen 

1. zur Bestimmung des Näheren über die An-
zahl der Lebensbereiche nach Artikel 25a § 99 
Absatz 1 Satz 2, 

2. zum Verhältnis zwischen der Anzahl der 
Lebensbereiche und dem Ausmaß der jeweili-
gen Einschränkung nach Artikel 25a § 99 Ab-
satz 1 Satz 3 und 

3. zur typisierenden Betrachtung von erheb-
lichen Einschränkungen in den Lebensberei-
chen nach Artikel 25a § 99 Absatz 2 Satz 2 
und Absatz 3 

untersucht und konkretisiert werden mit dem 
Ziel, den leistungsberechtigten Personenkreis des 
am 31. Dezember 2016 für die Eingliederungs-
hilfe geltenden Rechts beizubehalten und Hin-
weise auf die zu bestimmenden Inhalte des Bun-
desgesetzes nach Artikel 25a § 99 Absatz 7 zu ge-
ben. 

(6) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les untersucht in den Jahren 2020 und 2021, wel-
cher Anteil den Leistungsberechtigten nach dem 
Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch, denen Bedarfe für Unterkunft und Hei-
zung nach § 42a Absatz 5 und 6 der nach Artikel 
13 Nummer 16 geltenden Fassung anerkannt 
werden, von dem nach § 28 Absatz 3 des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch an sie gezahlten Re-
gelsatz zur eigenverantwortlichen Deckung von 
durch die Regelbedarfe abgedeckten Bedarfen zur 
Verfügung steht und berichtet im Jahr 2022 dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat über 
das Ergebnis der Untersuchung. 

(7) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les berichtet dem Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat in den Jahren 2018, 2019 und 2022 
zum Stand und zu den Ergebnissen der Maßnah-
men nach den Absätzen 2 bis 4.“ 

13. Nach Artikel 25 wird folgender Artikel 25a einge-
fügt: 

„Artikel 25a 

Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
zum Jahr 2023 

§ 99 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 99 

Leistungsberechtigter Personenkreis 

(1) Eingliederungshilfe ist Personen nach § 2 Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 zu leisten, deren Beeinträchti-
gungen die Folge einer Schädigung der Körper-
funktion und -struktur einschließlich der geisti-
gen und seelischen Funktionen sind und die 
dadurch in Wechselwirkung mit den Barrieren in 
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erheblichem Maße in ihrer Fähigkeit zur Teil-
habe an der Gesellschaft eingeschränkt sind. Eine 
Einschränkung der Fähigkeit zur Teilhabe an der 
Gesellschaft in erheblichem Maße liegt vor, wenn 
die Ausführung von Aktivitäten in einer größeren 
Anzahl der Lebensbereiche nach Absatz 4 nicht 
ohne personelle oder technische Unterstützung 
möglich oder in einer geringeren Anzahl der Le-
bensbereiche auch mit personeller oder techni-
scher Unterstützung nicht möglich ist. Mit stei-
gender Anzahl der Lebensbereiche nach Absatz 4 
ist ein geringeres Ausmaß der jeweiligen Ein-
schränkung für die Leistungsberechtigung ausrei-
chend.  

(2) Leistungsberechtigt nach diesem Teil sind 
auch Personen, denen nach fachlicher Kenntnis 
eine erhebliche Einschränkung im Sinne von Ab-
satz 1 Satz 2 mit hoher Wahrscheinlichkeit droht. 
Ist bei Personen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 und 2 
die Ausführung von Aktivitäten in weniger als 
den nach Absatz 1 Satz 2 bestimmten Lebensbe-
reichen nicht ohne personelle oder technische 
Unterstützung möglich oder in weniger als den 
nach Absatz 1 Satz 2 bestimmten Lebensberei-
chen auch mit personeller oder technischer Un-
terstützung nicht möglich, ist aber im Einzelfall 
in ähnlichem Ausmaß personelle oder technische 
Unterstützung zur Ausführung von Aktivitäten 
notwendig, können Leistungen der Eingliede-
rungshilfe gewährt werden.  

(3) Bei der Feststellung des erheblichen Maßes 
der Einschränkung nach Absatz 1 Satz 2 ist die 
für die Art der Behinderung typisierende not-
wendige Unterstützung in Lebensbereichen nach 
Absatz 4 maßgebend. 

(4) Lebensbereiche im Sinne von Absatz 1 Satz 2 
sind 

1. Lernen und Wissensanwendung, 

2. Allgemeine Aufgaben und Anforderungen, 

3. Kommunikation, 

4. Mobilität, 

5. Selbstversorgung, 

6. Häusliches Leben, 

7. Interpersonelle Interaktionen und Bezie-
hungen, 

8. Bedeutende Lebensbereiche sowie 

9. Gemeinschafts-, soziales und staatsbürger-
liches Leben. 

(5) Personelle Unterstützung im Sinne von Ab-
satz 1 Satz 2 ist die regelmäßig wiederkehrende 
und über einen längeren Zeitraum andauernde 
Unterstützung durch eine anwesende Person. Bei 
Kindern und Jugendlichen bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahrs bleibt die Notwendigkeit von 
Unterstützung auf Grund der altersgemäßen Ent-
wicklung unberücksichtigt. 

(6) Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach Kapitel 4 erhalten Personen, die die Voraus-
setzungen nach § 58 Absatz 1 Satz 1 erfüllen. 

(7) Das Nähere über  

1. die größere und geringere Anzahl nach 
Absatz 1 Satz 2,  

2. das Verhältnis von der Anzahl der Lebens-
bereiche zum Ausmaß der jeweiligen Ein-
schränkung nach Absatz 1 Satz 3 und  

3. die Inhalte der Lebensbereiche nach Ab-
satz 4 

bestimmt ein Bundesgesetz.“ 

14. Artikel 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird nach der Angabe „Artikel 2,“ 
die Angabe „7 Nummer 4a“ und ein Komma 
eingefügt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst. 

(4) Am 1. Januar 2020 treten in Kraft 

1. in Artikel 1 Teil 2 die Kapitel 1 bis 7 
sowie 9 bis 11 mit Ausnahme von § 94 
Absatz 1, 

2. Artikel 6 Nummer 2 Buchstabe b und 
Nummer 13a, 

3. Artikel 10 Nummer 3, 

4. die Artikel 13, 15 und 20. 

Gleichzeitig tritt die Eingliederungshilfe-Ver-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Februar 1975 (BGBl. I S. 433), die zu-
letzt durch [...] geändert worden ist, außer 
Kraft. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ange-
fügt: 

(5) Artikel 25a tritt am 1. Januar 2023 in Kraft, 
wenn bis zu diesem Zeitpunkt das Bundesge-
setz nach Artikel 25a § 99 Absatz 7 verkündet 
wurde. Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales kann den Wortlaut von § 99 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch in der vom 
1. Januar 2023 an geltenden Fassung im Bun-
desgesetzblatt bekannt machen.  

Begründung 

Zu Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa: 

Anpassung der Überschrift an die neu gefasste Rege-
lung. § 103 ist keine Sonderregelung mehr, sondern 
stellt nunmehr den Regelfall für Menschen mit Be-
hinderungen und Pflegebedarf dar. 

Zu Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb: 

Anpassung an die Änderungen in Nummer 2 Buch-
staben pp und qq. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b: 

Die Bundesagentur für Arbeit ist Rehabilitationsträ-
gerin für erwerbsfähige Leistungsberechtigte mit Be-
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hinderungen soweit kein anderer Rehabilitationsträ-
ger zuständig ist. In dieser Funktion unterstützt sie 
die Jobcenter, indem sie den Rehabilitationsbedarf 
feststellt und einen Eingliederungsvorschlag unter-
breitet. Die Jobcenter entscheiden unter Berücksich-
tigung des Eingliederungsvorschlags innerhalb von 
drei Wochen über die Leistungen zur beruflichen 
Teilhabe. Die Leistungs- und Finanzierungsverant-
wortung für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben verbleibt demnach grundsätzlich bei den Jobcen-
tern. Die Jobcenter verfügen über detaillierte Kennt-
nisse zur Erwerbsbiographie des Leistungsberechtig-
ten. Mit der Ergänzung des Absatzes 3 wird sicherge-
stellt, dass sich Arbeitsagenturen und Jobcenter un-
ter Einbeziehung des Leistungsberechtigten in kom-
plexen Fallkonstellationen zur Vorbereitung des Ein-
gliederungsvorschlags im Rahmen einer „Fallkonfe-
renz“ wie die übrigen Rehabilitationsträger austau-
schen können, wenn eine Teilhabeplankonferenz 
nach § 20 SGB IX nicht in Betracht kommt. Die sozi-
aldatenschutzrechtlichen Voraussetzungen nach § 
23 Absatz 2 SGB IX zur Durchführung einer Teilha-
beplankonferenz gelten in diesen Fällen entspre-
chend. An der gemeinsamen Beratung können in 
entsprechender Anwendung von § 20 Absatz 3 die 
Beteiligten, Beistände und Vertrauenspersonen teil-
nehmen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe c: 

Die Koordinationsaufgabe des leistenden Rehabilita-
tionsträgers muss auch die trägerübergreifende Bera-
tung der Feststellungen umfassen. Die trägerüber-
greifende Beratung wird durch die Vorschriften zur 
Erstellung des Teilhabeplans nach § 19 SGB IX 
nochmals aufgegriffen, da im Fall der Trägermehr-
heit die beteiligten Rehabilitationsträger im Beneh-
men miteinander die erforderlichen Leistungen fest-
stellen. Die Ergänzung in § 15 Absatz 2 Satz 1 dient 
der Klarheit und dem besseren Verständnis der in § 
15 SGB IX verankerten Koordinierungsverantwor-
tung. 

Zu Nummer 1 Buchstabe d: 

Die Regelung dient dem Informationsaustausch zwi-
schen den Rehabilitationsträgern und stellt sicher, 
dass der leistende Rehabilitationsträger bei der Be-
auftragung von Gutachtern die Belange der beteilig-
ten Rehabilitationsträger berücksichtigen kann. 

Zu Nummer 1 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa: 

Die Regelungen für den Teilhabeplan sind eng ange-
lehnt an die von den Reha-Trägern erarbeitete Ge-
meinsame Empfehlung „Reha-Prozess“ vom 1. Au-
gust 2014 (abrufbar unter http://www.bar-frank-
furt.de). Dort ist unter „Anlass zur Erstellung eines 
Teilhabeplans“ auch geregelt „Ein Teilhabeplan ist 
auch zu erstellen, wenn dies der Mensch mit Behin-
derung oder drohender Behinderung ausdrücklich 
wünscht.“ (§ 19 Absatz 2 Gemeinsame Empfehlung 
Reha-Prozess, S. 26) 

Ein Bürokratiemehraufwand ist damit nicht verbun-
den. Die im Gesetzentwurf in § 19 Absatz 2 SGB IX 
bereits vorgesehenen Inhalte des Teilhabeplans sind 
üblicherweise im Rahmen der behördlichen Amtser-

mittlung zur Vorbereitung der Verwaltungsentschei-
dung zu klären. Die Verwendung des von den Reha-
Trägern selbst entwickelten Formulars „Teilhabe-
plan“ (Anlage 5 der Gemeinsamen Empfehlung Teil-
habeplan, S. 50) stellt sicher, dass kein überflüssiger 
Verwaltungsaufwand erforderlich wird.  

Da die Erstellung des Teilhabeplans nur in entspre-
chender Anwendung des Satzes 2 erfolgt, bleibt es 
bei fehlender Trägermehrheit bei der kurzen Ent-
scheidungsfrist nach § 14 SGB IX. Die Regelungen 
für die Teilhabeplankonferenz nach § 20 SGB IX und 
die hiermit verbundene Fristverlängerung für die 
Entscheidung auf 2 Monate nach § 20 Absatz 4 SGB 
IX werden nicht in Bezug genommen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe e Doppelbuchstabe bb: 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, dass nach den 
allgemeinen Vorschriften über das Sozialverfahren 
die Erteilung von Ablichtungen des Teilhabeplans 
verlangt werden kann, soweit Akteneinsicht zu ge-
währen ist. 

Zu Nummer 1 Buchstabe f Doppelbuchstabe aa: 

Die Bundesagentur für Arbeit ist Rehabilitationsträ-
gerin für erwerbsfähige Leistungsberechtigte mit Be-
hinderungen soweit kein anderer Rehabilitationsträ-
ger zuständig ist. Die Leistungs- und Finanzierungs-
verantwortung für Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben verbleibt jedoch grundsätzlich bei den 
Jobcentern. Die Jobcenter verfügen über detaillierte 
Kenntnisse zur Erwerbsbiographie des Leistungsbe-
rechtigten. Mit der Ergänzung in Absatz 1 wird si-
chergestellt, dass den Jobcentern ein Vorschlagsrecht 
zur Einberufung einer Teilhabeplankonferenz zu-
steht. Die Ergänzung in Absatz 3 Satz 2 ermöglicht es 
den Jobcentern auf Wunsch oder mit Zustimmung 
des Leistungsberechtigten an der Teilhabeplankonfe-
renz teilzunehmen.  

Zu Nummer 1 Buchstabe f Doppelbuchstabe bb: 

Oft tragen Einschätzungen und Erfahrungen von so-
zialpsychiatrischen Diensten und psychiatrischen 
Krankenhäusern, aber auch von anderen Leistungs-
erbringern, wie Krankenpflegediensten und Suchtbe-
ratungsstellen zur Ermittlung des Rehabilitationsbe-
darfs bei. Auch sie sollten daher auf Wunsch oder 
mit Zustimmung der Leistungsberechtigten an der 
Teilhabeplankonferenz teilnehmen können. 

Zu Nummer 1 Buchstabe g: 

Ist der Träger der Eingliederungshilfe in einer träger-
übergreifenden Fallgestaltung der leistende Rehabili-
tationsträger, so hat er im Rahmen des Teilhabeplan-
verfahrens neben der Beteiligung der anderen Reha-
bilitationsträger auch sicherzustellen, dass die ihn 
betreffenden Vorgaben nach dem Teil 2 SGB IX im 
Verfahren Beachtung finden. Diese Erweiterung des 
Teilhabeplanverfahrens ist in diesen Fällen sachlich 
dadurch begründet, dass die Bedarfslagen in der Ein-
gliederungshilfe oft anspruchsvoller sind, als in an-
deren Bereichen der Rehabilitation. In der Praxis 
wird dies in der Eingliederungshilfe dazu führen, 
dass die Teilhabeplankonferenz mit den beteiligten 
Rehabilitationsträgern auch den zusätzlichen Vor-
schriften für die Gesamtplankonferenz entsprechen 
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muss, da die Verfahren im Regelfall miteinander 
„verbunden“ werden sollen (§ 119 Absatz 3 Satz 1 
SGB IX). Dadurch erweitert sich, wenn die Interes-
sen der Leistungsberechtigten nicht entgegenstehen, 
der Kreis der Teilnehmer an der Fallkonferenz. Hin-
zutreten können die Träger der Hilfe zur Pflege, die 
für die Grundsicherung nach dem 4. Kapitel SGB XII 
zuständigen Stellen, Personen aus dem familiären, 
freundschaftlichen oder nachbarschaftlichen Umfeld 
der Leistungsberechtigten (§ 119 Absatz 4 SGB IX).  

Zu Nummer 1 Buchstabe h: 

Da die Beteiligung der zuständigen Pflegekasse am 
Teilhabeplanverfahren nach § 22 Absatz 2 ohnehin 
nur erfolgt, soweit dies zur Ermittlung des Rehabili-
tationsbedarfs erforderlich ist, besteht keine Notwen-
digkeit für einen weitergehenden Entscheidungs-
spielraum für den leistenden Rehabilitationsträger 
über die Beteiligung der Pflegekasse. In diesen Fäl-
len ist die Beteiligung daher obligatorisch sicherzu-
stellen. Zugleich wird mittels einer Klarstellung ver-
deutlicht, dass die Pflegekasse im Rahmen des Teil-
habeplanverfahrens nicht wie ein Rehabilitationsträ-
ger beteiligt, sondern beratend mit einbezogen wird. 

Zu Nummer 1 Buchstabe i: 

Die Änderung erweitert die beispielhafte Aufzählung 
der ergänzenden Hilfen, die nach Maßgabe des Ein-
zelfalls erforderlich sind. Dadurch, dass das Training 
motorischer Fähigkeiten als notwendige Hilfe zu den 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gehört, 
wird die Bedeutung der Bewegungsorientierung ge-
stärkt. Bewegungsorientiertes Training vertieft die 
motorischen Fähigkeiten und kann entscheidend 
sein, um den Menschen mit Behinderungen die Teil-
habe am Arbeitsleben möglichst auf Dauer zu si-
chern. 

Zu Nummer 1 Buchstabe j: 

Die für die Berufsbildung zuständigen Stellen, zum 
Beispiel die Industrie- und Handelskammern, ver-
langen regelmäßig, dass die Leistungen der berufli-
chen Weiterbildung, die zu einem Abschluss in ei-
nem allgemein anerkannten Ausbildungsberuf füh-
ren und verkürzt durchgeführt werden, mindestens 
zwei Drittel der üblichen Ausbildungszeit dauern 
müssen. Da die Ausbildungsinhalte zunehmend an-
spruchsvoller werden, beträgt die übliche Ausbil-
dungszeit in einzelnen Berufen, insbesondere im ge-
werblich-technischen Bereich, mittlerweile 3,5 
Jahre. Um die Chancen der Rehabilitanden zu stei-
gern, einen Arbeitsplatz in einem neu erlernten Be-
ruf zu erlangen, ist es daher in diesen Fällen not-
wendig, die Dauer von Weiterbildungsmaßnahmen 
von bisher zwei Jahren auf zwei Drittel der üblichen 
Ausbildungszeiten zu verlängern. 

Zu Nummer 1 Buchstabe k Doppelbuchstabe aa: 

Das geltende Recht ermöglicht bereits, die Dauer des 
Berufsbildungsbereichs von 24 auf zwölf Monate zu 
verkürzen, wenn das Ziel der beruflichen Bildung, 
die Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit des Menschen 
mit Behinderungen soweit wie möglich zu entwi-
ckeln, zu verbessern oder wiederherzustellen, auch 
in dieser Zeit erreicht werden kann (§ 57 Absatz 3). 

Doch auch die Notwendigkeit einer verkürzten be-
ruflichen Bildung ist Menschen mit Behinderungen 
nicht zu vermitteln, die bereits erfolgreich eine be-
rufliche Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, 
ausgeführt haben, diese Beschäftigung mit dem Ein-
tritt der vollen Erwerbsminderung aufgeben mussten 
und nun unmittelbar eine ihrem veränderten Leis-
tungsvermögen angemessene Beschäftigung aufneh-
men wollen. Deshalb ermöglicht die Anfügung in 
Satz 2, dass von dem Grundsatz, dass einer Leistung 
zur Beschäftigung eine Leistung zur beruflichen Bil-
dung in einer Werkstatt für behinderte Menschen o-
der bei einem anderen Leistungsanbieter vorange-
gangen sein muss, abgewichen werden kann, wenn 
der Mensch mit Behinderungen bereits über eine auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworbene und für 
die in Aussicht genommene Beschäftigung erforder-
liche berufliche Leistungsfähigkeit verfügt. 

Zu Nummer 1 Buchstabe k Doppelbuchstabe bb: 

Bereits heute ist es Praxis der Träger der Eingliede-
rungshilfe, Leistungen im Arbeitsbereich der Werk-
stätten für behinderte Menschen nur bis zum Eintritt 
der Regelaltersgrenze zu erbringen. Damit ermöglicht 
man den Werkstattbeschäftigten, wie Beschäftigten 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine klare Ruhe-
standsperspektive. Nach Beendigung der Beschäfti-
gung in der Werkstatt für behinderte Menschen wer-
den den Menschen in der Praxis dem Lebensalter an-
gemessene tagesstrukturierende Hilfen angeboten, 
die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben inso-
weit vorgehen. Die Regelung in Satz 3 ermöglicht 
aber in besonderen Einzelfällen auch künftig flexible 
Übergänge aus dem Arbeitsleben. 

Zu Nummer 1 Buchstabe l Doppelbuchstaben aa 
und bb: 

Um eine Verbesserung der Einkommenssituation für 
alle Werkstattbeschäftigten zu erreichen, wird das 
mit dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch im Jahre 
2001 eingeführte Arbeitsförderungsgeld um 26 Euro 
monatlich erhöht und damit gegenüber dem bisheri-
gen Betrag verdoppelt. Gleichzeitig wird der Betrag 
des Arbeitsentgeltes, bis zu dem Arbeitsförderungs-
geld gezahlt wird, entsprechend um 26 Euro auf 
nunmehr 351 Euro angehoben. 

Die Anhebung des Arbeitsförderungsgeldes führt zu 
Mehrkosten in Höhe von 84 Millionen Euro im Jahr 
2017, 86 Millionen Euro im Jahr 2018, 87 Millionen 
Euro im Jahr 2019 und 89 Millionen Euro im Jahr 
2020. Die entstehenden Mehrkosten durch die Erhö-
hung des Arbeitsförderungsgeldes und durch die Er-
höhung des Vermögensschonbetrages im Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch sollen insgesamt hälftig vom 
Bund und den Ländern/Gemeinden übernommen 
werden. 

Zu Nummer 1 Buchstabe l Doppelbuchstaben cc 
und dd: 

Das Arbeitsförderungsgeld soll den Beschäftigten in 
Werkstätten für Behinderte als Einkommen zur Ver-
fügung stehen und nicht durch die Anrechnung bei 
anderen Sozialleistungen wieder eingesetzt werden 
müssen. Darüber hinaus dient die Regelung im Be-
reich der Sozialhilfe der Verwaltungsvereinfachung. 



Ausschussdrucksache 18(11)857 Ausschuss für Arbeit und Soziales 

 

  19 

Mit ihr entfällt die jetzige Regelung, wonach das Ar-
beitsförderungsgeld im Rahmen des Einsatzes von 
Einkommen und Vermögen nach dem SGB XII zu-
nächst als Einkommen in die sozialhilferechtliche 
Bedürftigkeitsprüfung einzubeziehen und anschlie-
ßend im Zusammenhang mit der Bereinigung des 
Einkommens wieder in Abzug zu bringen ist. 

Zu Nummer 1 Buchstabe m 

Die Vorschriften für Werkstätten für behinderte 
Menschen gelten für andere Leistungsanbieter mit 
den in Absatz 2 genannten Maßgaben. Vorschriften 
für Werkstätten finden sich im Neunten Buch Sozial-
gesetzbuch, in der Werkstättenverordnung und in 
der Werkstätten-Mitwirkungsverordnung.  

Die Einfügung der Nummer 5 knüpft an die An-
nahme zur Mindestplatzzahl in Nummer 2 an. Für 
andere Leistungsanbieter gibt es im Gegensatz zu 
den Werkstätten für behinderte Menschen, die in der 
Regel über mindestens 120 Plätze verfügen sollen, 
keine Mindestgröße. Auch bei anderen Leistungsan-
bietern sollen die dort beschäftigten Menschen mit 
Behinderungen Mitwirkungs- und Mitbestimmungs-
rechte haben und zu ihrer Interessenvertretung ent-
sprechende Mitarbeitervertretungen wählen. Klei-
nere Anbieter sollen aber, wie kleinere Betriebe auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt auch, mit dieser An-
forderung nicht überfrachtet werden. Deshalb ist es 
erforderlich, eine Regelung zu treffen, ab welcher 
Beschäftigtenzahl eine Wahl der dem Werkstattrat 
vergleichbaren Interessenvertretung zu erfolgen hat. 
Für Betriebe auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sieht 
das Betriebsverfassungsgesetz die Bildung einer be-
trieblichen Interessenvertretung der Beschäftigten 
erst ab einer Zahl von fünf wahlberechtigten Arbeit-
nehmern vor - § 1 Betriebsverfassungsgesetz (Be-
trVG) -, wobei der Betriebsrat in Betrieben mit in der 
Regel 5 bis 20 Arbeitnehmern aus einer Person be-
steht (§ 9 BetrVG). Die Regelung, dass bei fünf bis 20 
Wahlberechtigten die Interessenvertretung aus ei-
nem Mitglied besteht, ist an die Vorschrift des § 9 
BetrVG angelehnt. Ab einer Zahl von 21 Wahlbe-
rechtigten besteht die Interessenvertretung entspre-
chend der Mindestzahl von Mitgliedern des Werk-
stattrats in einer Werkstatt für behinderte Menschen 
aus drei Mitgliedern, und im weiteren - entspre-
chend der Staffelung nach der Größe der Werkstatt 
für behinderte Menschen in § 3 Absatz 1 der Werk-
stätten-Mitwirkungsverordnung -aus der entspre-
chenden, dort aufgeführten Zahl von Mitgliedern.  

Die Einfügung der Nummer 6 trifft vor demselben 
Hintergrund eine entsprechende Regelung für die 
Wahl von Frauenbeauftragten.  

Zu Nummer 1 Buchstabe n: 

Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund 
der Änderung von § 99. 

Zu Nummer 1 Buchstabe o: 

Die Regelung wird dem § 56 SGB IX in der geltenden 
Fassung angepasst.  

Zu Nummer 1 Buchstabe p: 

Die Änderung erweitert den Sachverstand des Beira-
tes für die Teilhabe von Menschen mit Behinderung. 

Zu Nummer 1 Buchstabe q: 

Eingliederungshilfe und Pflege haben auch nach Ein-
führung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
grundsätzlich unterschiedliche Aufgaben. Aufgabe 
der Eingliederungshilfe ist die Förderung der vollen, 
wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe am Le-
ben in der Gesellschaft. Aufgabe der Pflege ist die 
Kompensation von gesundheitlich bedingten Beein-
trächtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkei-
ten. Die Leistungen der Eingliederungshilfe und die 
Leistungen der Pflege sind grundsätzlich verschie-
den und stehen gleichrangig zueinander. 

Die Regelungen zum Verhältnis der Leistungen der 
Pflegeversicherung und der Leistungen der Einglie-
derungshilfe finden sich in § 13 des Elften Buches. 

Zu Nummer 1 Buchstabe r: 

Die in Satz 2 vorgesehene Beibehaltung der Zustän-
digkeitsregelung bis zu einer abweichenden Bestim-
mung kann dazu führen, dass die Festlegung der 
Länder, wer die Aufgaben des Trägers der Eingliede-
rungshilfe wahrzunehmen hat, hinausgezögert wird. 
Im Hinblick auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Regelung besteht für die Länder ausreichend Zeit, 
die in Satz 1 vorgesehene Bestimmung durchzufüh-
ren. 

Zu Nummer 1 Buchstabe s: 

Die Änderung des § 98 folgt der Tatsache, dass mit 
dem zweiten Teil des Neunten Buches die Gliede-
rung nach ambulanter, teilstationärer und stationärer 
Leistung für Menschen mit Behinderungen aufgege-
ben wird. 

Die Regelung der Zuständigkeit richtet sich nun 
durchgängig nach dem gewöhnlichen Aufenthalt 
und entspricht im Ergebnis weitestgehend der bishe-
rigen Regelung zur örtlichen Zuständigkeit im 
Zwölften Kapitel des Zwölften Buches. Berücksich-
tigt wird nun jedoch insbesondere das jetzt in der 
Eingliederungshilfe nach diesem Gesetz bestehende 
Antragserfordernis. 

Die bloße Änderung der Vorschriften zur örtlichen 
Zuständigkeit soll möglichst keine Änderung der 
Leistungsträger oder Unterbrechungen der Leistun-
gen hervorrufen. Da wegen der weitest gehenden 
Beibehaltung der bestehenden Regelungen kaum Än-
derungen zu erwarten sind, andererseits jedoch erst 
nach Ausübung des Bestimmungsrechtes der Länder 
nach § 94 Absatz 1 Satz 1 feststeht, ob eine Ände-
rung in der örtlichen Zuständigkeit eintreten würde, 
sind die diesbezüglichen Entscheidungen den Län-
dern zu überlassen. Die Länder können diese Zu-
ständigkeitsprobleme durch die Regelung des Absat-
zes 1selber lösen, weil sie die Einrichtung der Behör-
den jederzeit so regeln können, wie sie es für erfor-
derlich halten. 

Mit Absatz 3 wird der gewöhnliche Aufenthalt eines 
neu geborenen Kindes - wie bisher im Zwölften 
Buch - an den gewöhnlichen Aufenthalt der Mutter 
angeknüpft. Wegen der fehlenden Möglichkeit der 
Bezugnahme auf eine „stationäre Einrichtung“ im 
Recht der Eingliederungshilfe ist nun der Leistungs-
bezug „über Tag und Nacht“ eingefügt worden. 
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Gleichzeitig wird auf das nun bestehende Antragser-
fordernis im zweiten Teil des Neunten Buches Bezug 
genommen. 

Die bisherige Regelung in Absatz 5 (alt), die eine Er-
mächtigung für die Länder enthielt, abweichende 
Bestimmung zur örtlichen Zuständigkeit innerhalb 
des Landes zu erlassen, wurde aufgehoben. Das 
Recht der Länder in § 94 Absatz 1 Satz 1, die für die 
Durchführung dieses Teils zuständigen Träger zu be-
stimmen, beinhaltet das Recht zur - abweichenden - 
Bestimmung zur örtlichen Zuständigkeit. Insofern 
bedarf es keiner gesonderten Regelung. 

Absatz 5 (bisher Absatz 6) wird gestrichen, da die 
Länder das von Ihnen erkannte Zuständigkeitsprob-
lem selber lösen können, weil sie die Einrichtung 
der Behörden jederzeit so regeln können, wie sie es 
für erforderlich halten. Siehe dazu auch Begründung 
zu Absatz 1. 

Zu Nummer 1 Buchstabe t: 

Bis zum Inkrafttreten der Neudefinition des leis-
tungsberechtigten Personenkreises im Jahr 2023 wird 
der leistungsberechtigte Personenkreis in der Ein-
gliederungshilfe nach den Vorschriften bestimmt, 
die am 31. Dezember 2019 im 6. Kapitel des Zwölf-
ten Buches und in der auf der Grundlage von § 60 
SGB XII erlassenen Eingliederungshilfe-Verordnung 
geregelt. Die §§ 1 bis 3 der Eingliederungshilfe-Ver-
ordnung erhalten für den Zeitraum von 2020 bis 
2022 Gesetzesrang. 

Zu dieser Neudefinition enthält Artikel 25a bereits 
eine richtungsweisende Regelung im Lichte der UN-
Behindertenrechtskonvention und in Orientierung 
an dem Klassifikationssystem der an der Internatio-
nalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behin-
derung und Gesundheit (ICF). Damit die Neudefini-
tion den jetzigen leistungsberechtigten Personen-
kreis abbildet, sollen auf der Grundlage dieser Rege-
lung eine wissenschaftliche Untersuchung und eine 
modellhafte Erprobung nach Artikel 25 erfolgen, um 
die Regelung rechtzeitig vor dem Jahre 2023 durch 
Gesetz konkretisieren zu können.  

Zu Nummer 1 Buchstabe u: 

Zu Absatz 1: 

Korrektur eines fehlerhaften Verweises und Klarstel-
lung, dass auch Einrichtungen im Sinne des § 43a in 
Verbindung mit § 71 Absatz 4 des Elften Buches von 
dieser Regelung umfasst sind. 

Der angefügte Satz 3 trägt dazu bei, die Rechte pfle-
gebedürftiger Menschen mit Behinderungen bei der 
Frage ihrer Verlegung in Pflegeeinrichtungen zu stär-
ken. Im Rahmen des partizipativen Gesamtplanver-
fahrens muss damit der Leistungsberechtigte bereits 
bei der Entscheidung über das „ob“ der Leistungser-
bringung bei einem anderen Leistungserbringer be-
teiligt werden. 

Zu Absatz 2: 

Allgemeines: 

Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege haben auch 
nach Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbe-

griffs grundsätzlich unterschiedliche Aufgaben. Auf-
gabe der Pflege ist die Kompensation von gesund-
heitlich bedingten Beeinträchtigungen der Selbstän-
digkeit oder der Fähigkeiten. Aufgabe der Eingliede-
rungshilfe ist die Förderung der vollen, wirksamen 
und gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Ge-
sellschaft.  

In der Lebenssituation eines Menschen, der von Ge-
burt an oder in seiner aktiven Erwerbsphase mit ei-
ner Behinderung konfrontiert wird, ist für Menschen 
mit Behinderung neben der Sozialen Teilhabe gerade 
die Teilhabe an Bildung und die Teilhabe am Ar-
beitsleben zu fördern, sei es am allgemeinen Arbeits-
markt oder in einer Werkstatt für behinderte Men-
schen oder bei anderen Leistungsanbietern. In dieser 
Lebensphase dominieren damit im Regelfall die 
Leistungen der Eingliederungshilfe.  

Ein Mensch, der hingegen erst im vorgerückten Alter 
Pflegebedürftigkeit und Behinderung erleidet, ist ty-
pischerweise von vorneherein im Wesentlichen auf 
Pflegeleistungen angewiesen.  

Für diese Differenzierung der Lebenslagen ist die Re-
gelung der Schnittstelle anhand des Alters der Leis-
tungsberechtigten, anknüpfend an das Kriterium der 
Regelaltersgrenze der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, ein objektives und eindeutiges Kriterium. Sie 
ermöglicht eine einfache Zuordnung der Leistungen 
und trägt maßgeblich dazu bei, Streitigkeiten über 
die Frage, welcher Leistungsträger zuständig ist, zu 
vermeiden. Die Regelung trägt zur Förderung selbst-
bestimmter Lebensführung und Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen an der Gesellschaft bei. 

Die Unterscheidung der verschiedenen Lebenslagen 
anhand der Regelaltersgrenze stellt zugleich einen 
sachlichen Grund dar. So unterscheiden sich die Le-
benslagen von Personen, die Leistungen der Hilfe 
zur Pflege erhalten, von den Lebenslagen von Perso-
nen, die Leistungen der Eingliederungshilfe erhal-
ten, grundlegend. Pflegebedürftigkeit tritt in den 
meisten Fällen erst im hohen Alter ein, wenn die be-
troffene Person bereits aus dem Erwerbsleben ausge-
schieden ist, während Leistungen der Eingliede-
rungshilfe deutlich früher in Anspruch genommen 
werden. So lag zum Stichtag 31. Dezember 2014 das 
Durchschnittsalter der Empfängerinnen und Emp-
fänger von Leistungen der Hilfe zur Pflege bei ca. 75 
Jahren. Empfängerinnen und Empfänger von Leis-
tungen der Eingliederungshilfe waren dagegen zum 
Stichtag 31. Dezember 2014 durchschnittlich rund 
36 Jahre alt. 

Menschen, die erst nach Erreichen der Regelalters-
grenze Pflegebedürftigkeit und Behinderung erlei-
den, haben grundsätzlich die Möglichkeit, für einen 
solchen Pflegefall Vorsorge zu treffen, um im Be-
darfsfall aufgrund der begrenzten Höhe der Leistun-
gen der Pflegeversicherung die weiteren Pflegeleis-
tungen auch aus eigenen Mitteln finanzieren zu kön-
nen. Bei Personen, die von Geburt an oder in ihrer 
aktiven Erwerbsphase mit einer Behinderung kon-
frontiert werden, kann dies nicht im gleichen Maße 
erwartet werden. Deshalb soll hier die Regelung, 
dass die Leistungen der Eingliederungshilfe auch die 
Leistungen der Hilfe zur Pflege umfassen, weitergel-
ten und somit das Herausführen aus der Fürsorge 
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fortdauern, solange und soweit die Ziele der Einglie-
derungshilfe erreicht werden können. 

Bei der Gewährung von Leistungen sind die ver-
schiedenen Lebenslagen von Menschen, die von Ge-
burt an oder in der aktiven Erwerbsphase mit einer 
Behinderung konfrontiert werden, die in einigen Fäl-
len neben notwendigen Leistungen der Eingliede-
rungshilfe auch Pflegebedarf nach sich zieht, und 
von denjenigen, die erst im vorgerückten Alter Pfle-
gebedürftigkeit und Behinderung erleiden und typi-
scherweise im Wesentlichen auf Pflegeleistungen an-
gewiesen sind, zu berücksichtigen. Für Menschen 
mit Behinderungen sollen die Leistungen der Pflege 
inhaltlich den Leistungen der Teilhabe zugeordnet 
werden, da sie mit darauf hinwirken, die Teilhabe-
beeinträchtigung aufzuheben oder wenigstens zu 
mildern.  

Zu Absatz 2 Satz 1: 

Der 1. Halbsatz regelt, dass bei Leistungsberechtigten 
nach Teil 2 des SGB IX, solange die Teilhabeziele 
nach Maßgabe des Gesamtplanes (§ 121) erreicht 
werden können, die Leistungen der Eingliederungs-
hilfe zugleich die Leistungen der häuslichen Pflege 
nach den §§ 64a bis 64f des Zwölften Buches sowie 
den Entlastungsbetrag nach den §§ 64i und 66 des 
Zwölften Buches umfassen. 

Keine Anwendung findet die Regelung grundsätzlich 
auf Fälle, in denen neben der Eingliederungshilfe 
zugleich Leistungen der (teil-)stationären Pflege er-
bracht werden. Leistungen der teilstationären Pflege 
werden im Unterschied zu den Leistungen der häus-
lichen Pflege in Einrichtungen der Tages- oder Nach-
pflege erbracht, soweit die häusliche Pflege nicht in 
ausreichendem Umfang sichergestellt werden kann 
oder die teilstationäre Pflege zur Ergänzung oder 
Stärkung der häuslichen Pflege erforderlich ist (§ 
64g SGB XII-E in der Fassung des PSG III).  

Die Pflegeleistungen sind in diesen Fällen, soweit 
die Leistungen der teilstationären Pflege oder der 
Kurzzeitpflege nicht nur vorübergehend erbracht 
werden, in einem Umfang notwendig, der in der ei-
genen Häuslichkeit nicht mehr sichergestellt werden 
kann. Im Verhältnis zu den Leistungen der Einglie-
derungshilfe dominieren die pflegerischen Leistun-
gen. Zur Sicherstellung einer adäquaten pflegeri-
schen Versorgung ist es daher erforderlich, dass in 
den Fällen eines nicht nur vorübergehenden Bezugs 
von Leistungen der teilstationären Pflege oder der 
Kurzzeitpflege die pflegerischen Leistungen unmit-
telbar durch den zuständigen Leistungsträger er-
bracht werden. Leistungslücken sind damit nicht 
verbunden, da Leistungsberechtigte in diesen Fällen 
ihre Leistungen durch den jeweils zuständigen Leis-
tungsträger erhalten. 

Der 2. Halbsatz regelt, dass, soweit vor Erreichen der 
Altersgrenze Leistungen der Eingliederungshilfe er-
bracht worden sind, auch nach Erreichen der Regel-
altersgrenze die Leistungen der Eingliederungshilfe 
weiterhin die Leistungen der Hilfe zur Pflege umfas-
sen. 

Diese Regelung trägt den Interessen der Leistungsbe-
rechtigten in zweierlei Hinsicht Rechnung: Erstens 

kommen die gegenüber dem SGB XII günstigeren Re-
gelung bei der Berücksichtigung von Einkommen 
und Vermögen zum Tragen. Die Rechtsposition soll 
für die Menschen, die von Geburt an oder in der ak-
tiven Erwerbsphase mit einer Behinderung konfron-
tiert werden, bewahrt bleiben, da deren spezifische 
Lebenslage grundsätzlich zu berücksichtigen ist. Bei 
Menschen, die erst im vorgerückten Alter Pflegebe-
dürftigkeit und Behinderung erleiden, umfasst zwar 
die Eingliederungshilfe nicht die Hilfe zur Pflege, es 
bleibt jedoch weiterhin ein Zugang zu den Leistun-
gen der Eingliederungshilfe bestehen, da grundsätz-
lich Leistungen der Eingliederungshilfe und Leistun-
gen der Hilfe zur Pflege gleichrangig geleistet wer-
den. Zweitens erfolgt die Leistungserbringung aus ei-
ner Hand. 

Zu Absatz 2 Satz 2:  

Es wird sichergestellt, dass der Anwendungsbereich 
der Regelung des Satzes 1 nicht endet, wenn der 
Leistungsberechtigte nur vorübergehend statt Leis-
tungen der häuslichen Pflege Leistungen der (teil-
)stationären Pflege oder der Kurzzeitpflege in An-
spruch nimmt. Grundsätzlich sind Leistungen der 
teilstationären Pflege und der Kurzzeitpflege nach 
dem Recht der Hilfe zur Pflege im Unterschied zum 
SGB XI zeitlich nicht befristet bzw. betragsmäßig be-
grenzt. Als vorübergehend ist ein Zeitraum von bis 
zu acht Wochen anzusehen; die Dauer orientiert sich 
an der zeitlich befristeten Kurzzeitpflege nach dem 
Recht des SGB XI. 

Zu Absatz 2 Satz 3: 

Nach § 94 haben die Länder die für die Durchfüh-
rung der Eingliederungshilfe zuständigen Träger der 
Eingliederungshilfe zu bestimmen. Im Hinblick da-
rauf, dass bereits nach geltenden Recht die Zustän-
digkeit der Leistungsträger für die Eingliederungs-
hilfe einerseits und für die Hilfe zur Pflege unter-
schiedlich ausgestaltet ist und auseinanderfallen 
kann, werden die Länder ermächtigt, durch Landes-
recht eine Kostenerstattungsregelung zu treffen. Da-
mit wird den Ländern die Möglichkeit eröffnet, im 
Falle auseinanderfallender Zuständigkeiten sicher-
zustellen, dass kein Leistungsträger durch die Son-
derregelung des § 103 Absatz 2 zusätzlich belastet 
wird. 

Zu Nummer 1 Buchstabe v: 

Die Änderungen tragen dem Verständnis der UN-Be-
hindertenrechtskonvention Rechnung, indem sie die 
Bedeutung der Wohnform als elementaren Lebens-
raum hervorheben.  

Zu Nummer 1 Buchstabe v Doppelbuchstabe aa: 

Die Ergänzung in Absatz 1 unterstreicht, dass bei der 
Summe aller bei der Würdigung des Einzelfalls zu 
berücksichtigenden Umstände auch die Wohnform 
eine Rolle spielt.  

Zu Nummer 1 Buchstabe v Doppelbuchstabe bb 
Dreifachbuchstabe aaa: 

Die Änderung in Absatz 3 Satz 2 misst der ge-
wünschten Wohnform im Rahmen der Zumutbar-
keitsprüfung eine besondere Bedeutung zu. Zudem 
wird zum Ausdruck gebracht, dass die individuelle 
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Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen 
im Rahmen der Angemessenheitsprüfung nach-
drücklich und eigens gewürdigt werden soll. 

Zu Nummer 1 Buchstabe v Doppelbuchstabe bb 
Dreifachbuchstabe bbb: 

Der neue Satz 3 misst dem Wohnen außerhalb von 
besonderen Wohnformen, in denen ausschließlich 
Menschen mit Behinderungen betreut werden, eine 
besondere Bedeutung zu. Im Lichte der UN-Behin-
dertenrechtskonvention sollen inklusive Angebote 
geschaffen werden, in denen Menschen mit Behin-
derungen ein möglichst selbstbestimmtes Wohnen in 
der eigenen Wohnung und inklusiv ausgerichteten 
Wohnangeboten für Menschen mit und ohne Behin-
derungen im Quartier führen können. Daher ist dem 
Wohnen außerhalb einer besonderen Wohnform der 
Vorzug zu geben, wenn im Rahmen der Angemes-
senheits- und Zumutbarkeitsprüfung das Wohnen in 
und außerhalb von besonderen Wohnformen gleich 
bewertet wird und der Leistungsberechtigte dies 
wünscht. 

Mit dem neuen Satz 4 wird den Wünschen der leis-
tungsberechtigten Person auch bei der gemeinsamen 
Inanspruchnahme eine besondere Bedeutung beige-
messen, soweit diese im engen Zusammenhang mit 
dem Wohnen steht und es damit um die Pri-
vatsphäre der leistungsberechtigten Person geht. 
Dies betrifft die Bereiche der Gestaltung sozialer Be-
ziehungen und der persönlichen Lebensplanung. In 
diesen ausgewählten Bereichen wird der mit der ge-
meinsamen Inanspruchnahme auch verbundenen 
Steuerungsfähigkeit der Eingliederungshilfeleistung 
eine geringere Bedeutung gegenüber dem Schutz der 
Privatsphäre eingeräumt. 

Durch die Stärkung des Wunsch- und Wahlrechts 
hinsichtlich der mit dem Wohnen im Zusammen-
hang stehenden Assistenzleistungen ergeben sich 
Mehrkosten für die Träger der Eingliederungshilfe 
im Umfang von rund 3,6 Mio. Euro jährlich. 

Zu Nummer 1 Buchstabe w Doppelbuchstabe aa 
Dreifachbuchstabe aaa: 

Mit der Ergänzung wird klargestellt, dass in Bedarfs-
fällen unverändert auch Unterstützungsleistungen 
für den Besuch weiterführender Schulen durch die 
Eingliederungshilfe erbracht werden können.  

Zu Nummer 1 Buchstabe w Doppelbuchstabe aa 
Dreifachbuchstabe bbb: 

Mit der Ergänzung wird klargestellt, dass die im 
Rahmen der Leistungen zur Teilhabe an Bildung er-
brachten Leistungen auch heilpädagogische Maßnah-
men und sonstige Maßnahmen umfassen, wenn sie 
der leistungsberechtigten Person den Schulbesuch 
ermöglichen oder erleichtern. 

Im Übrigen wird durch die Neufassung von § 112 
Absatz 1 Satz 3 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch an der bisherigen Regelung einer ausdrückli-
chen Verweisung auf die Gesamtplanung nicht mehr 
festgehalten. Auch Menschen mit Behinderungen 
sollen sich wie Menschen ohne Behinderungen für 
weiterführende schulische und hochschulische An-

gebote entscheiden können, ohne zuvor einen Leis-
tungs- und Befähigungsnachweis erbringen zu müs-
sen. Die Regelungen zur Gesamtplanung bleiben da-
von unberührt. 

Zu Nummer 1 Buchstabe w Doppelbuchstabe aa 
Dreifachbuchstabe ccc: 

Der neue Satz 4 stellt klar, dass die Eingliederungs-
hilfe auch eine schulische oder hochschulische 
Zweitausbildung unterstützen kann, wenn der er-
lernte Beruf aus behinderungsbedingten Gründen 
nicht mehr ausgeübt werden kann.  

Die Vorschrift orientiert sich an Härtefallregelungen 
in der Bundesausbildungsförderung. 

Mit dem eingefügten Satz 5 wird geregelt, dass eine 
angemessene Hilfsmittelversorgung Teil der Leistun-
gen zur Teilhabe an Bildung ist. In allen anderen 
Leistungsgruppen sind entsprechende Regelungen 
zur Hilfsmittelversorgung bereits vorgesehen.  

Zu Nummer 1 Buchstabe w Doppelbuchstabe aa 
Dreifachbuchstaben aaa bis ccc: 

Die Änderungen führen zu geringfügigen, nicht be-
zifferbaren Mehrausgaben für die Träger der Einglie-
derungshilfe. 

Zu Nummer 1 Buchstabe w Doppelbuchstabe bb 

Die Regelung erkennt an, dass es von der leistungs-
berechtigten Person nicht zu beeinflussende gewich-
tige Gründe dafür geben kann, eine angestrebte schu-
lische berufliche Weiterbildung nicht unmittelbar o-
der zeitnah an eine bereits absolvierte Berufsausbil-
dung anzuschließen. Dabei stehen behinderungsbe-
dingte Gründe wie zum Beispiel eine vorüberge-
hende deutliche Verschlechterung des Gesundheits-
zustandes oder hinzu gekommene weitere gesund-
heitliche Beeinträchtigungen, die es zuvor noch zu 
verarbeiten und zu kompensieren gilt, im Mittel-
punkt. 

Aber auch gewichtige familiäre Gründe, die sich ei-
ner Einflussnahme durch die leistungsberechtigte 
Person entziehen, können ursächlich dafür sein, 
dass eine geplante berufliche Weiterbildung aufge-
schoben werden muss. In diesen Fällen kommt den 
besonderen Umständen des Einzelfalls eine ent-
scheidungserhebliche Bedeutung zu.  

Die Vorschrift orientiert sich an Härtefallregelungen 
in der Bundesausbildungsförderung. 

Zu Nummer 1 Buchstabe x: 

Es handelt sich um die Korrektur eines redaktionel-
len Versehens. 

Zu Nummer 1 Buchstabe y Doppelbuchstabe aa: 

Mit der Änderung wird die Zusammenarbeit zwi-
schen den Trägern der Eingliederungshilfe und den 
Pflegekassen verbindlicher ausgestaltet. Künftig 
muss die zuständige Pflegekasse mit Zustimmung 
des Leistungsberechtigten informiert und am Ge-
samtplanverfahren beteiligt werden, soweit dies für 
die Feststellung der Leistungen der Eingliederungs-
hilfe erforderlich ist. Zugleich wird mittels einer 
Klarstellung verdeutlicht, dass die Pflegekasse im 



Ausschussdrucksache 18(11)857 Ausschuss für Arbeit und Soziales 

 

  23 

Rahmen des Gesamtplanverfahrens nicht wie ein Re-
habilitationsträger oder entsprechende andere Leis-
tungsträger beteiligt, sondern beratend mit einbezo-
gen wird. 

Zu Nummer 1 Buchstabe y Doppelbuchstabe bb: 

Die Änderung steht im Zusammenhang mit den Än-
derungen zu den §§ 119 und 121 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch, die sicherstellen, dass die 
Leistungsberechtigten mit über die Verwendung der 
Leistungen zum Lebensunterhalt bestimmt. Die Teil-
nahme des für die Leistungen zum Lebensunterhalt 
zuständigen Leistungsträger ist verpflichtend. 

Zu Nummer 1 Buchstabe z: 

Die Regelung dient dem Ziel, Einvernehmen herzu-
stellen über den Betrag, der den Leistungsberechtig-
ten von seinem Regelsatz als Barmittel verbleibt. Bei 
Barmitteln handelt es sich um sofort verfügbares 
Bargeld einschließlich Bankguthaben. Mit der Rege-
lung wird erreicht, dass die Leistungsberechtigen 
selber über die Verwendung der Leistungen zum Le-
bensunterhalt bestimmen können. Damit wird auch 
ihre Selbstbestimmung gestärkt. 

Zu Nummer 1 Buchstabe aa Doppelbuchstabe aa: 

Die Ergänzung ist Teil eines abgestuften Verfahrens, 
das für alle Beteiligten zur Verbindlichkeit des Er-
gebnisses der Beratung über den Anteil des Regelsat-
zes, der den Leistungsberechtigten als Barmittel ver-
bleibt, führt.  

In der Gesamtplankonferenz wird zunächst bei der 
Beratung über die Leistungserbringung unter Beteili-
gung der jeweiligen Leistungserbringer auch über 
den Anteil des Regelsatzes beraten, der den Leis-
tungsberechtigten als Barmittel verbleibt. Das Ergeb-
nis dieser Beratungen fließt in der weiteren Abfolge 
in den Gesamtplan ein. Die Ergänzung des § 121 
trägt dazu bei, dass dieses Ergebnis zu den Min-
destinhalten des Gesamtplans gehört. Mit dieser Do-
kumentation wird einerseits Transparenz geschaffen, 
andererseits dient sie dem Schutz des Leistungsbe-
rechtigten. Auf der Grundlage des Gesamtplans wird 
dann der Verwaltungsakt erlassen (§ 120). 

Mit einer korrespondierenden Regelung im Vertrags-
recht (§ 123 Absatz 4) wird eine Verbindlichkeit des 
im Gesamtplan dokumentierten Ergebnisses der Be-
ratung für den Leistungserbringer geschaffen. Dort 
wird explizit geregelt, dass die Leistungen unter Be-
achtung der Inhalte des Gesamtplanes nach § 121 zu 
erbringen sind. Bei Nichtbeachtung der Verpflich-
tungen des Leistungserbringers greift das Recht zur 
Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfung nach § 
128; auch die Sanktionsmöglichkeit nach § 129 be-
steht. 

In ihrer Gesamtheit stellen die Regelungen damit si-
cher, dass die Leistungsberechtigten auch künftig 
über einen Geldbetrag zur selbstbestimmten Verwen-
dung verfügen können. 

Zu Nummer 1 Buchstabe aa Doppelbuchstabe bb: 

Die Änderung trägt dazu bei, das Recht der Leis-
tungsberechtigten auf Partizipation zu stärken. 

Zu Nummer 1 Buchstabe bb: 

Mit der Änderung des Satz 1 wird klargestellt, dass 
die schriftliche Vereinbarung mit dem für den Ort 
der Leistungserbringung zuständigen Träger der Ein-
gliederungshilfe geschlossen werden muss. Zur Ver-
meidung von Missverständnissen und Verwechslun-
gen mit der Aufgabe der Leistungserbringer wird 
darüber hinaus Satz 1 dahingehend präzisiert, dass 
der Träger der Eingliederungshilfe die Leistungen 
nach Teil 2 des Neunten Buches bewilligt.  

Soweit nach Satz 2 die schriftliche Vereinbarung 
auch zwischen dem Träger der Eingliederungshilfe 
und dem Verband, dem der Leistungserbringer ange-
hört, geschlossen werden kann, hat der Verband zu-
sätzlich seine Legitimation durch eine entspre-
chende Vollmacht nachzuweisen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe cc Doppelbuchstabe aa: 

Mit der Ergänzung der Regelung zum externen Ver-
gleich wird klargestellt, dass tariflich vereinbarte 
Vergütungen und Vergütungen nach kirchlichen Ar-
beitsrechtsregelungen auch in den Fällen, in denen 
die Vergütung aus diesem Grunde oberhalb des unte-
ren Drittels liegt, nicht als unwirtschaftlich abge-
lehnt werden dürfen. Im Rahmen der Beurteilung 
der wirtschaftlichen Angemessenheit der Vergü-
tungsforderung muss daher der Träger der Eingliede-
rungshilfe die Tarifbindung zugunsten des Leis-
tungserbringers berücksichtigen. 

Das Bundessozialgericht hat zum Recht des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XI) entschieden, dass 
von einer wirtschaftlichen Betriebsführung ohne 
weitere Prüfung ausgegangen werden kann, wenn 
der geforderte Pflegesatz im unteren Drittel der Ver-
gütungen vergleichbarer Einrichtungen liegt. 

Die Vertragsrechte des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XII) und SGB XI sind kompatibel und 
haben eine vergleichbare Interessenlage, die jeweili-
gen Leistungen wirtschaftlich und leistungsrecht zu 
erbringen. Dem-entsprechend bestimmt zum Bei-
spiel § 75 Absatz 5 Satz 1 SGB XII, dass bei zugelas-
senen Pflegeeinrichtungen im Sinne des § 72 SGB XI 
sich u.a. Inhalt, Umfang und Vergütung der Pflege-
leistungen auch in der Sozialhilfe nach den Vor-
schriften des SGB XI zur Pflegevergütung richten, so-
weit das SGB XII nicht weitergehende Leistungen er-
bringt. 

Aufgrund dieser vergleichbaren Interessenlage sind 
die vom Bundessozialgericht zum SGB XI aufgestell-
ten Grundsätze zum externen Vergleich auch im Ver-
tragsrecht des SGB XII anzuwenden (so auch Lan-
dessozialgericht München, Urteil vom 24. November 
2011, Az L 8 SO 135/10 KL). Im Hinblick auf die Be-
deutung werden gesetzliche Vorgaben zum externen 
Vergleich nicht nur in das Vertragsrecht des SGB 
XII, sondern auch in das künftige Vertragsrecht der 
Eingliederungshilfe aufgenommen. 

Die Vorschrift setzt zunächst vergleichbare Leis-
tungserbringer voraus. Leistungserbringer sind ver-
gleichbar, soweit diese für einen gleichen Personen-
kreis von Leistungsberechtigten ein weitgehend in-
haltsgleiches Leistungsangebot vorhalten. Leistungs-
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erbringer, die andere Leistungen für die gleiche Per-
sonengruppe erbringen beziehungsweise Leistungs-
erbringer, deren Angebot sich an Personengruppen 
richtet, die andere Leistungen benötigen, sind nicht 
vergleichbar. 

Liegt die geforderte Vergütung im unteren Drittel 
dieses Vergleichs, ist von der wirtschaftlichen Ange-
messenheit auszugehen. 

Liegt die geforderte Vergütung oberhalb des unteren 
Drittels, ist darüber hinaus zu prüfen, ob die Forde-
rung trotzdem wirtschaftlich angemessen ist. Auch 
eine Vergütungsforderung, die oberhalb des unteren 
Drittels liegt, kann leistungsgerecht sein, wenn sie 
nachvollziehbar auf einem höheren Aufwand des 
Leistungserbringers beruht und dieser wirtschaftlich 
angemessen ist. Ein solch gerechtfertigter höherer 
Aufwand kann sich insbesondere aus besonderen 
Leistungsangeboten ergeben, die einen höheren Per-
sonalschlüssel oder besonders qualifiziertes Personal 
erfordern. Auch die Lage und Größe einer Einrich-
tung kann eine höhere Vergütungsforderung recht-
fertigen, wenn sich wirtschaftliche Nachteile aus der 
Lage oder dem Zuschnitt der Einrichtung ergeben 
und die Leistung nicht ohne den vergleichsweise 
teuren Leistungserbringer erbracht werden kann. Die 
maßgeblichen Kriterien für den externen Vergleich 
im SGB XI sind in § 84 Absatz 2 Satz 7 geregelt; da-
nach sind nur die Einrichtungen zu vergleichen, die 
nach Art und Größe sowohl hinsichtlich der in § 84 
Absatz 5 SGB XI geregelten Leistungs- und Qualitäts-
merkmale (unter anderem Personenkreis sowie Art, 
Inhalt und Umfang der Leistungen, die zu erwarten 
sind) im Wesentlichen gleichartig sind. 

Die Einhaltung einer Tarifbindung und ein daraus 
entstehender höherer Personalkostenaufwand genü-
gen stets den Grundsätzen wirtschaftlichen Betriebs-
führung, das heißt auch in den Fällen, in denen die 
geforderte Vergütung allein aus diesem Grunde nicht 
im unteren Drittel liegt. 

Für die Beurteilung der Frage, ob der höhere Perso-
nalkostenaufwand auf die Tarifbindung zurückgeht, 
hat der Leistungsanbieter dem Träger der Eingliede-
rungshilfe im Rahmen des externen Vergleichs auch 
die Gründe nachvollziehbar und plausibel dazule-
gen, die die höhere Vergütung angemessen erschei-
nen lassen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe cc Doppelbuchstabe bb: 

Der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Strafta-
ten zählt zu den wichtigsten Aufgaben des Staates. 
Dies gilt insbesondere für den Schutz von Menschen 
mit Behinderungen. So verlangt die UN-Behinder-
tenrechtskonvention geeignete Maßnahmen zum 
Schutz von Menschen mit Behinderungen jeden Al-
ters sowohl innerhalb als auch außerhalb der Woh-
nung vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt oder 
Missbrauch.  

Diesem Auftrag kommt der Gesetzentwurf in Artikel 
1 § 124 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 
IX), der das Vertragsrecht für die Erbringung von 
Leistungen der Eingliederungshilfe nach Teil 2 SGB 
IX regelt, und in den Artikeln 11 und 13 jeweils mit 

der Änderung § 75 SGB XII nach, der das Leistungs-
erbringungsrecht auch für Leistungen der Träger der 
Sozialhilfe regelt. Nach § 124 SGB IX sind nur sol-
che Personen zur Beschäftigung und zur Erbringung 
von Leistungen der Eingliederungshilfe geeignet, die 
nicht wegen Straftaten gegen die sexuelle und per-
sönliche Selbstbestimmung vorbestraft sind. Die in 
Satz 3 genannten Straftaten berücksichtigen die Tat-
sache, dass auch erwachsene Menschen mit Behin-
derungen genauso wie Kinder und Jugendliche in ei-
nem besonderen Abhängigkeits- und Vertrauensver-
hältnis zur betreuenden Person stehen können. Die 
Leistungserbringer müssen in der Lage sein, die Ge-
eignetheit des Personals zu prüfen und sich nicht 
nur auf eine Selbstauskunft der betroffenen Personen 
verlassen zu müssen. Ohne die Vorlage des erweiter-
ten Führungszeugnisses wäre es dem Leistungser-
bringer nicht möglich, auf andere Weise die Geeig-
netheit des Personals zu überprüfen.  

Mit der Ergänzung des Absatzes 2 wird sicherge-
stellt, dass Leistungserbringer sowohl vor der erst-
maligen Aufnahme einer Tätigkeit als auch nach 
Aufnahme einer Tätigkeit in regelmäßigen Abstän-
den die Eignung der Person durch die Vorlage eines 
erweiterten Führungszeugnisses zu überprüfen ha-
ben.  

Mit der Vorlage eines erweiterten Führungszeugnis-
ses erfolgt zwar ein Eingriff in das Persönlichkeits-
recht der Mitarbeiter oder der ehrenamtlich tätigen 
Mitarbeiter. Dieser Eingriff ist aber zum Schutz der 
Menschen mit Behinderungen vor sexuellen Über-
griffen gerechtfertigt. Die Nutzung der Daten aus 
dem erweiterten Führungszeugnis muss aber restrik-
tiv erfolgen. Soweit die Einsichtnahme erfolgt, darf 
der Leistungserbringer nur die relevanten Daten 
speichern, verändern und nutzen. Die Daten sind vor 
dem Zugriff unbefugter Dritter zu schützen. Die 
Sätze 8 und 9 regeln, wann die Daten spätestens 
durch den Leistungserbringer zu löschen sind. 

Zu Nummer 1 Buchstabe dd: 

Die Änderung in Satz 1 ist erforderlich, da nicht mit 
der Vergütungsvereinbarung, sondern erst mit der 
Zahlung der vereinbarten Vergütung alle während 
des Vereinbarungszeitraumes entstandenen Ansprü-
che als abgegolten gelten können. Mit den neuen 
Sätzen 2 und 3 wird klargestellt, dass sich die zu 
zahlende Vergütung nach Maßgabe der tatsächlich 
bewilligten Leistung bestimmt. 

Zu Nummer 1 Buchstabe ee: 

Korrektur eines redaktionellen Versehens. Die Son-
derregelung des § 134 findet auf alle Leistungen der 
Teilhabe an Bildung gemäß 112 Absatz 1 Nummern 
1 und 2 Anwendung. 

Zu Nummer 1 Buchstabe ff: 

Absatz 1 regelt die Einkommensheranziehung der 
antragstellenden Person.  

Bei minderjährigen antragstellenden Personen ist 
wie schon im bisherigen Recht der Sozialhilfe nach 
§ 85 Absatz 2 Satz 2 des Zwölften Buches das Ein-
kommen der im Haushalt lebenden Eltern oder des 
im Haushalt lebenden Elternteils zu berücksichtigen. 
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Um diese Regelung auch im Neunten Buch Sozialge-
setzbuch nachzubilden, ist der Einschub „im Haus-
halt lebend“ erforderlich. 

Zu Nummer 1 Buchstabe gg Doppelbuchstabe aa: 

Der Personenkreis, der ein Budget für Arbeit nach § 
111 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung § 61 in An-
spruch nimmt, soll hinsichtlich des Einsatzes von 
Einkommen und Vermögen den Personen gleichge-
stellt werden, die Leistungen im Arbeitsbereich ei-
ner Werkstatt für behinderte Menschen beziehungs-
weise bei einem anderen Leistungsanbieter erhalten. 

Zu Nummer 1 Buchstabe gg Doppelbuchstabe bb: 

Es handelt sich um die Korrektur eines redaktionel-
len Versehens, sowie um die Klarstellung, dass zu 
den Leistungen, die von Kostenbeiträgen freigestellt 
werden, auch jene Leistungen zum Erwerb und Er-
halt praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten zählen, 
die der Vorbereitung auf die Teilhabe am Arbeitsle-
ben in Form des Budgets für Arbeit dienen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe hh: 

Mit der Regelung des § 141 können vorrangige recht-
liche Ansprüche  leistungsberechtigter Personen, die 
Auswirkungen auf deren Leistungen der Eingliede-
rungshilfe haben, auf den Leistungsträger übergelei-
tet werden. Hierzu gehören auch Ansprüche, die der 
nicht getrennt lebende Ehegatte oder Lebenspartner 
für die antragstellende Person geltend machen kann, 
wie z. B. Beihilfeansprüche des Ehegatten/Partners 
für den Menschen mit Behinderungen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe ii: 

Bereits in der jetzt für die Eingliederungshilfe gelten-
den Vorschrift des § 122 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a) SGB XII ist der Geburtsmonat als Erhebungs-
merkmal aufgeführt. Dies soll auch in das neue 
Recht im SGB IX, Teil 2 übernommen werden. Der 
Geburtsmonat ist ebenso Bestandteil der Verwal-
tungsdaten bei den Trägern der Eingliederungshilfe. 
Außerdem ist das Merkmal „Geburtsmonat“ im Rah-
men der Plausibilisierung der Daten erforderlich. 

Die Erhebung der „Wohngemeinde und des Gemein-
deteils“ ist auch in den Statistikregeln der §§ 122 ff 
SGB XII vorgesehen. Je nach Regelung der örtlichen 
Zuständigkeit durch die Länder ist eine Ableitung 
aus der Gemeindekennziffer nicht möglich. Der „Ge-
meindeteil“ ist – wie bisher schon im SGB XII - als 
freiwillige Angabe vorgesehen.“ 

Zu Nummer 1 Buchstabe jj: 

Es handelt sich um eine Anpassung an die bisheri-
gen Statistik-Regelungen im SGB XII sowie um die 
Folgeänderung aus § 144. 

Zu Nummer 1 Buchstabe kk: 

Die geänderte Formulierung war bereits in Artikel 1 
des Gesetzentwurfs enthalten, es erfolgt eine redakti-
onelle Änderung.  

Zu Nummer 1 Buchstabe ll: 

Mit der Zustimmung zur Veröffentlichung der zu 
meldenden Stellenangebote des öffentlichen Diens-
tes in der Jobbörse der Bundesagentur für Arbeit 

werden die Jobcenter in die Lage versetzt, für diese 
Arbeitsplätze gegebenenfalls geeignete schwerbehin-
derte Menschen vorzuschlagen. Auch die auf die 
Jobbörse der Bundesagentur für Arbeit zurückgrei-
fenden weiteren Stellenbörsen können so u. a. Men-
schen mit Behinderungen dieses Arbeitsplatzangebot 
zugänglich machen. Die Veröffentlichung kann so-
mit dazu beitragen, die Zugangschancen zum allge-
meinen Arbeitsmarkt insbesondere für langzeitar-
beitslose Menschen mit Behinderungen im Sinne 
des Artikels 27 der UN-BRK zu verbessern.  

Zu Nummer 1 Buchstabe mm: 

Die Einfügung ist erforderlich, weil für öffentliche 
Arbeitgeber die Meldung frei werdender und neu zu 
besetzender Arbeitsplätze aufgrund haushaltsrechtli-
cher Vorschriften problematisch sein kann. Es ist zu-
nächst zu prüfen, ob offene Stellen mit vorhande-
nem Personal besetzt werden können.  

Zu Nummer 1 Buchstabe nn Doppelbuchstabe aa: 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Der 
Satz entspricht dem heutigen § 95 Absatz 1 Satz 5 
SGB IX. Ein Wegfall dieses Satzes war nicht beab-
sichtigt. Ersetzt werden sollte durch Artikel 2 Num-
mer 6 nur der bisherige Satz 4 durch die Sätze 4 und 
5 neu. Der bisherige Satz 5 muss demnach Satz 6 ge-
worden sein, ist aber versehentlich dem § 178 SGB 
IX-E entfallen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe nn Doppelbuchstabe bb: 

Mit der Einfügung werden die Rechtsfolgen einer 
unterlassenen Beteiligung der Schwerbehinderten-
vertretung geregelt. Grundsätzlich gilt hier: Wenn 
die Schwerbehindertenvertretung entgegen § 95 Ab-
satz 2 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB IX) vom Arbeitgeber nicht beteiligt wird, ist die 
Durchführung oder Vollziehung der Maßnahme aus-
zusetzen; die Beteiligung ist innerhalb von sieben 
Tagen nachzuholen, sodann ist endgültig zu ent-
scheiden (§ 95 Absatz 2 Satz 2 SGB IX). Zur Durch-
setzung dieses Beteiligungsanspruchs kann die 
Schwerbehindertenvertretung das Arbeitsgericht an-
rufen (vergleiche § 2a Absatz 1 Nummer 3a Arbeits-
gerichtsgesetz). Dort kann sie -gegebenenfalls im 
Wege der einstweiligen Verfügung - geltend machen, 
die Durchführung oder Vollziehung der Entschei-
dung auszusetzen, bis die Beteiligung nachgeholt ist. 
Ein entsprechender Beschluss des Arbeitsgerichts 
kann Grundlage für eine gerichtliche Vollstreckung 
sein. Zuwiderhandlungen seitens des Arbeitgebers 
können Ordnungsgelder von bis zu 250 000 Euro 
nach sich ziehen (§ 85 Absatz 1 Arbeitsgerichtsge-
setz in Verbindung mit § 890 Absatz 1 Zivilprozess-
ordnung). 

Von Seiten der Vertrauenspersonen schwerbehinder-
ter Menschen wird beklagt, dass sie vom Arbeitgeber 
oftmals nicht beteiligt werden, obwohl sie zu beteili-
gen wären. Die Informationen erreichen die Schwer-
behindertenvertretung in diesen Fällen dann erst 
über den Betriebsrat. Wenn die Schwerbehinderten-
vertretung zu beteiligen ist, ist in der Regel auch der 
Betriebsrat zu beteiligen. Sie hat das Recht, an allen 
Sitzungen des Betriebsrates beratend teilzunehmen 
(§ 95 Absatz 4 Satz 1 SGB IX). Wurde der Betriebsrat 
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beteiligt und berät er darüber, erfährt damit auch die 
Schwerbehindertenvertretung davon und kann ihr 
Beteiligungsrecht beim Arbeitgeber einfordern. Ge-
rade im Zusammenhang der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses ist aber die Beteiligung der Schwerbe-
hindertenvertretung besonders wichtig, weil gerade 
für schwerbehinderte Menschen die Aufrechterhal-
tung ihrer Arbeitsverhältnisse von herausragender 
Bedeutung ist. Um in diesem besonders wichtigen 
Zusammenhang die Beteiligung der Schwerbehin-
dertenvertretung zu sichern, wird deshalb festgelegt, 
dass eine Kündigung, die ohne die erforderliche Be-
teiligung der Schwerbehindertenvertretung ausge-
sprochen wird, unwirksam ist und das Arbeitsver-
hältnis nicht beendet.  

Zu Nummer 1 Buchstabe oo Doppelbuchstabe aa: 

Der Bundesrat hat die Bundesregierung gebeten zu 
prüfen, ob die beabsichtigte Nicht-Übernahme des § 
155 SGB IX zu unerwünschten Schutzlücken führen 
könnte. Die Prüfung kam zu dem Ergebnis, dass ei-
nerseits § 203 StGB das Spektrum des heutigen § 
155 SGB IX nicht abdeckt. Andererseits kommt eine 
unveränderte Übernahme des heutigen § 155 nicht 
in Betracht, da er den modernen Anforderungen des 
Nebenstrafrechts nicht mehr entspricht. Dies gilt 
auch für § 179 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 SGB IX-E 
(heute § 96 Absatz 7 SGB IX), der der Strafbarkeit zu 
Grunde liegt. Mit dem Antrag werden der heutige § 
155 unter Beachtung der nebenstrafrechtlichen An-
forderungen durch die §§ 237a und 237b wieder in 
das SGB IX eingefügt und § 179 Absatz 7 Nummer 1 
entsprechend angepasst. Eine Ausweitung oder Ein-
schränkung der Strafbarkeit im Vergleich zum gel-
tenden Recht ist damit nicht verbunden. 

Zu Nummer 1 Buchstabe oo Doppelbuchstabe bb: 

Neu ist der zweite Halbsatz des ersten Satzes, der für 
den öffentlichen Dienst auf die Kostenregelung der 
Personalvertretung verweist. Eine analoge Anwen-
dung dieser Vorschriften wird in der Praxis bereits 
vielfach vorgenommen. 

Die Kostentragungspflicht des Arbeitgebers in Satz 2 
bezog sich bisher auf die Teilnahme des mit der 
höchsten Stimmzahl gewählten Mitglieds an Schu-
lungs- und Bildungsveranstaltungen. Nach dem 
neuen Absatz 4 Satz 3 haben in größeren Betrieben 
ggf. auch weitere stellvertretende Mitglieder einen 
Fortbildungsanspruch. Entsprechend wird die Über-
nahme der Kosten durch den Arbeitgeber geregelt. 
Dies wurde beim Erfüllungsaufwand im Gesetzent-
wurf bereits berücksichtigt. 

Zu Nummer 1 Buchstabe pp: 

Es geht um die Abrechnung der Fahrgeldausfälle für 
die unentgeltliche Beförderung schwerbehinderter 
Menschen. Seit der Bildung von Verkehrsverbünden 
ist die Abrechnungsfrist (derzeit ein Jahr) von den 
Verkehrsunternehmen immer schwerer einhaltbar. 
Die einem Verbund angehörigen Verkehrsunterneh-
men bekommen ihre Fahrgeldeinnahmen über ein 
Einnahmeaufteilungsverfahren zugeschrieben. Die 
Jahresrechnung der Einnahmeaufteilung wird durch 
den Verbund erstellt. Nachdem das Ergebnis dieser 

Jahresrechnung feststeht, wird es den jeweiligen Ver-
kehrsunternehmen bekanntgegeben. Die Unterneh-
men haben dann einen Monat Zeit, Einspruch zu er-
heben. Wird von dieser Möglichkeit durch ein oder 
mehrere Verkehrsunternehmen Gebrauch gemacht, 
muss eine Einigung herbeigeführt werden, bevor die 
Einnahmeaufteilung des gesamten Verkehrsverbun-
des endgültig erklärt werden kann. Wird diese Eini-
gung nicht erzielt, muss das gesamte Einnahmeauf-
teilungsverfahren neu aufgerollt werden, mit der 
Folge, dass die Frist nicht eingehalten werden kann.  

Der Bundesrat hat deshalb vorgeschlagen, die Ab-
rechnungsfrist um ein Jahr auf zwei Jahre zu verlän-
gern. Im Rahmen eines Prüfverfahrens durch den 
Bundesrechnungshof hat die Deutsche Bahn nach-
vollziehbar vorgetragen, dass auch zwei Jahre noch 
zu kurz sein können und sogar vier Jahre ins Ge-
spräch gebracht. Deshalb schlägt die Bundesregie-
rung eine Frist von drei Jahren vor, in der im Regel-
fall auch in Verkehrsverbünden eine Abrechnung 
möglich sein wird. Damit wäre auch den Bedenken 
des Bundesrechnungshofes Rechnung getragen. 

Zu Nummer 1 Buchstaben qq und rr: 

Der Bundesrat hat die Bundesregierung gebeten zu 
prüfen, ob die beabsichtigte Nicht-Übernahme des § 
155 SGB IX zu unerwünschten Schutzlücken führen 
könnte. Die Prüfung kam zu dem Ergebnis, dass ei-
nerseits § 203 StGB das Spektrum des heutigen § 
155 SGB IX nicht abdeckt. Andererseits kommt eine 
unveränderte Übernahme des heutigen § 155 nicht 
in Betracht, da er den modernen Anforderungen des 
Nebenstrafrechts nicht mehr entspricht. Dies gilt 
auch für § 179 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 SGB IX-E 
(heute § 96 Absatz 7 SGB IX), der der Strafbarkeit zu 
Grunde liegt. Mit dem Antrag werden der heutige § 
155 unter Beachtung der nebenstrafrechtlichen An-
forderungen durch die §§ 237a und 237b wieder in 
das SGB IX eingefügt und § 179 Absatz 7 Nummer 1 
entsprechend angepasst. Eine Ausweitung oder Ein-
schränkung der Strafbarkeit im Vergleich zum gel-
tenden Recht ist damit nicht verbunden. 

Zu Nummer 1 Buchstabe ss: 

Die Übergangsregelung zum Fortbestand gemeinsa-
mer Einrichtungen im Jahr 2018 ermöglicht den Re-
habilitationsträgern, einen nahtlosen Wechsel der 
bisherigen Zusammenarbeitsstrukturen in das neue 
System der Ansprechstellen nach § 12 SGB IX si-
cherzustellen. Für das Jahr 2018 ist damit ein schritt-
weise auslaufender Parallelbetrieb von Ansprech-
stellen und von gemeinsamen Servicestellen nicht 
von vorn herein ausgeschlossen.  

Zu Nummer 2 Buchstabe a: 

In Artikel 1 § 59 des Gesetzentwurfs ist eine Anhe-
bung des Arbeitsförderungsgeldes um 26 Euro mo-
natlich vorgesehen. Durch die Einfügung in Artikel 2 
wird sichergestellt, dass sie bereits zum 1. Januar 
2017 in Kraft tritt und nicht erst ab 2018. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b: 

Folgeänderung zur Änderung in Artikel 1 in § 153 
Absatz 2. Durch die Einfügung in Artikel 2 wird  



Ausschussdrucksache 18(11)857 Ausschuss für Arbeit und Soziales 

 

  27 

sichergestellt, dass die Regelung bereits zum 1. Ja-
nuar 2017 in Kraft tritt und nicht erst ab 2018.  

Zu Nummer 2 Buchstabe c: 

Folgeänderung zur Änderung in Artikel 1 in § 165. 
Bewirkt das Inkrafttreten zum 1. Januar 2017.  

Zu Nummer 2 Buchstabe d: 

Folgeänderung zur Änderung in Artikel 1 in § 178 
Absatz 2. Bewirkt das Inkrafttreten zum 1. Januar 
2017. 

Zu Nummer 2 Buchstabe e: 

Korrektur des Änderungsbefehls entsprechend dem 
im Gesetzentwurf bereits vorgesehenen Text (Artikel 
1 § 179 Absatz 4 Satz 3). 

Zu Nummer 2 Buchstabe f: 

Folgeänderung zur Änderung in Artikel 1 in § 179 
Absatz 8. Bewirkt das Inkrafttreten zum 1. Januar 
2017. 

Zu Nummer 2 Buchstabe g: 

Folgeänderung zur Änderung in Artikel 1 in § 233. 
Bewirkt das Inkrafttreten zum 1. Januar 2017. 

Zu Nummer 3 Buchstabe a (Absatz 1 Nummer 7): 

Die Regelung ist im Gesetzentwurf bereits enthalten. 

Zu Nummer 3 Buchstabe a (Absatz 8a): 

Durch das Bundesteilhabegesetz soll die Eingliede-
rungshilfe aus dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) herausgelöst und in das Neunte Buch Sozi-
algesetzbuch (SGB IX) integriert werden. Das Sechste 
Kapitel des SGB XII „Eingliederungshilfe für behin-
derte Menschen“, §§ 53-60, soll deshalb durch Arti-
kel 13 mit Wirkung zum 1. Januar 2020 gestrichen 
werden. Zu diesem Zeitpunkt soll die Eingliede-
rungshilfe als Teil 2, §§ 90 bis 150 SGB IX, in das 
SGB IX aufgenommen werden. Durch die Streichung 
des Verweises auf das Sechste Kapitel des Zwölften 
Buches und den neu aufgenommenen Verweis auf 
Teil 2 des Neunten Buches wird die aktuelle Rechts-
lage erhalten. 

Zu Nummer 3 Buchstabe b: 

§ 264 Absatz 2 Satz 1 sieht derzeit vor, dass die 
Krankenbehandlung von nicht Versicherungspflich-
tigen, die Leistungen unter anderem nach dem Drit-
ten bis Neunten Kapitel SGB XII erhalten, von den 
Krankenkassen gegen Kostenerstattung übernommen 
wird. Insoweit wird auch die Krankenbehandlung 
von Versicherungspflichtigen, die Leistungen der 
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach 
dem Sechsten Kapitel des SGB XII erhalten, erfasst. 

Durch das BTHG soll die Eingliederungshilfe aus 
dem SGB XII herausgelöst und in das SGB IX inte-
griert werden. Das Sechste Kapitel des SGB XII „Ein-
gliederungshilfe für behinderte Menschen“, §§ 53-
60, soll deshalb durch Artikel 13 mit Wirkung zum 
1. Januar 2020 gestrichen werden. Zu diesem Zeit-
punkt soll die Eingliederungshilfe als Teil 2, §§ 90 
bis 150 SGB IX, in das SGB IX aufgenommen wer-
den. Durch den neu aufgenommenen Verweis auf 

Teil 2 des Neunten Buches wird die aktuelle Rechts-
lage erhalten.  

Zu Nummer 4: 

Die ambulante Durchführung von Leistungen zur 
Teilhabe, insbesondere zur Prävention und Nach-
sorge, hat in den vergangenen Jahren zunehmend an 
Bedeutung gewonnen. Dieser Trend wird sich auch 
aufgrund der neuen (geplanten) Regelungen der §§ 
14 und 17 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB VI) weiter verstärken. Auch wenn ambulante 
Leistungen nicht ganztägig ausgeführt werden, be-
steht Anspruch auf Übergangsgeld als ergänzende 
Leistung. Für Fallgestaltungen, in denen neben dem 
Anspruch auf Übergangsgeld dem Grunde nach An-
spruch auf Arbeitslosengeld oder Krankengeld be-
steht, werden ergänzende Regelungen in den Absät-
zen 2 bis 4 getroffen. 

Nach § 156 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch ruht ein Anspruch auf Ar-
beitslosengeld neben einem zuerkannten Anspruch 
auf Übergangsgeld, wenn dem Anspruch auf Über-
gangsgeld eine Leistung zur Teilhabe zugrunde liegt, 
wegen der keine ganztägige Erwerbstätigkeit ausge-
übt wird. Versicherte, die Leistungen zur Teilhabe in 
einem zeitlich geringeren Umfang erhalten und da-
mit ganztägig erwerbstätig sein können, können so-
mit grundsätzlich Arbeitslosengeld beanspruchen. 
Für diese Fälle wird der Anspruch auf Übergangs-
geld künftig ausgeschlossen, da der Lebensunterhalt 
bereits durch das Arbeitslosengeld gesichert werden 
kann. 

Bei arbeitsunfähigen Versicherten der gesetzlichen 
Krankenversicherung ruht der Anspruch auf Kran-
kengeld nach § 49 Absatz 1 Nummer 3 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch, soweit und solange sie 
Übergangsgeld beziehen. Werden Leistungen zur 
Teilhabe, insbesondere Leistungen zur Prävention 
und zur Nachsorge, nur in einem geringen zeitlichen 
Umfang erbracht, kann die Zahlung von Übergangs-
geld als unverhältnismäßig im Hinblick auf den Um-
fang der in Anspruch genommenen ambulanten 
Leistungen zur Teilhabe angesehen werden. Wegen 
der Vielzahl der möglichen Fallgestaltungen werden 
die Deutsche Rentenversicherung Bund und der 
Spitzenverband Bund der Krankenkassen verpflich-
tet, bis zum 31. Dezember 2017 eine Vereinbarung 
abzuschließen, unter welchen Voraussetzungen Ver-
sicherte, an die ambulante Leistungen zur Präven-
tion und Nachsorge in einem zeitlich geringen Um-
fang erbracht werden, einen Anspruch auf Über-
gangsgeld mit der Folge des Ruhens des Kranken-
geldanspruches haben; zugleich ist die Erstattung 
von unzuständig geleisteten Zahlungen zu regeln. 
Dabei wird die grundsätzliche Systematik nicht in 
Frage gestellt, dass ergänzende Leistungen von dem 
Träger zu erbringen sind, der die Leistungen zur 
Teilhabe erbringt. Durch die Vereinbarung sollen be-
sondere Ausnahmetatbestände geregelt werden wie 
z. B. für Versicherte, die im Krankengeldbezug ste-
hen und nur für wenige Tage in der Woche und 
dann auch nur stundenweise Leistungen zur Teil-
habe erhalten. Häufige und kurzzeitige Trägerwech-
sel sollen vermieden werden. 
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Kommt eine Vereinbarung bis zum 31. Dezember 
2017 nicht zustande, wird es einer gesetzlichen Re-
gelung bedürfen.  

Zu Nummer 5 Buchstabe a: 

Zur Sicherstellung des Informationsaustauschs zwi-
schen den Rehabilitationsträgern übernehmen nach 
dem Wegfall der bisherigen §§ 22 bis 25 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) (gemeinsame 
Servicestellen) die Ansprechstellen der Rehabilitati-
onsträger nach § 12 Absatz 1 Satz 3 SGB IX-E die 
bisherige Koordinierungsaufgabe der gemeinsamen 
Servicestellen. 

Nummer 5 Buchstabe b: 

Die im geplanten Dritten Pflegestärkungsgesetz (PSG 
III) bislang zu § 13 vorgesehenen Regelungen, die 
zum 1. Januar 2017 in Kraft treten sollen, werden im 
derzeitigen Gesetzgebungsverfahren zum Erlass des 
PSG III geändert. Daher sind die im Bundesteilhabe-
gesetz enthaltenen Änderungen des § 13, die zum 1. 
Januar 2020 in Kraft treten sollen, entsprechend re-
daktionell anzupassen. 

Zu Nummer 6 Buchstabe a: 

Redaktionelle Folgeänderung zu der Streichung von 
Artikel 11 Nummer 3 (Einfügung § 42a). Da die Re-
gelung zum Mehrbedarf für gemeinschaftliche Mit-
tagsverpflegung in Artikel 13 (Inkrafttreten erst 
2020) verschoben wird, ist die Einfügung der Vor-
schrift in Artikel 11 (Änderung SGB XII im Jahr 
2017) zu streichen. 

Folgeänderung zur Neufassung von § 136 des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII). 

Zu Nummer 6 Buchstabe b: 

Redaktionelle Folgeänderung zu der Streichung von 
Artikel 11 Nummer 3 (Einfügung § 42a). Da die Re-
gelung zum Mehrbedarf für gemeinschaftliche Mit-
tagsverpflegung in Artikel 13 (Inkrafttreten erst 
2020) verschoben wird, ist die Einfügung der Vor-
schrift in Artikel 11 (Änderung SGB XII im Jahr 
2017) zu streichen. 

Zu Nummer 6 Buchstabe c: 

Der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Strafta-
ten zählt zu den wichtigsten Aufgaben des Staates. 
Dies gilt insbesondere für den Schutz von Menschen 
mit Behinderungen. So verlangt die UN-Behinder-
tenrechtskonvention geeignete Maßnahmen zum 
Schutz von Menschen mit Behinderungen jeden Al-
ters sowohl innerhalb als auch außerhalb der Woh-
nung vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt oder 
Missbrauch.  

Diesem Auftrag kommt der Gesetzentwurf mit der 
Änderung des § 75 SGB XII nach, der das Leistungs-
erbringungsrecht der Sozialhilfe regelt (u.a. Einglie-
derungshilfe für behinderte Menschen). Nach § 75 
SGB XII sind nur solche Personen zur Beschäftigung 
und zur Erbringung von Leistungen nach dem Fünf-
ten bis Neunten Kapitel geeignet, die nicht wegen 
Straftaten gegen die sexuelle und persönliche Selbst-
bestimmung vorbestraft sind. Die in Satz 3 genann-
ten Straftaten berücksichtigen die Tatsache, dass 

auch erwachsene Menschen mit Behinderungen ge-
nauso wie Kinder und Jugendliche in einem beson-
deren Abhängigkeits- und Vertrauensverhältnis zur 
betreuenden Person stehen können. Die Leistungser-
bringer müssen in der Lage sein, die Geeignetheit 
des Personals überprüfen zu können und sich nicht 
nur auf eine Selbstauskunft der betroffenen Personen 
verlassen müssen. Ohne die Vorlage des erweiterten 
Führungszeugnisses wäre es dem Leistungserbringer 
nicht möglich, auf andere Weise die Geeignetheit 
des Personals zu überprüfen.  

Mit der Ergänzung des Absatzes 2 wird sicherge-
stellt, dass Leistungserbringer sowohl vor der erst-
maligen Aufnahme einer Tätigkeit als auch nach 
Aufnahme einer Tätigkeit in regelmäßigen Abstän-
den die Eignung der Person durch die Vorlage eines 
erweiterten Führungszeugnisses zu überprüfen ha-
ben.  

Mit der Vorlage eines erweiterten Führungszeugnis-
ses ist zwar ein Eingriff in das Persönlichkeitsrecht 
der Mitarbeiter oder der ehrenamtlich tätigen Mitar-
beiter dar. Dieser Eingriff ist aber zum Schutz der 
Menschen mit Behinderungen vor sexuellen Über-
griffen gerechtfertigt. Die Nutzung der Daten aus 
dem erweiterten Führungszeugnis muss aber restrik-
tiv erfolgen. Soweit die Einsichtnahme erfolgt, darf 
der Leistungserbringer nur die relevanten Daten 
speichern, verändern und nutzen. Die Daten sind vor 
dem Zugriff unbefugter Dritter zu schützen. Die 
Sätze 8 und 9 regeln, wann die Daten spätestens 
durch den Leistungserbringer zu löschen sind. 

Zu Nummer 6 Buchstabe d: 

Das im Gesetzentwurf vorgesehene Inkrafttreten des 
neu einzuführenden Mehrbedarfs für die gemein-
schaftliche Mittagsverpflegung in Werkstätten für be-
hinderte Menschen, bei einem anderen Leistungsan-
bieter oder im Rahmen vergleichbarer anderer tages-
strukturierender Angebote als neuer Bedarf nach 
dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XII) vom 1. Januar 2017 (Aufhebung 
des nach Artikel 11 des Gesetzentwurfs neu einzufü-
genden § 42a SGB XII) auf den 1. Januar 2020 (Einfü-
gung eines § 42b SGB XII in Artikel 13 des Gesetz-
entwurfs) hat auch zu einer Verschiebung der 
dadurch vorgesehenen finanziellen Entlastung von 
Ländern und Kommunen zu Folge. Zur Einhaltung 
der Zusage des Bundes, Länder und Kommunen in 
entsprechender Höhe bereits ab dem Jahr 2017 zu 
entlasten, soll mit der Neufassung von § 136 SGB XII 
(beinhaltet in der geltenden Fassung eine Übergangs-
regelung für Nachweise zur Erstattung des Bundes 
nach § 46a SGB XII in den Jahren 2013 und 2014, 
dieser Regelungsinhalt ist durch Zeitablauf weggefal-
len) eine neue Erstattungsregelung eingeführt wer-
den, durch die der Bund einen Anteil an den Ausga-
ben der Länder und Kommunen für den Barbetrag 
nach § 27b SGB XII erstattet.  

Aufgrund dieser Aufgabenstellung ergibt sich die 
Ausgestaltung als pauschalierter Ausgleich für Län-
der und Kommunen für ihnen an anderer Stelle ent-
stehenden Mehrausgaben. Bei den sich daraus erge-
benden jährlichen Erstattungszahlungen des Bundes 
handelt es sich deshalb um abschließende Zahlun-
gen für den jeweils zugrundeliegenden Zeitraum, 
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nachträgliche Korrekturen der Höhe der Erstattungs-
zahlungen erfolgen nicht. Die zeitliche Befristung 
der Erstattungsregelung auf die Jahre 2017 bis ein-
schließlich 2019 ergibt sich daraus, dass mit der 
Trennung von Fachleistung (Eingliederungshilfeleis-
tungen nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch - SGB IX) und Lebensunterhalt in den heu-
tigen stationären Einrichtungen der Barbetrag bei Be-
zug von Eingliederungshilfeleistungen ab dem Jahr 
2020 entfällt. Berechnungsgrundlage für die Erstat-
tung sollen die Ausgaben für den Barbetrag sein, den 
Leistungsberechtigte nach dem Vierten Kapitel des 
SGB XII erhalten, weil sie zugleich in einer stationä-
ren Einrichtung Leistungen der Eingliederungshilfe 
erhalten. Bei dem Barbetrag für Leistungsberechtigte 
nach dem Vierten Kapitel des SGB XII handelt es 
sich um eine ergänzende Leistung des Dritten Kapi-
tels des SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt). Die 
Ausgaben für den Barbetrag sind deshalb bislang 
vollständig von Ländern und Kommunen zu finan-
zieren. 

Zusätzlich zur finanziellen Kompensation für die 
Verschiebung des genannten Mehrbedarfs sollen zu-
dem die Mehrkosten aus der ebenfalls zum 1. Januar 
2017 vorgesehenen Verdoppelung des Arbeitsförde-
rungsgeldes (§ 59 SGB IX-Entwurf) von 26 Euro auf 
52 Euro monatlich und der vorgesehenen Erhöhung 
des Vermögensfreibetrags im SGB XII von 2 600 Euro 
auf 5 000 Euro (vorgesehene Änderung der Verord-
nung zur Durchführung des § 90 Absatz 2 Nummer 9 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch) von Bund 
und Ländern (einschließlich Kommunen) insgesamt 
jeweils zur Hälfte getragen werden.  

Weil der Bund die Mehrkosten für die Erhöhung des 
Schonvermögens in der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapi-
tel des SGB XII im Jahr 2017 Höhe von 30 Millionen 
Euro zu tragen hat, die Länder hingegen nur in Höhe 
von 10 Millionen Euro für die übrigen Leistungska-
pitel des SGB XII, wird die hälftige Verteilung der 
Mehrkosten auf Bund und Länder (einschließlich 
Kommunen) für die Erhöhung des Arbeitsförde-
rungsgeldes zugunsten des Bundes um 10 Millionen 
Euro korrigiert. Der Bund erstattet deshalb im Jahr 
2017 nicht die Hälfte der Mehrkosten von 84 Millio-
nen Euro, also 42 Millionen Euro, sondern 32 Millio-
nen Euro. Für die Mehrkosten für die Erhöhung des 
Vermögensfreibetrags erfolgt deshalb kein finanziel-
ler Ausgleich. In den Folgejahren wird entsprechend 
verfahren. 

Nach den dem Gesetzentwurf zugrundeliegenden 
Kostenschätzungen ergeben sich danach für die 
Jahre 2017 Mehrkosten insgesamt für Arbeitsförde-
rungsgeld und Schonvermögen (jeweils in Millionen 
Euro), woraus sich folgende hälftige Aufteilung der 
Summe der Mehrkosten auf Bund sowie Länder und 
Kommunen ergibt: 

 

 

 

 2017 
insge-
samt 

2017 
Bund 

2017 
Länder, 
Kom-
munen 

Erhöhung Ar-
beitsförderungs-
geld  

84 42 - 10 
= 32 

42 + 10 
= 52 

Erhöhung Ver-
mögensfreibe-
trag SGB XII 

40 30 10 

Mehrkosten ins-
gesamt 

124 62 62 

Danach ergeben sich folgende vom Bund zu erstat-
tende Beträge in den Jahren 2017 bis 2019: 

 2017 2018 2019 

a) Verschiebung 
Inkrafttreten 
Mehrbedarf Mit-
tagessen Werk-
stätten 

76 79 82 

b) zu erstattender 
Anteil an Erhö-
hung Arbeitsför-
derungsgeld (je-
weils: 50 % des 
Erhöhungsbe-
trags abzüglich 
Anteil Länder/ 
Kommunen an 
Mehrkosten Ver-
mögensschonbe-
trag)  

(84 : 2)  
- 10  
= 32 

(86 : 2)  
- 10  
= 33 

(87 : 2)  
- 11 = 
32,5 

c) vom Bund zu er-
stattende 
Summe 

108 112 114,5 

d) Ausgaben für 
Barbetrag für 
Leistungsberech-
tigte nach dem 
Vierten Kapi-
tel des SGB XII 
mit Eingliede-
rungshilfe 

207 215 224 

e) Anteil der vom 
Bund zu erstat-
tenden Summe 
an den Ausga-
ben für den Bar-
betrag  

52,2 % 52,1 % 51,1 % 
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Berechnet nach der Summe der vom Bund zu erstat-
tenden Ausgaben ergibt sich für die Jahre 2017 bis 
2019 bei einer einheitlichen Erstattungsquote - aus-
gehend von der sich für das Jahr 2017 ergebenden 
Erstattungsquote - in Höhe eines auf volle Prozent 
abgerundeten Anteils von 52 Prozent. Die Abrun-
dung ergibt sich aus dem in den Jahren 2018 und 
2019 fallenden Erstattungsanteil. 

Dieser Erstattungsanteil bezieht sich nur auf diejeni-
gen Ausgaben von Ländern und Kommunen, die auf 
den Barbetrag für Leistungsberechtigte nach dem 
Vierten Kapitel des SGB XII entfallen, die in einer 
stationären Einrichtung Leistungen der Eingliede-
rungshilfe nach dem Sechsten Kapitel des SGB XII 
erhalten. In den Gesamtausgaben für den Barbetrag 
sind darüber hinaus auch Ausgaben für Leistungsbe-
rechtigte nach dem Vierten Kapitel des SGB XII ent-
halten, die in einer stationären Einrichtung Pflege-
leistungen erhalten (2017: 147 Millionen Euro) so-
wie für Leistungsberechtigte, die ausschließlich nach 
dem Dritten Kapitel des SGB XII leistungsberechtigt 
sind. Für letztere zahlt der Bund keine anteilige Er-
stattung der Ausgaben für den Barbetrag. Auf die 
sich so ergebenden Gesamtausgaben für den Barbe-
trag liegt der vom Bund zu erstattende Anteil deut-
lich unterhalb von 50 Prozent. 

Umgerechnet auf den Barbetrag je Person (27 Prozent 
der Regelbedarfsstufe 1) ergibt sich damit im Jahr 
2017 (Regelbedarfsstufe 1 nach Entwurf eines Ge-
setze zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur 
Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch - Entwurf RBEG 2017: 409 Euro) bei ei-
nem zu erstattenden Anteil von 52 Prozent: Der Bar-
betrag beläuft sich nach Stand Entwurf RBEG 2017 
im Jahr 2017 auf 110,43 Euro, ein Anteil von 52 Pro-
zent ergibt einen Erstattungsbetrag von 57,42 Euro 
pro Barbetragsbezieher. Dieser Betrag entspricht ei-
nem Anteil von 14,0 Prozent der Regelbedarfsstufe 1. 
Damit hat der Bund pro Leistungsberechtigten nach 
dem Vierten Kapitel des SGB XII, dem ein Barbetrag 
gezahlt wird, weil er Leistungen der Eingliederungs-
hilfe in einer stationären Einrichtung erhält, für je-
den Monat des Bezugs eines Barbetrags einen Anteil 
von 14 Prozent der Regelbedarfsstufe 1 zu erstatten.  

Nach Absatz 1 des neuzufassenden § 136 SGB XII er-
stattet der Bund für jeden Leistungsberechtigten 
nach dem Vierten Kapitel des SGB XII in den Jahren 
2017 bis 2019, dem ein Barbetrag gezahlt wird, weil 
er in einer stationären Einrichtung Leistungen der 
Eingliederungshilfe nach dem Sechsten Kapitel des 
SGB XII enthält, monatlich einen Anteil von 14 Pro-
zent der Regelbedarfsstufe 1.  

Die für die Berechnung der vom Bund zu zahlenden 
Erstattung zugrunde zu legende Anzahl der Leis-
tungsberechtigten regelt Absatz 2. Danach haben die 
Länder für die in Satz 1 Nummer 1 bis 4 benannten 
vier Meldezeiträume dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales die Anzahl der Leistungsberech-
tigen nach Absatz 1 für jeden ausführenden Träger, 
der in einem Monat mindestens für 15 Tage einen 
Barbetrag erhalten hat, mitzuteilen. Die Meldezeit-
räume umfassen in den Jahren 2018 und 2019 je-
weils zwölf Monate - das zweite Halbjahr (Januar bis 
Juni) des jeweiligen Vorjahres und das erste Halbjahr 

(Juli bis Dezember) des jeweils laufenden Jahres. Im 
Jahr 2017 umfasst der Meldezeitraum das erste Halb-
jahr und damit sechs Monate, weil das zweite Halb-
jahr bereits in den Meldezeitraum für das Jahr 2018 
eingeht. Weil das zweite Halbjahr 2019 im Melde-
zeitraum 2019 noch nicht erfasst ist (dieser endet 
mit Juni 2019), bildet das zweite Halbjahr 2019 ei-
nen zusätzlichen Meldezeiträum, weshalb sich für 
drei Kalenderjahre insgesamt vier Meldezeiträume 
ergeben. Die Ergebnisse aus den Meldezeiträumen 
sind in den Jahren 2017 bis 2019 jeweils bis zum Ab-
lauf der 35. Kalenderwoche dem Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales zu melden, also jeweils Ende 
August bis Anfang September. Damit liegt zwischen 
dem Ende des Meldezeitraums und dem Meldeter-
min ein Zeitraum von zwei Monaten. Dies erscheint 
als ausreichend für Träger und Länder, die jeweilige 
Anzahl der betroffenen Leistungsberechtigten je Ka-
lendermonat zu erfassen und dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales die sechs Monatsergeb-
nisse im Jahr 2017 und die zwölf Monatsergebnisse 
in den Jahren 2018 und 2019 zu übermitteln. Für das 
zweite Halbjahr 2019 ist die Anzahl der Leistungsbe-
rechtigten bis zum Ablauf der zehnten Kalenderwo-
che des Jahres 2020 an das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales zu übermitteln, dies ist Anfang 
März 2020, womit auch hier zwei Monate zwischen 
Ende des Meldezeitraums und liegen. Damit be-
schränkt sich die von Kommunen und Ländern vor-
zunehmende statistische Erfassung auf die monatli-
che Anzahl der Leistungsberechtigten. 

Der vom Bund zu erstattende Betrag je Meldezeit-
raum ergibt sich aus Absatz 3. In der vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales vorzunehmende 
Berechnung ist der sich für jeden Kalendermonat im 
Meldezeitraum ergebende Erstattungsbetrag aus der 
Anzahl der gemeldeten Leistungsberechtigten mit 
dem sich aus dem Anteil von 14 Prozent der für je-
den Monat jeweils geltenden Regelbedarfsstufe 1 er-
gebenden Betrag zu multiplizieren. Die Erstattungs-
beträge für die einzelnen Monate im jeweiligen Mel-
dezeitraum sind zu addieren und ergeben als 
Summe den Erstattungsbetrag je Meldezeitraum. 

Die Zahlung der sich für jeden der vier Meldezeit-
räume ergebenden Erstattungsbeträge regelt Absatz 
4. Danach ist der jeweilige Erstattungsbetrag für die 
Meldezeiträume, die im Juni der Jahre 2017, 2018 
und 2019 enden, zum 15. Oktober des jeweiligen 
Jahres vom Bund an die Länder zu zahlen. Der auf 
das zweite Halbjahr 2019 entfallende Erstattungsbe-
trag ist zum 15. April 2020 zu zahlen. Aufgrund der 
mit Ausnahme des letzten Meldezeitraums zur Jah-
resmitte endenden drei Meldezeiträume erfolgt für 
die Jahre 2017 bis 2019 jeweils eine jährliche Erstat-
tungszahlung des Bundes. Die Erstattungszahlung 
für das verbleibende zweite Halbjahr 2019 kann we-
gen der erforderlichen statistischen Erfassung und 
der darauf basierenden Berechnung des Erstattungs-
betrags erst im Frühjahr 2020 erfolgen.  

Zu Nummer 6 Buchstabe e: 

Mit der Änderung wird für Personen, die Leistungen 
in einer stationären Einrichtung bedürfen, ein zu-
sätzlicher Anreiz geschaffen eine entgeltliche Be-
schäftigung aufzunehmen; der bisherige faktische 
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Gleichlauf mit der Regelung in § 82 Absatz 3 Satz 2 
wird beibehalten.  

Die Erhöhung des Freibetrags von 25 auf 50 Prozent 
bewirkt, dass das Arbeitsentgelt von Personen, die 
stationäre Leistungen in einer stationären Einrich-
tung erhalten, in geringerem Umfang als bisher auf 
die Leistungen nach dem Fünften bis Neunten Kapi-
tel angerechnet wird.  

Zu Nummer 7 Buchstaben a und b: 

Da die Regelung zum Mehrbedarf für gemeinschaftli-
che Mittagsverpflegung in Artikel 11 gestrichen 
wird, ist die durch Artikel 12 Nummer 2 vorgese-
hene redaktionelle Änderung mit Inkrafttreten zum 
1. Januar 2018 nicht mehr erforderlich. Die Strei-
chung des Änderungsbefehls in Nummer 2 erfordert 
als redaktionelle Folgeänderung die Neunummerie-
rung der nachfolgenden Änderungsbefehle in Artikel 
12. 

Zu Nummer 7 Buchstabe c: 

Es handelt sich um die Korrektur von Verweisungs-
fehlern. 

Zu Nummer 7 Buchstabe d Buchstabe a): 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 
§ 59. 

Zu Nummer 7 Buchstabe d Buchstabe b): 

Die Regelung stellt die Menschen mit Behinderun-
gen, die bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 
60 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) 
beschäftigt sind, den in einer Werkstatt beschäftigten 
Menschen mit Behinderung gleich. Da auch die bei 
einem anderen Leistungsanbieter beschäftigten Men-
schen dort ein Arbeitsentgelt nach den gleichen 
Grundsätzen erhalten, wie Beschäftigte in einer 
Werkstatt, einschließlich des Arbeitsförderungsgel-
des nach § 59 SGB IX, ist es sachgerecht, für beide 
Personengruppen die gleichen Regelungen bei der 
Anrechnung des Arbeitsentgeltes auf die Leistungen 
der Grundsicherung einschließlich der Anwendung 
des zum 1. Januar 2017 erhöhten Freibetrages anzu-
wenden. 

Die Einbeziehung der bei anderen Leistungsanbie-
tern beschäftigten Menschen mit Behinderungen in 
diese Regelung führt nicht zu Mehrkosten, da für sie 
diese Regelungen auch anzuwenden wären, wenn 
sie in einer Werkstatt für behinderte Menschen be-
schäftigt wären. 

Zu Nummer 7 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa: 

Diese Änderung entspricht der Änderung in Artikel 
1 (§ 117 Absatz 3 Satz 1) im Übergangszeitraum 
2018/2019. 

Zu Nummer 7 Buchstabe e Doppelbuchstabe bb: 

Es handelt sich um die Streichung einer Doppelrege-
lung, da die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben bereits von § 54 erfasst sind.  

Zu Nummer 7 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc: 

Es handelt sich um die Korrektur von Verweisungs-
fehlern. 

Zu Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstaben aa 
und bb: 

Anpassung des Inhaltsverzeichnisses an die Einfü-
gung eines § 42b SGB XII und Neunummerierung 
der nachfolgenden Änderungsbefehle als redaktio-
nelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstaben cc 
und dd: 

Anpassung des Inhaltsverzeichnisses an die Einfü-
gung eines (§ 136a SGB XII). 

Zu Nummer 8 Buchstabe b: 

Der den notwendigen Lebensunterhalt in Einrichtun-
gen regelnde § 27b des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XII) wird mit der Trennung von Fach-
leistung und Lebensunterhalt durch das Bundesteil-
habegesetz zum 1. Januar 2020 neu gefasst. Aufgrund 
der Verlagerung der Eingliederungshilfe in Teil 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) und der 
Aufhebung des Sechsten Kapitels des SGB XII gilt 
der Lebensunterhalt in Einrichtungen ab dem Jahr 
2020 nur noch für Leistungsberechtigte nach dem 
Dritten und Vierten Kapitel des SGB XII, die zu-
gleich Leistungen nach dem Siebten, Achten oder 
Neunten Kapitel des SGB XII in einer Einrichtung er-
halten. 

Ausgehend von der geltenden Fassung von § 27b 
SGB XII beschreibt auch die Neufassung den Lebens-
unterhalt in Einrichtungen, allerdings wird die Be-
schreibung des notwendigen Lebensunterhalts und 
des zusätzlichen weiteren notwendigen Lebensun-
terhalts in stationären Einrichtungen konkretisiert. 
Eine inhaltliche oder systematische Änderung des 
Lebensunterhalts in stationären Einrichtungen ergibt 
sich daraus nicht. So bleibt es dabei, dass Leistungs-
berechtigte in stationären Einrichtungen als teilwei-
sen Ersatz für einen nicht gezahlten Regelsatz der 
Barbetrag zu zahlen und eine Bekleidungspauschale 
zu gewähren ist. Der in den notwendigen Lebensun-
terhalt einfließende Betrag in Höhe der Regelbedarfs-
stufe 3 stellt hingegen, zusammen mit der ebenfalls 
einfließenden durchschnittlichen Warmmiete eines 
Einpersonenhaushalts im örtlichen Zuständigkeits-
bereich des für die Lebensunterhaltsleistungen nach 
dem SGB XII zuständigen Trägers, den in die Finan-
zierung des der Gesamtkosten der von der stationä-
ren Einrichtung erbrachten Leistungen eingehenden 
Anteil des Lebensunterhalts dar. Diese Leistung wird 
ab dem Jahr 2020 neben dem Lebensunterhalt vor-
wiegend der Erbringung von Leistungen der Hilfe 
zur Pflege dienen. Darüber hinaus stellt der sich aus 
dem nach § 27b Absatz 1 ergebenden notwendige 
Lebensunterhalt in einer stationären Einrichtung den 
Betrag dar, bis zu dem in einer stationären Einrich-
tung betreute Personen vorhandene eigene Mittel für 
ihren Lebensunterhalt einzusetzen haben.  

In Absatz 1 der Neufassung von § 27b SGB XII wird 
die im Gesetzentwurf enthaltene Neufassung von § 
27b Absatz 1 SGB XII inhaltlich unverändert als des-
sen Satz 1 übernommen. Gegenüber dem geltenden 
Recht beschränken sich die Änderungen auf aus re-
daktionellen und systematischen Gründen erforder-
liche Anpassungen, die jedoch zu keinen materiellen 
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Folgewirkungen führen. In Satz 1 werden zur Er-
leichterung der Zitierbarkeit und wörtlich unverän-
dert der notwendige Lebensunterhalt in Einrichtun-
gen in Nummer 1 und der in stationären Einrichtun-
gen zusätzlich zu erbringende weitere notwendige 
Lebensunterhalt in Nummer 2 übernommen. Die Be-
schreibung des notwendigen Lebensunterhalts in 
stationären Einrichtungen wird in Satz 2 die im gel-
tenden Recht vorgenommene Verweisung auf die Be-
darfe der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung nach § 42 Nummer 1, 2 und 4 SGB XII 
konkretisiert, in dem die Bedarfe in den Nummer 1 
bis 4 aufgezählt werden. In Satz 2 Nummer 1 wird 
die Regelbedarfsstufe 3 benannt, wodurch der sich 
ab dem Jahr 2020 geltenden Rechtslage Rechnung ge-
tragen wird, dass diese Regelbedarfsstufe nach § 8 
Absatz 1 Nummer 3 des Entwurfes des Regelbedarfs-
ermittlungsgesetzes (RBEG-E) (Bundestags-Drucksa-
che 18/9984) und der darauf basierenden Anlage zu 
§ 28 SGB XII in der sich durch den RBEG-E in der 
sich ab 2020 ergebenden Fassung, ausschließlich für 
Leistungsberechtigte in stationären Einrichtungen 
Anwendung findet. Die Nummern 2 (zusätzliche Be-
darfe des Dritten Kapitels des SGB XII) und 3 
(durchschnittliche Warmmiete der Einpersonen-
haushalte im Zuständigkeitsbereich des SGB XII-Trä-
gers) entsprechen inhaltlich dem geltenden Recht.  

Absatz 2 des neu zufassenden § 27b SGB XII basiert 
auf dem Inhalt zum weiteren notwendigen Lebens-
unterhalt in stationären Einrichtungen in § 27b Ab-
satz 2 Satz 1 SGB XII in der geltenden Fassung. Da-
mit beschränkt sich Absatz 2 auf die Benennung von 
Barbetrag und Bekleidungspauschale. Die bislang in 
Absatz 2 mit enthaltene Bestimmung von Funktion 
und Höhe des Barbetrags wird in Absatz 3 übernom-
men. Ferner wird entsprechend dem geltenden 
Recht auch die „Kleidung“ als weiterer notwendiger 
Lebensunterhalt definiert. Dabei wird die Begriff 
„Kleidung“ durch „Bekleidung und Schuhe“ ersetzt, 
was inhaltlich zutreffender ist und auch der in der 
Einkommens- und Verbrauchsstichproben (EVS) ge-
bräuchlichen Bezeichnung für die Verbrauchsausga-
ben der Abteilung 3 der EVS entspricht. Hinzu 
kommt, dass der hierfür bislang für „Kleidung“ all-
gemein gebräuchliche Begrifflich der Bekleidungs-
pauschale gesetzlich verankert wird. Durch die vor-
zunehmenden Ergänzungen bei der Bekleidungspau-
schale wird verdeutlicht, dass diese nach Absatz 4 
zu erbringende Leistung die in den Regelbedarfen 
enthaltenen regelbedarfsrelevanten Verbrauchsaus-
gaben der Abteilung 4 der EVS 2013 ersetzt.  

Absatz 3 übernimmt Inhalte der Sätze 2 bis 4 aus der 
geltenden Fassung von § 27b Absatz 2 SGB XII zu 
Höhe und Funktion des Barbetrags. In Satz 1 wird 
die Funktion des Barbetrags bestimmt und dabei die 
unzutreffende Formulierung „zur freien Verfügung“ 
nicht mehr verwendet, weil dem Barbetrag der De-
ckung von durch die stationäre Einrichtung nicht ge-
deckten Bedarfen dient. Folglich stehen dem Barbe-
trag Bedarfe und damit auch Zahlungsverpflichtun-
gen gegenüber, was auch nicht oder nur teilweise be-
einflussbare Aufwendungen zur Folge hat. Dazu zäh-
len insbesondere bei gesetzlich Krankenversicherten 
die Zuzahlungen. Hinzukommen weitere notwen-

dige Bedarfe zur Befriedigung persönlicher Bedürf-
nisse. Dies sind beispielsweise Aufwendungen für 
Körperpflegeprodukte, aber auch Freizeitaktivitäten 
wie Cafébesuche sowie Fahrkarten für den öffentli-
chen Personennahverkehr, Bücher und Zeitschriften, 
Handygebühren oder einen Frisörbesuch sein. Die 
Höhe des Barbetrags wird in Satz 2 unveränderter 
aus Absatz 2 Satz 2 und 3 der geltenden Fassung 
übernommen. Allerdings wird die nach Erreichen 
der Volljährigkeit differenzierten Höhe des Barbe-
trags wegen der Zusammenfassung in einen Satz und 
zur Erleichterung der Zitierbarkeit in zwei Nummern 
aufgeteilt: Für Volljährige beträgt die Höhe des Bar-
betrags nach Satz 2 Nummer 1 unverändert mindes-
tens 27 Prozent der geltenden Regelbedarfsstufe 1. Je 
nach den persönlichen Verhältnissen können die 
SGB XII-Träger dadurch auch einen höheren Barbe-
trag zahlen. Für Minderjährige bleibt es nach Satz 2 
Nummer 2 dabei, dass es keine bundesgesetzliche 
Festlegung der Höhe gibt und diese stattdessen 
durch Länderbehörden beziehungsweise durch die 
von den Ländern zu bestimmenden Stellen zu erfol-
gen hat. Der die Möglichkeit einer Verminderung des 
Barbetrags im Einzelfall regelnde Satz 3 beruht auf § 
27b Absatz 2 Satz 4 SGB XII in der geltenden Fas-
sung. Allerdings wird zusätzlich klargestellt, dass 
der Barbetrag an die leistungsberechtigte Person zu 
zahlen ist, was eine Zahlung an rechtliche Vertreter, 
also insbesondere an Betreuungspersonen, mit ein-
schließt.  

Die Bekleidungspauschale nach Absatz 2 wird durch 
Absatz 4 konkretisiert, weil die geltende Fassung 
von § 27b Absatz 2 Satz 1 SGB XII hierzu keine wei-
teren Vorgaben enthält. Diese Konkretisierung erfolgt 
unter Übernahme der gängigen Verwaltungspraxis. 
So kann die Bekleidungspauschale als Geld- oder als 
Sachleistung gewährt werden. Die Geldleistung ist 
regelmäßig zu zahlen, wobei neben einer monatli-
chen Zahlung auch eine quartalsweise oder halbjähr-
liche Zahlung möglich ist. 

Zu Nummer 8 Buchstabe c: 

Die sich nach dem Gesetzentwurf ergebende Fassung 
des ab dem 1. Januar 2020 in das Dritte Kapitel des 
SGB XII einzufügenden § 27c SGB XII wird in der 
Neufassung inhaltlich unverändert zu als Absatz 1 
übernommen. Die Sonderregelung des § 27c SGB XII 
ergänzt die Vorschrift zum Lebensunterhalt in Ein-
richtungen nach § 27b SGB XII für bestimmte Perso-
nenkreise, die Leistungen der Eingliederungshilfe 
nach Teil 2 des SGB IX erhalten.  

Diese Sonderregelung soll für zwei Personengruppen 
gelten:  

• Da der weit überwiegende Teil der Leistungsbe-
rechtigten der Eingliederungshilfe existenzsi-
chernde Leistungen zum Lebensunterhalt nach 
dem Vierten Kapitel SGB XII erhält, werden die 
im Zusammenhang mit der Trennung von Fach-
leistung und Lebensunterhalt notwendigen Än-
derungen dort verortet. Diese Regelungen gelten 
jedoch nur für Volljährige und nicht für Kinder 
und Jugendliche. Zudem sollen für minderjährige 
Menschen mit Behinderung, die zur Bestreitung 
des notwendigen Lebensunterhalts in der Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel 
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des SGB XII leistungsberechtigt sind, durch das 
BTHG zu keinen Veränderungen kommen. Dazu 
enthält der neu einzufügende § 27c Absatz 1 in 
Nummer 1 eine Sonderregelung für minderjäh-
rige Leistungsberechtigte, die nicht in einer Woh-
nung nach § 42b Absatz 2 Nummer 1 und Satz 2 
leben, und zugleich Leistungen der Eingliede-
rungshilfe nach Teil 2 des SGB IX erhalten. Dies 
sind Minderjährige, die weder mit ihren Eltern, 
Großeltern oder Pflegeeltern noch in einer be-
treuten Wohngemeinschaft leben.  

• Sie gilt nach Absatz 1 Nummer 2 auch für er-
wachsene Leistungsberechtigte die durch die 
Eingliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX Leis-
tungen der schulischen Ausbildung für einen Be-
ruf in besonderen Ausbildungsstätten in Anwen-
dung von § 142 Absatz 3 SGB IX erhalten und 
dabei nicht in einer Wohnung nach § 42b Absatz 
2 Nummer 1 und Satz 2 SGB XII leben. Mit der 
Folge, dass die Trennung von Lebensunterhalt 
und Fachleistung in den besonderen Ausbil-
dungsstätten (Internaten) ab dem Jahr 2020 eben-
falls nicht gelten soll. 

Die Notwendigkeit dieser Sonderregelung ergibt sich 
daraus, dass nach der Sonderregelung des § 134 SGB 
IX für die betreffenden Personengruppen die Verein-
barungen neben den Fachleistungen der Eingliede-
rungshilfe nach Teil 2 des SGB IX auch den Lebens-
unterhalt umfassen. Deshalb ist eine gesetzliche Re-
gelung erforderlich, die die Zahlung der § 27b SGB 
XII entsprechenden „Lebensunterhaltspauschale“ 
durch den für den Lebensunterhalt nach SGB XII zur 
Mitfinanzierung der umfassenden Leistungen ge-
währleistet (§ 27c Absatz 4). 

Der notwendige Lebensunterhalt für beide Personen-
gruppen ergibt sich nach Absatz 2, der weitere not-
wendige Lebensunterhalt nach Absatz 3.  

Für den notwendigen Lebensunterhalt verweist Ab-
satz 2 Satz 1 auf die Aufzählung der Bedarfe im neu-
zufassenden § 27b Absatz 1 Satz 2 SGB XII. Hinzu-
kommen können Bedarfe für Bildung und Teilhabe 
nach dem Dritten Abschnitt des Dritten Kapitels des 
SGB XII, wodurch insbesondere berücksichtigt wird, 
dass für Internatsschüler nach Absatz 1 Nummer 2 
auch entsprechende Bedarfe vorliegen können. Al-
lerdings ist für die Berücksichtigung dieser Bedarfe 
Voraussetzung, dass sie nicht bereits durch Leistun-
gen der Eingliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX 
gedeckt werden. 

Für den weiteren notwendigen Lebensunterhalt ver-
weist Absatz 3 auf § 27b Absatz 2 bis 4. Damit gelten 
die Regelungen für Barbetrag und Bekleidungspau-
schale für den Personenkreis nach § 27c SGB XII 
ohne Modifikationen. 

Absatz 4 enthält eine Erstattungsregelung, durch die 
eine Zahlung des notwendigen Lebensunterhalts in 
einer stationären Einrichtung in Form des hierfür 
nach Absatz 2 anzusetzenden Pauschalbetrags („Le-
bensunterhaltspauschale“) an den Träger der Ein-
gliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX begründet 
wird. Von dem sich hierfür ergebenden monatlichen 
Betrag sind bei minderjährigen Leistungsberechtig-

ten nach Absatz 1 Nummer 1 die von den Leistungs-
berechtigten beziehungsweise ihren Eltern oder ei-
nem Elternteil aufzubringenden Mittel für die Kos-
ten des Lebensunterhalts in Höhe der Ersparnis für 
den häuslichen Lebensunterhalt abzuziehen. Bei er-
wachsenen Leistungsberechtigten nach Absatz 1 
Nummer 2 sind von dem für die Lebensunterhalts-
pauschale sich ergebenden Betrag bei Leistungsbe-
rechtigten in der Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem Dritten Kapitel des SGB XII die Unterhaltspau-
schale nach § 142 Absatz 3 SGB IX in Höhe von mo-
natlich höchstens 24,68 Euro abzuziehen. Der sich 
jeweils ergebende Differenzbetrag ist quartalsweise 
dem für die erbrachten Leistungen der Eingliede-
rungshilfe nach Teil 2 des SGB IX zuständigen Trä-
gers zu erstatten. 

Zu Nummer 8 Buchstabe d: 

Folgeänderungen zur Einfügung eines § 42b in Num-
mer 11 (Änderung § 30). Der auch für Leistungsbe-
rechtigte im Dritten Kapitel anzuerkennende Mehr-
bedarf für schulische Bildung wird nunmehr in § 
42b Absatz 3 geregelt, auf die in § 30 Absatz 4 ver-
wiesen wird. Die Einfügung eines Absatzes 8 ist er-
forderlich, um den Mehrbedarf für gemeinschaftli-
che Mittagsverpflegung auch für Leistungsberech-
tigte nach dem Dritten Kapitel SGB XII anzuerken-
nen. Diese Verweisung findet sich im Gesetzentwurf 
in Artikel 11 Nummer 2; dieser Änderungsbefehl ist 
ebenfalls zu streichen ist, weil die Verweisung durch 
die Streichung von § 42a in Artikel 11 und die statt-
dessen vorzunehmende Einfügung eines § 42b in Ar-
tikel 13 erst ab 2020 erforderlich ist 

Zu Nummer 8 Buchstabe e: 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einfügung eines § 
42b. In der Vorschrift über die Bedarfe nach dem 
Vierten Kapitel des SGB XII in § 42 ist in Nummer 2 
(zusätzliche Bedarfe) die im Gesetzentwurf enthal-
tene Ergänzung um Bedarfe nach § 42a in Bedarfe 
nach § 42b zu ändern. 

Zu Nummer 8 Buchstabe f: 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, 
weil sich die Paragrafennummerierung für die Vor-
schriften zu Mehrbedarfen und Bedarfen für Unter-
kunft und Heizung im Vierten Kapitel des SGB XII 
mit der Streichung des § 42a in Artikel 11 Nummer 
3 des Gesetzentwurfs umgekehrt hat. Die Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung werden durch Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen so-
wie zur Änderung des Zweiten und des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch (RBEG 2017, Bundestags-
Drucksache 18/9984) im dort eingefügten § 42a SGB 
XII geregelt. Diese Norm wird durch den BTHG-Ent-
wurf ergänzt um Regelungen für die Angemessenheit 
der Kosten der Unterkunft in der sogenannten neuen 
Wohnform (ehemalige stationäre Einrichtungen).  

In der sich durch den Änderungsantrag ergebenden 
Fassung werden in Absatz 5 Satz 4 die gesondert 
auszuweisenden Bedarfe für die Unterkunft aus 
Gründen der Zitierbarkeit in drei Nummern aufge-
teilt. Hintergrund hierfür ist, dass durch Artikel 5 
des Gesetzentwurfs RBEG 2017 mit Wirkung vom 1. 
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Januar 2020 an § 27a Absatz 4 SGB XII ein Satz ange-
fügt wird. In diesem neuen Satz wird auf § 42a Ab-
satz 5 Satz 4 Nummer 3 in der durch das BTHG zum 
1. Januar 2020 sich ergebenden Fassung verwiesen. 
Durch diese Ergänzung von § 27a Absatz 4 SGB XII 
wird die Anwendung der abweichenden Regelsatz-
festsetzung wegen anderweitiger Bedarfsdeckung in 
der neuen Wohnform ausgeschlossen, sofern durch 
den Mietvertrag auch Aufwendungen für Haushalts-
strom, Instandhaltung sowie Ausstattung mit Haus-
haltsgroßgeräten abgedeckt werden (sogenannte 
Komplettmiete). 

Durch den Änderungsantrag wird zudem ein redakti-
oneller Fehler in Absatz 7 beseitigt. Bislang verweist 
die Norm auf die sonstige Unterkunft nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2, die aber nach der Änderung im 
BTHG nunmehr in Nummer 3 geregelt ist. 

Zu Nummer 8 Buchstabe g: 

Die in Artikel 11 Nummer 3 des Gesetzentwurfs ent-
haltene Einfügung eines § 42a als Vorschrift über 
Mehrbedarfe im Vierten Kapitel des SGB XII, deren 
Hauptinhalt die Einführung eines Mehrbedarf für ge-
meinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstätten 
für behinderte Menschen, bei anderen Leistungsan-
bietern sowie bei Angeboten für tagesstrukturieren-
den Maßnahmen ist, wird von Artikel 11 (Änderun-
gen SGB XII im Jahr 2017) nach Artikel 13 (Ände-
rungen SGB XII im Jahr 2020) verschoben und tritt 
damit erst zum 1. Januar 2020 in Kraft. Grund für die 
Verschiebung des Inkrafttretens ist, dass die mit dem 
im Gesetzentwurf vorgesehenen Inkrafttreten zum 1. 
Januar 2017 bezweckte finanzielle Entlastung der 
Länder ab dem Jahr 2017 nicht erreicht werden 
kann. Die Kosten der Mittagsverpflegung werden 
nach geltendem Recht weit überwiegend als Leis-
tung der Eingliederungshilfe gewährt und sind damit 
Bestandteil der an die Leistungserbringer zu zahlen-
den Gesamtvergütung. Die entsprechenden Verträge 
sind kurzfristig nicht kündbar. Der Mehrbedarf ab 
2017 würde daher im Ergebnis zu einer Doppelleis-
tung führen.  

Mit der Verschiebung von Artikel 11 des Gesetzent-
wurfs nach Artikel 13 ist eine Anpassung der Para-
grafennummerierung aus rechtsförmlichen Gründen 
erforderlich. Die in Artikel 11 als § 41a SGBX II ent-
haltene Vorschrift wird in Artikel 13 als § 42b SGB 
XII eingefügt. Grund hierfür ist, dass durch des Ge-
setzentwurf für ein Gesetz zur Ermittlung von Regel-
bedarfen sowie zur Änderung des Zweiten und des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (Bundestags-
Drucksache 18/9984) zum 1. Januar 2017 im Vierten 
Kapitel SGB XII ein § 42a SGB XII eingefügt werden 
soll, die Bedarfe für Unterkunft und Heizung für 
Leistungsberechtigte nach diesem Kapitel zum Inhalt 
hat. 

Zu Nummer 8 Buchstabe h: 

Die Trennung von Fachleistung und Leistungen zum 
Lebensunterhalt hat zur Folge, dass für Leistungen 
zum Lebensunterhalt und für die Fachleistung unter-
schiedliche Leistungsträger zuständig sind und so-
mit eine einheitliche Zuständigkeitsregelung nicht 
erforderlich ist. 

Zu Nummer 8 Buchstabe i Doppelbuchstabe aa: 

Mit der Änderung des Satz 1 wird klargestellt, dass 
die schriftliche Vereinbarung mit dem für den Ort 
der Leistungserbringung zuständigen Träger der So-
zialhilfe geschlossen werden muss. Zur Vermeidung 
von Missverständnissen und Verwechslungen mit 
der Aufgabe der Leistungserbringer wird darüber 
hinaus Satz 1 dahingehend präzisiert, dass der Trä-
ger der Sozialhilfe die Leistungen nach dem Siebten 
bis Neunten Kapitel bewilligt. 

Soweit nach Satz 2 die schriftliche Vereinbarung 
auch zwischen dem Träger der Sozialhilfe und dem 
Verband, dem der Leistungserbringer angehört, ge-
schlossen werden kann, hat der Verband zusätzlich 
seine Legitimation durch eine entsprechende Voll-
macht nachzuweisen. 

Zu Nummer 8 Buchstabe i Doppelbuchstabe bb: 

Zu Nummer 8 Buchstabe i Doppelbuchstabe bb 
Dreifachbuchstabe aaa: 

Folgeänderung zur Änderung des Artikel 11 Num-
mer 6. 

Zu Nummer 8 Buchstabe i Doppelbuchstabe bb 
Dreifachbuchstabe aaa: 

Mit der Ergänzung wird klargestellt, dass tariflich 
vereinbarte Vergütungen und Vergütungen nach 
kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen auch in den 
Fällen, in denen die Vergütung aus diesem Grunde 
oberhalb des unteren Drittels liegt, nicht als unwirt-
schaftlich abgelehnt werden darf. 

Zu Nummer 8 Buchstabe j: 

Mit der Änderung in Satz 1 wird klargestellt, dass 
erst mit der Zahlung der vereinbarten Vergütung alle 
während des Vereinbarungszeitraumes entstandenen 
Ansprüche als abgegolten gelten können. Mit den 
neuen Sätzen 2 und 3 wird klargestellt, dass sich die 
zu zahlende Vergütung nach Maßgabe der tatsäch-
lich bewilligten Leistung bestimmt. 

Zu Nummer 8 Buchstabe k: 

Durch die Neufassung von § 92 SGB XII wird gegen-
über der in Artikel 13 des Gesetzentwurfs vorgesehe-
nen Neufassung durch Anfügung von zwei Sätzen an 
Absatz 1 ergänzt. Dadurch sollen die Vergünstigun-
gen für den Einsatz von Einkommen und Vermögen 
in § 92 Absatz 2 SGB XII in der geltenden Fassung in 
das künftige Recht nach dem SGB XII überführt und 
damit auch nach der Herauslösung der Eingliede-
rungshilfe aus dem SGB XII weiter gelten. Damit um-
fasst der neue § 92 SGB XII in der sich ab 1. Januar 
2020 ergebenden Fassung Regelungsinhalte aus den 
§§ 92 und 92a SGB XII in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

Durch die Anfügung der beiden Sätze an Absatz 1 
werden für Leistungsberechtigte, die bisher in einer 
stationären oder teilstationären Einrichtung unterge-
bracht waren und dort Leistungen des Katalogs nach 
§ 92 Absatz 2 Satz 1 SGB XII in der geltenden Fas-
sung erhalten, die bisherigen Privilegierungen durch 
den zusätzlichen Satz 2 fortgeführt, so dass es für die 
Betroffenen nicht zu Verschlechterungen kommt. 



Ausschussdrucksache 18(11)857 Ausschuss für Arbeit und Soziales 

 

  35 

Eine Heranziehung für die Kosten des Lebensunter-
halts findet nur in Höhe der häuslichen Ersparnis 
statt, wobei eine Heranziehung von Vermögen nicht 
stattfindet. 

Die Regelung des § 92 Absatz 2 Satz 4 SGB XII in der 
geltenden Fassung geht in dem neuen Satz 3 auf. Da-
mit wird von der Privilegierung der bisherige Perso-
nenkreis erfasst, da Einkommen, das Personen in 
Werkstätten (bisheriger § 92 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 7 SGB XII) und im Rahmen von Beschäftigungs-
hilfen (bisheriger § 92 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 
SGB XII) erzielen, als Einkommen aus selbstständi-
ger und nicht selbstständiger Tätigkeit zu qualifizie-
ren ist. 

Zu Nummer 8 Buchstabe l: 

Mit der Änderung wird klargestellt, dass die Neufas-
sung der Vorschrift rein redaktioneller Natur ist. Im 
Hinblick auf den Übergang des Anspruchs einer 
volljährigen, unterhaltsberechtigten Person, die im 
Hinblick auf die Eingliederungshilfe leistungsbe-
rechtigt ist (§ 99 SGB IX), gegenüber ihren Eltern 
bleibt es bei der bisherigen Begrenzung wegen Leis-
tungen nach dem Dritten Kapitel.  

Wegen der Überführung der Eingliederungshilfe in 
Teil 2 des SGB IX und der deshalb erfolgten Aufhe-
bung des Sechsen Kapitels des SGB XII erfolgt die 
Streichung des Bezugs von Leistungen nach dem 
Sechsten Kapitel. Diese Leistungen werden zukünf-
tig allein aus dem SGB IX gewährt, so dass es einer 
Begrenzung des Unterhaltsübergangs im SGB XII 
nicht mehr bedarf.  

Zu Nummer 8 Buchstabe m: 

Es handelt sich um eine Folgeänderung durch das 
Herauslösen der Eingliederungshilfe aus dem SGB 
XII, um auch künftig den gleichzeitigen Bezug von 
Leistungen der Hilfe zur Pflege und Leistungen der 
Eingliederungshilfe nach Teil 2 des Neunten Buches 
erfassen zu können. 

Zu Nummer 8 Buchstabe n: 

Die als Übergangsregelung ausgestaltete Erstattung 
eines Anteils der Ausgaben von Ländern bezie-
hungsweise Kommunen für den Barbetrag, den Leis-
tungsberechtigte nach dem Vierten Kapitel des SGB 
XII ab dem Jahr 2020 in einer stationären Einrich-
tung erhalten, führt die Erstattung des Barbetrags 
nach § 136 SGB XII in den Jahren 2017 bis 2019 fort. 
Die Einordnung der Erstattungsregelung ab dem Jahr 
2020 in das Übergangsrecht im SGB XII ergibt sich 
daraus, dass bis dahin die konkrete Ausgestaltung 
der Erstattung von Mehrausgaben der Länder und 
Kommunen durch den Bund zu überprüfen und zu 
entscheiden ist. Dies gilt auch vor dem Hintergrund, 
dass der vom Bund zu erstattende Anteil an den 
oben genannten Ausgaben für den Barbetrag nur für 
die Jahre bis einschließlich 2025 geregelt wird. 

Ebenso wie bei der Erstattung eines Anteils der Aus-
gaben für den Barbetrag in den Jahren 2017 bis 2019 
nach § 136 SGB XII dient die Erstattung ab dem Jahr 
2020 einem pauschalierten Ausgleich für Länder 
und Kommunen für ihnen an anderer Stelle entste-
hende Mehrausgaben. Dementsprechend handelt es 

sich um eine pauschalierte Erstattung. Bei den sich 
daraus ergebenden jährlichen Erstattungszahlungen 
des Bundes handelt es sich deshalb um abschlie-
ßende Zahlungen für den jeweils zugrundeliegenden 
Zeitraum, nachträgliche Korrekturen der Höhe der 
Erstattungszahlungen erfolgen nicht.  

Die durch § 136a SGB XII einzuführende Erstat-
tungsregelung entspricht in ihrer Ausgestaltung 
weitgehend der für die Erstattungszahlungen nach § 
136 SGB XII, die mit der Erstattung für das zweite 
Halbjahr 2019 außer Kraft tritt. Allerdings ergeben 
sich gegenüber der Erstattung für die Jahre 2017 bis 
2019 folgende notwendige Anpassungen:  

Leistungsberechtigen nach dem Vierten Kapitel des 
SGB XII, die ab 1. Januar 2020 zugleich Leistungen 
der Eingliederungshilfe erhalten, wird auf Grund der 
dann geltenden Trennung von Fachleistung nach 
Teil 2 des SGB IX und Lebensunterhalt nach dem 
Vierten Kapitel des SGB XII kein Barbetrag mehr ge-
zahlt. Folglich fallen hierfür keine Ausgaben bei 
Ländern und Kommunen mehr an, weshalb diese im 
Unterschied zur Erstattungsregelung in § 136 SGB 
XII für die Jahre 2017 bis 2019 auch nicht mehr er-
stattet werden können. Erstattet wird deshalb ab 
dem Jahr 2020 ein Anteil an den Ausgaben von Län-
dern und Kommunen für den an Leistungsberech-
tigte nach dem Vierten Kapitel des SGB XII gezahl-
ten Barbetrag, weil sie insbesondere Pflegeleistungen 
in einer stationären Einrichtung erhalten. 

Die zweite Anpassung gegenüber § 136 SGB XII 
ergibt sich daraus, dass der Mehrbedarf nach § 42b 
Absatz 2 für die gemeinschaftliche Mittagsverpfle-
gung in Werkstätten für behinderte Menschen, bei 
einem anderen Leistungsanbieter oder im Rahmen 
vergleichbarer anderer tagesstrukturierender Ange-
bote zum 1. Januar 2020 in Kraft tritt. Das Erforder-
nis einer finanziellen Kompensation der sich gegen-
über dem Gesetzentwurf (§ 42a SGB XII) durch die 
Verschiebung des Inkrafttretens der als § 42b SGB 
XII einzufügenden Vorschrift besteht deshalb ab dem 
Jahr 2020 nicht mehr. Zu erstatten sind weiterhin 
die Mehrausgaben für die Erhöhung des Arbeitsför-
derungsgeldes (§ 59 SGB IX-Entwurf) und der 
Schonvermögensgrenze im SGB XII (vorgesehene 
Änderung der Verordnung zur Durchführung des § 
90 Absatz 2 Nummer 9 des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch). Dabei soll die hälftige Aufteilung der 
dadurch verursachten gesamten Mehrkosten auf 
Bund und Länder (einschließlich Kommunen) beibe-
halten werden. 

Gegenüber dem bis zum Jahr 2019 vom Bund zu er-
stattenden jährlichen Beträgen sinken die ab dem 
Jahr 2020 jährlich zu erstattenden Beträge, weil nur 
noch die die Länder (einschließlich Kommunen) 
treffenden oben genannten Mehrkosten auszuglei-
chen sind. Dabei wird, wie in § 136 SGB XII, ein 
hälftige Verteilung der Mehrkosten auf Bund einer-
seits und Länder (einschließlich Kommunen) ande-
rerseits vorgenommen. Weil der Bund die Mehrkos-
ten für die Erhöhung des Schonvermögens in der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
im Jahr 2020 Höhe von 33 Millionen Euro in der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
nach dem Vierten Kapitel des SGB XII zu tragen hat, 
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die Länder hingegen nur in Höhe von 11 Millionen 
Euro für die übrigen Leistungskapitel des SGB XII, 
wird die hälftige Verteilung der Mehrkosten auf 
Bund und Länder (einschließlich Kommunen) für 
die Erhöhung des Arbeitsförderungsgeldes zuguns-
ten des Bundes um 11 Millionen Euro korrigiert. 
Dies entspricht dem für die Erstattung in den Jahren 
2017 bis 2019 für die Berechnung des Erstattungsbe-
trags in § 136 SGB XII angewendeten Verfahren. Der 
Bund erstattet deshalb im Jahr 2020 nicht die Hälfte 
der gesamten Mehrkosten für die Erhöhung des Ar-
beitsförderungsgeldes von 89 Millionen Euro, also 

44,5 Millionen Euro, sondern 11 Millionen Euro we-
niger, also 33,5 Millionen Euro. Für die Folgejahre 
wird entsprechend verfahren. 

Nach den dem Gesetzentwurf zugrundeliegenden 
Kostenschätzungen ergeben sich danach für den Vo-
rausschätzungszeitraum bis zum Jahr 2025 jährliche 
Mehrkosten insgesamt für Arbeitsförderungsgeld 
und Schonvermögen (letzteres: Anteil für Länder 
und Kommunen) und folgende Erstattungsbeträge 
sowie prozentuale Anteile der Erstattungsbeträge an 
den Ausgaben für den Barbetrag für Leistungsberech-
tige nach dem Vierten Kapitel des SGB XII (Beträge 
in Millionen Euro):

 

 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

zu erstattender Anteil 
an Erhöhung Arbeitsför-
derungsgeld (jeweils: 
50 % des Erhöhungsbe-
trags abzüglich Anteil 
Länder/ Kommunen an 
Mehrkosten Vermö-
gensschonbetrag)  

 

(89 : 2)  
- 11  
= 33,5 

 

(91 : 2) 
- 12  
= 33,5 

 

(93 : 2) 
- 12 
= 34,5 

 

(95 : 2) 
- 13 
= 34,5 

 

(96 : 2) 
- 13 
= 35 

 

(98 : 2) 
- 14 
= 35 

zu erstattender Betrag  33,5 33,5 34,5 34,5 35 35 

Ausgaben für Barbetrag 
für Leistungsberechtigte 
nach dem Vierten Kapi-
tel des SGB XII  

174 181 189 197 205 213 

Prozentualer Anteil der 
vom Bund zu erstatten-
den Summe an den 
Ausgaben für den Bar-
betrag  

 

19,3 % 

 

18,5 % 

 

18,3 % 

 

17,5 % 

 

17,1 % 

 

16,4 % 

 

Der Anteil der aus den Ausgaben für den Barbetrag, 
den Leistungsberechtigte nach dem Vierten Kapitel 
des SGB XII erhalten, vermindert sich von 2020 bis 
2025 von 19,3 Prozent auf 16,4 Prozent. Dies des-
halb, weil das Arbeitsförderungsgeld nicht wie der 
Barbetrag an die Entwicklung der Regelbedarfsstufen 
nach dem SGB XII gekoppelt ist.  

Bei einem vom Bund zu erstattenden Anteil an den 
Ausgaben von Ländern und Kommunen für den Bar-
betrag für Leistungsberechtigte nach dem Vierten Ka-
pitel des SGB XII von maximal 19,3 Prozent liegt der 
vom Bund zu erstattende Anteil an den Gesamtaus-
gaben für den Barbetrag, der auch die Ausgaben für 
den Barbetrag an Leistungsberechtigte, die aus-
schließlich Lebensunterhaltsleistungen nach dem 
Dritten Kapitel des SGB XII erhalten und für die der 
Bund keine anteilige Erstattung leistet, deutlich un-
terhalb von 19 Prozent. 

Der Barbetrag beläuft sich auf 27 Prozent der Regel-
bedarfsstufe 1, daraus ergibt sich gerechnet nach 
dem Stand Entwurf RBEG 2017 für das Jahr 2017 ein 
Betrag von 110,43 Euro. Bei einem im Jahr 2020 zu 
erstattenden Anteil von 19,3 Prozent ergibt sich ein 

Erstattungsbetrag von 21,31 Euro. Umgerechnet in 
einen prozentualen Anteil an dem sich für 2017 er-
gebenden Betrag für die Regelbedarfsstufe 1 (409 
Euro) ergibt sich ein Anteil von 5,2 Prozent. Damit 
hat der Bund im Jahr 2020 pro Leistungsberechtigten 
nach dem Vierten Kapitel des SGB XII, der in einer 
stationären Einrichtung untergebracht ist und dem 
deshalb ein Barbetrag gezahlt wird, für jeden Monat 
des Bezugs eines Barbetrags einen Betrag zu erstat-
ten, der einem Anteil von 5,2 Prozent der Regelbe-
darfsstufe 1 entspricht.  

Nach diesem Rechenweg ergibt sich  

• im Jahr 2021 ein Anteil von 5,0 Prozent der Re-
gelbedarfsstufe 1 (18,5 Prozent des Barbetrags 
ergibt 20,35 Euro, dies entspricht 5,0 Prozent der 
Regelbedarfsstufe 1),  

• im Jahr 2022 ein Anteil von 4,9 Prozent (18,3 
Prozent des Barbetrags ergibt 20,21 Euro, dies 
entspricht 4,9 Prozent der Regelbedarfsstufe 1),  

• im Jahr 2023 ein Anteil von 4,7 Prozent (17,5 
Prozent des Barbetrags ergibt 19,33 Euro, dies 
entspricht 4,7 Prozent der Regelbedarfsstufe 1),  
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• im Jahr 2024 von 4,6 Prozent (17,1 Prozent des 
Barbetrags ergibt 18,88 Euro, dies entspricht 4,6 
Prozent der Regelbedarfsstufe 1) und  

• im Jahr 2025 ein Anteil von 4,4 Prozent (16,4 
Prozent des Barbetrags ergibt 18,11 Euro, dies 
entspricht 4,4 Prozent der Regelbedarfsstufe 1). 

Ebenso wie bei der Erstattung eines Anteils am Bar-
betrag in den Jahren 2017 bis 2019 nach § 136 SGB 
XII haben die Länder dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales nach Absatz 2 für das erste 
Halbjahr 2020 (Nummer 1) und in den Folgejahren 
(Nummer 2) jeweils für den Zwölfmonatszeitraum 
von Juli des Vorjahres bis zum Juni des laufenden 
Jahres die Zahl der Barbetragsbezieher je Kalender-
monat und ausführendem Träger zu melden. Der 
Meldezeitraum nach Nummer 1 für das erste Halb-
jahr 2020 schließt sich an den letzten Melde-zeit-
raum in § 136 SGB XII für das zweite Halbjahr 2019 
an (§ 136 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 SGB XII). Auf 
diesen sechsmonatigen Meldezeitraum folgen ent-
sprechend der Regelung in § 136 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 und 3 SGB XII jeweils zwölfmonatige 
Meldezeiträume. Damit kommt es ab Jahresbeginn 
2017 zu einer lückenlosen Abfolge von Meldezeit-
räumen und in der Folge zu lücken-losen Erstat-
tungszahlungen nach Absatz 4. Die Übermittlung der 
Meldungen hat wie in den Meldezeiträumen nach § 
136 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 3 SGB XII bis zum 
Ablauf der 35. Kalenderwoche zu erfolgen. 

Die Zahlung des sich für jeden Meldezeitraum erge-
benden Erstattungsbetrags regelt Absatz 4. Danach 
ist der jeweilige Erstattungsbetrag zum 15. Oktober 
des jeweiligen Jahres vom Bund an die Länder zu 
zahlen.   

Zu Nummer 8 Buchstabe o: 

Redaktionelle Folgeänderung zur Neunummerierung 
der Paragrafennummern für den durch Artikel 13 
des Gesetzentwurfs neu einzufügenden § 42b SGB 
XII (Mehrbedarfe) und den durch den Entwurf RBEG 
2017 neu einzufügenden § 42a SGB XII, der die Be-
darfe für Unterkunft und Heizung im Vierten Kapitel 
beinhaltet. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Aufgrund der Verschiebung des Inkrafttretens des 
Mehrbedarfs für die gemeinschaftliche Mittagsver-
pflegung in Werkstätten für Behinderte, in vergleich-
baren Angeboten sowie bei tagesstrukturierenden 
Maßnahmen wird die dadurch beabsichtigte jährli-
che Entlastung von Ländern und Kommunen erst ab 
dem Jahr 2020 eintreten. Die mit dem Gesetzentwurf 
vorgesehenen Inkrafttreten im Jahr 2017 beabsich-
tigte finanzielle Entlastung durch den Bund in Höhe 
von 76 Millionen Euro im Jahr 2017, von 79 Millio-
nen Euro im Jahr 2018 und von 82 Millionen Euro 
im Jahr 2019 soll durch die Erstattung eines Anteils 
am Barbetrag für Leistungsberechtigte nach dem 
Vierten Kapitel des SGB XII, die zugleich Leistungen 
der Eingliederungshilfe in einer stationären Einrich-
tung erhalten, gewährleistet werden (§ 136 SGB XII 
in der sich durch Artikel 13 ergebenden Fassung). 
Für den Bund entstehen durch die Verschiebung 
keine Belastungen. 

Zu Nummer 9: 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 
§ 59. 

Zu Nummer 10 Buchstabe a: 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund des Inkraft-
tretens der redaktionellen Änderung im Flexi-Ren-
tengesetz aufgrund der Neufassung des SGB IX. 

Zu Nummer 10 Buchstabe b: 

Redaktionelle Änderung der Nummerierung, bedingt 
durch das Inkrafttreten des Neunten Gesetzes zur 
Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 10 Buchstabe c: 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Neufas-
sung des SGB IX. 

Zu Nummer 11: 

Durch das Herauslösen des Rechts der Eingliede-
rungshilfe aus dem Recht der Sozialhilfe ist es erfor-
derlich geworden, die Regelungen, die bisher für die 
Eingliederungshilfe als Teil des Sozialhilferechts 
galten, nun ausdrücklich für das Recht der Einglie-
derungshilfe für anwendbar zu erklären. 

Eine Veränderung der Rechtslage erfolgt dadurch 
nicht. 

Zu Nummer 11 Buchstabe a Doppelbuchtstabe bb: 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. In 
§ 64 Absatz 2 Nummer 2 SGB X ist in der Aufzäh-
lung der Rechtsbereiche auch „das Recht der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“ ent-
halten. Dies entspricht dem bis Jahresende 2004 gel-
tenden Rechtsstand. Das entsprechende Gesetz über 
eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung wurde mit Wirkung vom 1. 
Januar 2005 aufgehoben, weil dessen Inhalt als Vier-
tes Kapitel in das zu diesem Datum in Kraft getre-
tene SGB XII übernommen wurde. Die dadurch er-
forderliche Anpassung in § 64 Absatz 2 Nummer 2 
SGB X ist bislang jedoch unterblieben und wird hier-
mit nachgeholt.  

Zu Nummer 12 Buchstabe a: 

Die Regelung zur Einbeziehung Dritter war redaktio-
nell dahingehend klarzustellen, dass sie die Ver-
pflichtung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales zur Herstellung des Benehmens mit den 
Ländern in den Vordergrund rückt. Soweit das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales nach Absatz 
2 lediglich einzelne materielle Rechtsfragen des 
Bundesteilhabegesetzes wissenschaftlich untersu-
chen lässt, bezieht sich die Herstellung des Beneh-
mens nur auf diejenigen Gesichtspunkte, die die 
konkrete Umsetzungsverantwortung der Länder be-
treffen. Bei der Entscheidung über die Einbeziehung 
Dritter in die Umsetzungsbegleitung des Implemen-
tierungsprozesses soll das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales nach Möglichkeit im Wege der 
Projektförderung auf bereits bestehende Strukturen 
zurückgreifen, die im Bereich der Kommunal- und 
Landesverwaltung bereits Aufgaben der Beratung 
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und Qualifizierung wahrnehmen und über entspre-
chendes Erfahrungswissen im Bereich der Durchfüh-
rung der Eingliederungshilfe verfügen.  

Zu Nummer 12 Buchstabe b: 

Nach Absatz 3 soll ergänzend zu der in Absatz 2 ge-
regelten Untersuchung des verwaltungsmäßigen Im-
plementierungsprozesses des neuen Rechts der Ein-
gliederungshilfe bei den Trägern der Eingliederungs-
hilfe auch die konkrete materiell-rechtliche Anwen-
dung der künftigen Vorschriften erprobt werden 
(modellhafte Fallbearbeitung), noch bevor diese in 
Kraft treten. Hierzu stellt das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales den teilnehmenden Trägern der 
Eingliederungshilfe Fördermittel im Rahmen von 
Zuwendungen zur Verfügung. Im Einvernehmen mit 
den zuständigen Landesbehörden werden ausge-
wählte Leistungsträger hiermit in die Lage versetzt, 
parallel zur regulären Anwendung geltender Vor-
schriften einen repräsentativen Fallbestand aus ih-
rem Zuständigkeitsbereich spiegelbildlich auch nach 
den Vorschriften des künftigen Rechts „virtuell“ zu 
bearbeiten. Hierbei ist durch entsprechende Vorga-
ben in den Förderrichtlinien sicherzustellen, dass 
die Träger der Eingliederungshilfe während der mo-
dellhaften Erprobung personenbezogene Daten nur 
im Rahmen der datenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen verwenden und insbesondere die Anforderun-
gen nach § 75 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB X) beachtet werden. Die geförderten Stellen er-
klären sich darüber hinaus bereit, die modellhafte 
Fallbearbeitung wissenschaftlich unter der Federfüh-
rung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozia-
les untersuchen zu lassen. Da die wissenschaftliche 
Untersuchung auch Bezüge zu anderen Leistungen 
der sozialen Sicherung einschließen kann, stellt das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales bei die-
ser wissenschaftlichen Untersuchung das Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Gesundheit 
her, soweit dessen Ressortzuständigkeit berührt ist. 
Zu den wesentlichen Regelungsbereichen in Artikel 
1 Teil 2, die am 1. Januar 2020 in Kraft treten und 
von der modellhaften Fallbearbeitung umfasst sind, 
gehören: 

• die Einkommens- und Vermögensanrechnung - 
Teil 2 Kapitel 9 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB IX) - 

• die Assistenzleistungen in der Sozialen Teilhabe, 
insbesondere Assistenzleistungen für Personen, 
die ein Ehrenamt ausüben (§§ 78 i. V. m. 113 
SGB IX),  

• die Umsetzung der Regelung zum Verhältnis von 
Leistungen der Eingliederungshilfe und Leistun-
gen der Pflege bei Leistungstatbeständen, die von 
beiden Leistungssystem erfasst sind (§ 91 SGB 
IX), 

• die Umsetzung der Regelung für Menschen mit 
Behinderungen und Pflegebedarf - Lebenslagen-
modell (§ 103 Absatz 2 SGB IX), 

• die Prüfung der Zumutbarkeit und Angemessen-
heit (§ 104 SGB IX),  

• die Möglichkeit der gemeinschaftlichen Leis-
tungserbringung (§ 116 SGB IX), 

• die Abgrenzung der neuen Leistungen der Ein-
gliederungshilfe nach Artikel 1 Teil 2 von den 
Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) (existenz-
sichernde Leistungen). 

In die modellhafte Erprobung wird ab dem Jahr 2019 
die Vorschrift zum leistungsberechtigten Personen-
kreis in der Eingliederungshilfe nach § 99 SGB IX 
einbezogen. Hierbei sollen die Erkenntnisse aus der 
Untersuchung nach Absatz 5 berücksichtigt werden. 

Nach Absatz 4 sollen die Maßnahmen des Bundes-
teilhabegesetzes mit erheblichen Kostenfolgen auf 
ihre Haushaltswirksamkeit hin untersucht werden. 
Das Bundesteilhabegesetz führt in der Eingliede-
rungshilfe zu erheblichen finanziellen Auswirkun-
gen bei Ländern und Kommunen. Der Bundesrat hat 
in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf der 
Bundesregierung die Sorge geäußert, dass die finan-
ziellen Auswirkungen von den im Gesetzentwurf 
dargestellten Prognosen abweichen und es zu Mehr-
belastungen kommen könnte. Da die Finanzuntersu-
chung auch Bezüge zu dem Bundeshaushalt und zu 
anderen Leistungen der sozialen Sicherung ein-
schließen kann, stellt das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales hierbei das Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen und dem Bundes-
ministerium für Gesundheit her, soweit deren Res-
sortzuständigkeit berührt ist. 

Grundlage der Untersuchung sollen die in der Bun-
desstatistik für die Sozialhilfe und die Eingliede-
rungshilfe vorliegenden Daten über die jährlichen 
Einnahmen und Ausgaben sowie Sondererhebungen 
zu den Finanzwirkungen der genannten Maßnahmen 
sein. Bei der Untersuchung soll das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales auch die nach Landes-
recht unterschiedlich geregelte Kostenverteilung in 
den Bundesländern berücksichtigen. Soweit im Rah-
men der Untersuchung Erhebungen bei Trägern der 
Eingliederungshilfe durchgeführt werden, ist hierzu 
das Einvernehmen mit den zuständigen Landesbe-
hörden herzustellen. 

Nach Absatz 5 soll ab dem Jahr 2017 eine wissen-
schaftliche Untersuchung ausschließlich zur Rege-
lung des leistungsberechtigten Personenkreises der 
Eingliederungshilfe durchgeführt werden (§ 99 SGB 
IX). Obwohl die Ausrichtung des § 99 SGB IX auf 
eine ICF-Orientierung zur Bestimmung des leis-
tungsberechtigten Personenkreises der Eingliede-
rungshilfe in der Fachdiskussion grundsätzlich be-
grüßt wird, fehlt bislang eine valide Beurteilungs-
grundlage über die konkreten rechtlichen Wirkungen 
der künftigen Regelung. Dies gilt insbesondere auch 
im Hinblick auf das mit ihr verfolgte gesetzgeberi-
sche Ziel einer Beibehaltung des leistungsberechtig-
ten Personenkreises. Vor diesem Hintergrund soll 
die Regelung noch vor ihrem Inkrafttreten auf ihre 
Wirkungen untersucht werden, um dem Gesetzgeber 
Hinweise auf die zu bestimmenden Inhalte des kon-
kretisierenden Bundesgesetzes nach Artikel 25a § 99 
Absatz 7 SGB IX zu geben. In einem ersten Schritt 
wird nach Vorbereitungsarbeiten ab 1. August 2017 
eine wissenschaftliche Untersuchung zur Wirkung 
des § 99 SGB IX durchgeführt. Hierüber ist dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat bis Ende 
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Juni 2018 durch einen Bericht zu unterrichten. Das 
Ergebnis der anschließenden Erprobung nach Absatz 
3 muss bis Ende 2021 vorliegen, um gegebenenfalls 
noch vor Inkrafttreten der Regelung im Jahre 2023 
notwendige gesetzgeberische Änderungen vorneh-
men zu können. Der Gesetzgeber ist daher gehalten, 
sich mit den Ergebnissen der Untersuchung und der 
Modellphase intensiv zu befassen. Im Rahmen der 
Erarbeitung und Verabschiedung des zum 1. Januar 
2023 in Kraft tretenden Bundesgesetzes gemäß Arti-
kel 25a § 99 Absatz 7 werden neben den Ergebnissen 
der Untersuchung zu den rechtlichen Wirkungen 
nach Artikel 25 Absatz 5 auch die Ergebnisse der Be-
richte zu den Finanzwirkungen nach Artikel 25 Ab-
satz 4 beraten. 

Durch Absatz 6 wird eine Untersuchung der Auswir-
kungen der Trennung von Fachleistung und Lebens-
unterhalt auf die Höhe der mit der Zahlung eines 
monatlichen Regelsatzes eingeführt. Leistungsbe-
rechtigten nach dem Vierten Kapitel des SGB XII 
wird als Folge der Trennung von Fachleistung und 
Lebensunterhalt ein monatlicher Regelsatz nach der 
Regelbedarfsstufe 2 gezahlt, wenn sie in der soge-
nannten neuen Wohnform nach § 42a Absatz 2 
Nummer 2 SGB XII leben und denen deshalb Be-
darfe für Unterkunft und Heizung nach § 42a Absatz 
5 und 6 SGB XII anzuerkennen sind (ab 2020 Nach-
folgevorschrift der stationären Eirichtung). Das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales hat deshalb 
in den Jahren 2020 und 2021 zu untersuchen, wel-
cher Anteil den Leistungsberechtigten monatlich 
von ihrem Regelsatz zur eigenverantwortlichen De-
ckung von den durch die Regelbedarfe abgedeckten 
Bedarfen zur Verfügung steht. 

Nach Absatz 7 wird das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales verpflichtet, in den Jahren 2018, 
2019 und 2022 zum Stand und zu den Ergebnissen 
der Begleitung und der Untersuchung der Implemen-
tierungsphase, der modellhaften Erprobung und der 
Finanzuntersuchung zu berichten. Auf Grundlage 
des Berichts erhalten Bundestag und Bundesrat eine 
Beurteilungsgrundlage über die wichtigsten Wirkun-
gen des Bundesteilhabegesetzes, damit sie sich im 
Hinblick auf erforderliche gesetzliche Änderungen 
mit den Wirkungen des Bundesteilhabegesetzes be-
fassen können. 

Die Maßnahmen nach den Absätzen 3 bis 6 sollen in 
den Jahren 2017 bis 2021 durchgeführt werden. Sie 
müssen bis 2021 finanziell hinterlegt werden. Für 
die Modellphase und die begleitenden wissenschaft-
lichen Untersuchungen sind zusätzliche Mittel im 
Umfang von insgesamt 20 Millionen Euro (davon 
2017: 2,5 Millionen Euro, 2018 bis 2020: je 5 Millio-
nen Euro und 2021: 2,5 Millionen Euro) erforderlich. 

Zu Nummer 13: 

Es besteht Konsens über eine Neudefinition des leis-
tungsberechtigten Personenkreises der Eingliede-
rungshilfe im Lichte der UN-Behindertenkonvention 
und in Orientierung an der Internationalen Klassifi-
kation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Ge-
sundheit (ICF). Ebenso besteht Konsens, dass der 
bisherige leistungsberechtigte Personenkreis der Ein-
gliederungshilfe nicht verändert werden soll. Es ist 
jedoch nicht eindeutig, ob das Ziel der Beibehaltung 

des bisherigen Personenkreises mit der Regelung des 
§ 99 SGB IX erreicht werden kann. Um eine Einen-
gung des leistungsberechtigten Personenkreises zu 
vermeiden, wird daher zunächst bis zum 31. Dezem-
ber 2022 an der geltenden Regelung des § 53 SGB XII 
zum leistungsberechtigten Personenkreis festgehal-
ten. 

Eine Neudefinition im Lichte der der UN-Behinder-
tenkonvention und in Orientierung an der ICF soll 
erst dann in Kraft treten, wenn gesichert ist, dass sie 
nicht zu einer Verschlechterung führt. Daher enthält 
Artikel 25a eine richtungsweisende Regelung zum 
leistungsberechtigten Personenkreis, indem § 99 
SGB IX des Gesetzentwurfs mit seinem Wesensgeh-
alt übernommen wird und konkrete Vorgaben durch 
unbestimmte Rechtsbegriffe ersetzt werden. Auf der 
Grundlage dieser Regelung wird ab 2017 mittels wis-
senschaftlicher Untersuchung und modellhafter Er-
probung geklärt, welche konkreten Voraussetzungen 
zu regeln sind, die dem Bestimmtheitsgrundsatz Ge-
nüge tun und gleichzeitig dem Ziel der Beibehaltung 
des Personenkreises Rechnung tragen.  

Gegenüber § 99 SGB IX des Gesetzentwurfs enthält 
die vorgesehene Regelung folgende Änderungen: 

Die Ergänzung in Absatz 1 Satz 1 dient der Klarstel-
lung, dass Menschen mit geistigen und seelischen 
Behinderungen unter den leistungsberechtigten Per-
sonenkreis fallen.  

In den weiteren Änderungen des Absatzes 1 wird auf 
die Regelung einer konkreten Anzahl der Lebensbe-
reiche verzichtet. Stattdessen werden hier die unbe-
stimmten Rechtsbegriffe „größere Anzahl“ und „ge-
ringere Anzahl“ eingefügt. Der Begriff der „größeren 
Anzahl“ ist nicht gleichzusetzen mit „überwiegender 
Anzahl“; es reicht auch aus, wenn weniger als die 
überwiegenden Lebensbereiche betroffen sind. Die 
konkrete Bestimmung, was einer „größeren Anzahl“ 
und was einer „geringeren Anzahl“ entspricht, soll 
in einem späteren Gesetz erfolgen, wenn die Ergeb-
nisse der Untersuchung nach Artikel 25 Absatz 5 
vorliegen. Dabei soll die Bestimmung so erfolgen, 
dass die für die Leistungsberechtigung erforderliche 
Anzahl von Lebensbereichen, die trotz personeller 
und technischer Unterstützung nicht ausgeführt wer-
den, geringer ist, als diejenigen, die mit personeller 
und technischer Unterstützung noch erreicht werden 
können.  

Ergänzend wird in Satz 3 ein qualitatives Kriterium 
für die erhebliche Teilhabeeinschränkung beschrie-
ben. Wenn Personen in mehreren Lebensbereichen 
die Ausführung von Aktivitäten nicht möglich ist, ist 
ein geringeres Ausmaß der jeweiligen Einschränkung 
für die Leistungsberechtigung ausreichend. Umge-
kehrt können Einschränkungen in nur wenigen Le-
bensbereichen für eine Leistungsberechtigung aus-
reichen, wenn die jeweilige Einschränkung ein ho-
hes Ausmaß einnimmt. Die für die Leistungsberech-
tigung konkrete Bestimmung des Verhältnisses von 
der Anzahl der Lebensbereiche zum Ausmaß der je-
weiligen Einschränkung soll ebenfalls durch das 
spätere Gesetz erfolgen.  
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Die unbestimmten Rechtsbegriffe in Absatz 1 Satz 2 
und Satz 3, insbesondere die Angaben „größere An-
zahl“, „geringere Anzahl“ und das Verhältnis von 
der Anzahl der Lebensbereiche zum Ausmaß der je-
weiligen Einschränkung werden Inhalt der wissen-
schaftlichen Untersuchung nach Artikel 25 Absatz 5.  

Der neue Absatz 3 dient der Klarstellung, dass nicht 
entscheidend ist, ob die einzelne Person in den Le-
bensbereichen einen bestimmten Bedarf hat, sondern 
dass ausschließlich auf die für die Art der Behinde-
rung typisierende Unterstützung in den einzelnen 
Lebensbereichen abzustellen ist. So wird beispiels-
weise ein blinder Mensch wie auch bisher regelhaft 
zum leistungsberechtigten Personenkreis gehören, da 
er den Alltag nicht ohne personelle oder technische 
Unterstützung bewältigen kann. Hierbei ist neben 
der personellen Unterstützung auch die technische 
Unterstützung zu berücksichtigen wie beispielsweise 
durch Blindenlangstock, Bildschirmlesegerät, Blin-
denschriftübersetzer, Vorlesegerät, sprechender Kü-
chen- oder Personenwaage. Ob der Mensch mit Be-
hinderungen einen konkreten Bedarf an Leistungen 
in diesen Lebensbereichen hat, ist für die Zuordnung 
zum leistungsberechtigten Personenkreis unerheb-
lich. Dies ist eine Frage, die erst nach geklärter Zuge-
hörigkeit im Rahmen der Gesamtplanung zu ermit-
teln und festzustellen ist. 

In Absatz 7 hat sich der Gesetzgeber die Konkretisie-
rung der unbestimmten Rechtsbegriffe vorbehalten. 
Das Bundesgesetz soll mit Zustimmung des Bundes-
rates die für die leistungsrechtlichen Bestimmtheits-
anforderungen notwendigen Konkretisierungen vor-
nehmen. 

Hierbei sollen die Ergebnisse der Untersuchung nach 
Artikel 25 Absatz 5 berücksichtigt werden, über de-
ren Ergebnisse die Bundesregierung im Jahr 2018 be-
richtet.  

Für die Ausgestaltung der Lebensbereiche nach Ab-
satz 7 Nummer 3 wird das Bundesgesetz voraus-
sichtlich eine Ermächtigung zum Erlass einer 

Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
vorsehen. 

Zu Nummer 14 Buchstabe a: 

Die Änderungen des § 20 SGB VI treten am Tag nach 
der Verkündung des Gesetzes in Kraft. 

Zu Nummer 14 Buchstabe b: 

Durch die Änderung wird die übergangsweise Wei-
tergeltung der Regelungen des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB XII) zum leistungsberechtigten 
Personenkreis in der Eingliederungshilfe sicherge-
stellt. Im Zeitraum von 2020 bis 2022 werden in Ar-
tikel 25a § 99 diese Regelungen des (SGB XII) in Be-
zug genommen. Die Vorschriften in den §§ 1 bis 3 
der Eingliederungshilfe-Verordnung erhalten für die-
sen Zeitraum Gesetzesrang. 

Durch die Einfügung von § 94 Absatz 1 wird gere-
gelt, dass die Träger der Eingliederungshilfe bereits 
zum 1. Januar 2018 von den Ländern bestimmt wer-
den. Dies ist erforderlich, weil für die Umsetzung 
der Regelungen des Teil 2 Kapitel 8 dieses Buches, 
der ebenfalls zum 1. Januar 2018 in Kraft tritt, bereits 
Träger der Eingliederungshilfe bestimmt sein müs-
sen. 

Zu Nummer 14 Buchstabe c: 

Die Regelung sieht ein bedingtes Inkrafttreten von 
Artikel 25a § 99 SGB IX erstmals zum 1. Januar 2023 
vor. Dessen Inkrafttreten wird an den Eintritt einer 
tatsächlichen Bedingung geknüpft. Das konkretisie-
rende Bundesgesetz nach Artikel 25a § 99 Absatz 7 
muss bis zu diesem Zeitpunkt verkündet worden 
sein. Die Bekanntmachungserlaubnis dient dem 
Zweck, Rechtssicherheit über die ab dem 1. Januar 
2023 geltende Fassung von § 99 SGB IX herzustel-
len. Die Bekanntmachung sollte möglichst zeitgleich 
mit der Verkündung des Bundesgesetzes nach Arti-
kel 25a § 99 Absatz 7 erfolgen. 

 


